
2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

22.09.2014 19:00 Uhr



Köthen (Anhalt), 11.09.2014

- Bekanntmachung -

zur   2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf 
am Montag, dem 22.09.2014 um 19:00 Uhr 
Sitzungsraum der Gemeinde Dohndorf, Dorfstraße 5 
06369 D o h n d o r f 

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich lade Sie zu der oben benannten Sitzung recht herzlich ein. 

Vorgesehene Tagesordnung: 

TOP Thema Vorl. 

1 Eröffnung 

1.1 E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e -  
1.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
2.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.5 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 
"Erweiterung 2014152/1  
 Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes   
 ´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"    
 hier: Aufstellungsbeschluss    
2.6 Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 2014157/2  
2.7 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher -  
 Teil)   
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
3.4 Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.5 Wirtschaftliche Situation des Abwasserzweckverbandes Ziethetal 2014123/3  
3.6 Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil) - 

Mit freundlichen Grüßen

  
Uwe  W i t t m a n n 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 22.09.2014

Sitzung : 2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

Vorlage-Nr. : 2014152/1

TOP 2.5 : 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 
"Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des 
Bebauungsplanes 
´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"   
hier: Aufstellungsbeschluss  

Protokolltext

- - -

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Dohndorf 

SOLL Stimmberechtigte 7

Sitzung am 22.09.2014 IST Stimmberechtigte 5

TOP 2.5 Befangen 0

Ja-Stimmen 5

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 23.09.2014

Uwe Wittmann 
Ortsbürgermeister 



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Protokollauszug

Datum : 22.09.2014

Sitzung : 2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf

Vorlage-Nr. : 2014157/2

TOP 2.6 : Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt)

Protokolltext

Der Ortschaftsrat spricht sich einstimmig für Variante 2 bezüglich der Einwohnerfragestunden aus. 

Abstimmungsergebnis:

Gremium Ortschaftsrat 
Dohndorf 

SOLL Stimmberechtigte 7

Sitzung am 22.09.2014 IST Stimmberechtigte 5

TOP 2.6 Befangen 0

Ja-Stimmen 5

Nein-Stimmen 0

Beschluss laut BV Enthaltungen 0

Die Übereinstimmung vorstehenden Auszuges mit der Urschrift wird beglaubigt.

Köthen (Anhalt), 23.09.2014

Uwe Wittmann 
Ortsbürgermeister



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2014152/1 

Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Dohndorf

Sitzung am: 22.09.2014

TOP: 2.5

Amt: Bereich 061 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2014152/1

Az.: erstellt am: 27.08.2014

Betreff

2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes 
´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"   
hier: Aufstellungsbeschluss  

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4

22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 
24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
07.10.2014: Hauptausschuss 
16.10.2014: Stadtrat

22.09.2014 
24.09.2014 
07.10.2014 
16.10.2014

laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 15.09.2014

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Aufstellung der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Überplanung von 
Teilflächen des Bebauungsplanes ´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`" im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB.

Gesetzliche Grundlagen:

§§ 1 (1), 1 (3), 2 (1), 12, 13 Baugesetzbuch (BauGB)
§§ 5, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

1. Anlass der Planung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Überplanung 
von Teilflächen des Bebauungsplanes `Gewerbegebiet Dohndorf- Löbnitzer Kreuz`" ist seit 
dem 30.04.2010 rechtswirksam, die 1. Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ist seit dem 31.05.2013 rechtswirksam. (Anlage 1, Übersichtsplan 
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54)
Der Planungsanlass für die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ergibt 
sich aufgrund dessen, dass nicht alle Maßnahmeflächen für den naturschutzrechtlichen 
Ausgleich so umgesetzt werden können, wie sie im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
54 festgesetzt sind. 
Eine Teilfläche, die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 als Ausgleichsfläche (M 
3.1 Ackerbrache) festgesetzt wurde, wird als Rangier- und Zufahrtsfläche für den 
technologischen Ablauf des Betonwerkes benötigt. Bei der Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes war dieser Umstand noch nicht absehbar. 
In den Sitzungen des Bau- und Umweltausschusses am 08.05.2014 und am 12.06.2014 
wurden von Seiten der Verwaltung bereits Erläuterungen zu dem Sachverhalt gegeben.

Der Antrag zur Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes des Vorhabenträgers 
liegt der Stadt (Köthen) vor (Anlage 4). 

2. Ziele und Zwecke der Planänderung 

Ziele der Planänderung sind insbesondere:
- die Sicherung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse 
- die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege 

- die Entwicklung von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen 

- die Berücksichtigung der Belange der Wirtschaft und
- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen.

Durch die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden die 
planungsrechtlichen Vorraussetzungen zur Sicherung des technologischen Ablaufs des 
Betonfertigteilewerkes und zur Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen geschaffen. 

3. Vorbereitende Bauleitplanung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 wurde aus dem Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Dohndorf (rechtswirksam seit 12.02.1999) entwickelt. Der räumliche 
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist dort als „Gewerbliche 
Baufläche“ dargestellt.
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes geht mit den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes konform.

4. Inhalte der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht aus 3 Teilen: Teil A - Planzeichnung, Teil B 
– Textliche Festsetzungen und Teil C – Vorhaben- und Erschließungsplan.
Die Änderungen der 2. Änderung betreffen den Teil A und den Teil B.



Die Anlage 2 zeigt einen Übersichtsplan, die Änderungen des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 54 betreffend. Die Anlage 3 enthält einen Auszug aus dem 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 Teil B: Textliche Festsetzungen).

In der Planzeichnung (Teil A) wird die südliche Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes erweitert.
Der Anlass dafür ist, dass der Vorhabenträger infolge einer Angleichung der südlichen 
Grundstücksgrenzen zu einem durchgängig geradlinigen Verlauf dort über zusätzliche 
Flächen verfügt. Durch diesen zusätzlichen Flächenerwerb kann die Maßnahme M 5 (Baum-
Strauch-Hecke), in einer durchschnittlichen Tiefe von 15 m durchgeführt und insgesamt auf 
ca. 5.500 qm erweitert werden. Diese Maßnahme ist für die Minimierung des Eingriffs in das 
Landschaftsbild wesentlich, da sie der südlichen Eingrünung des Betonwerkes dient.

Im Rahmen des Verfahrens der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird 
die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes geprüft. 

Von dem vom Vorhabenträger beauftragten Planungsbüro wurde bereits eine neue 
Ausgleichsberechnung erstellt. Sie wird Grundlage der Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und trägt den derzeitigen Gegebenheiten Rechnung:

- Vergrößerung der Lager- und Rangierfläche
- Vergrößerung der Pflanzflächen: 

§ Vergrößerung des Feldgehölzes (östlich)
§ Vergrößerung der Baum- Strauch- Hecke (südlich) 

- Ruderalfläche (Wall).

Dem entsprechend werden die textlichen Festsetzungen des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes (Teil B) des Abschnittes 6. Grünordnerische Festsetzungen, die 
Maßnahmeflächen M 3, M 4 und M 5 betreffend, geändert. Eine weitere Maßnahmefläche – 
M 6 (Ruderalfläche) – wird neu ausgewiesen. Die Zuordnungsfestsetzungen der 
Ausgleichsmaßnahmen zu den Bauabschnitten 1 und 2 des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ändern sich nur dahingehend, dass die neue Ruderalfläche M 6 (anstatt 
der entfallenen Maßnahme M 4.1) dem ersten Bauabschnitt zugeordnet wird. 

Durch die Vergrößerung der Pflanzflächen und die Schaffung einer Ruderalfläche sowie 
durch eine landschaftsgerechtere Gestaltung sind die Eingriffe in Natur und Landschaft für 
den 1. Bauabschnitt ausgeglichen. Eine entsprechende positive Stellungnahme der Unteren 
Naturschutzbehörde liegt dazu bereits vor.

5. Verfahren

Die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt, da die Änderungen geringfügig sind und die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Die Vorraussetzungen zur Anwendung des 
vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB sind gegeben. 
Bei der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 geht es lediglich 
darum, dass die textlichen Festsetzungen zu den Ausgleichsmaßnahmen geändert werden, 
die Bebauungsplangrenze wird geringfügig nach Süden verschoben.



6. Rechtliche Wirkung der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Mit der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes `Gewerbegebiet 
Dohndorf- Löbnitzer Kreuz`" wird in den seit dem 30.04.2010 rechtskräftigen 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 eingegriffen. Mit Rechtskraft der 2. Änderung 
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 treten Teile der textlichen Festsetzungen 
(Teil B) – Grünordnerische Festsetzungen – des Ursprungsplanes des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 54 außer Kraft und werden ersetzt durch neue textliche 
Festsetzungen der 2. Änderung. Die Festsetzung zur Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches im Teil A – Planzeichnung tritt außer Kraft und wird durch eine neue 
Festsetzung ersetzt. 
Alle anderen Festsetzungen bleiben bestehen und sind von der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 nicht berührt.

7. Anforderungen an den Vorhabenträger

Der Vorhabenträger erbringt alle städtebaulichen und landschaftspflegerischen Leistungen 
für die Erarbeitung der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, zu seinen 
Lasten. 
Durch den Vorhabenträger sind die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen für den durch die 
Umsetzung des ersten Bauabschnittes des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
verursachten Eingriff in Natur und Landschaft sowohl hinsichtlich der Wertigkeit als auch 
dem Umfang nach bereits umgesetzt worden.

Die Geschäftsführung des Betonwerkes hat ein Planungsbüro mit der Erarbeitung der 
Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beauftragt. 
Der Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zur Erbringung der Planungsleistungen wird 
nicht als erforderlich angesehen. 
Der mit dem Vorhabenträger bestehende Durchführungsvertrag wird der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes angepasst. 

8. Kosten

Für die Erstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entstehen der Stadt Köthen 
(Anhalt) keine Kosten.








Anlage zur Sitzungsvorlage
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Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2014157/2 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Dohndorf

Sitzung am: 22.09.2014

TOP: 2.6

Amt: Amt 10 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2014157/2

Az.: erstellt am: 02.09.2014

Betreff

Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 
22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 
23.09.2014: Ortschaftsrat Merzien 
24.09.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 
25.09.2014: Ortschaftsrat Wülknitz 
30.09.2014: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
02.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 
07.10.2014: Hauptausschuss 
16.10.2014: Stadtrat

18.09.2014 
22.09.2014 
23.09.2014 
24.09.2014 
25.09.2014 
30.09.2014 
02.10.2014 
07.10.2014 
16.10.2014

kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
entspr. prot. Änd. 
entspr. prot. Änd.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA 
S. 288) die anliegende Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt), zu § 13 (4) Variante 
2.

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA

Darlegung des Sachverhalts / Begründung

siehe Synopse alte und neue Fassung der Hauptsatzung mit Erläuterungen und Begründungen, sowie 
die Fußnoten in der Satzung 








Anlage 2 
Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt. 
 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
   
Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommu-
nalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadt-
rat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 
16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen: 


Keine Bemerkungen 
 


Beachte: KVG LSA  Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt 


Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschloss in sei-
ner 20. Sitzung am 25.10.2001 auf der Grundlage der 
§§ 6 und 7 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-
Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA 43/1993 
S. 568), in der zz. gültigen Fassung, die nachfolgende 
Hauptsatzung für die Stadt Köthen (Anhalt). 


   
   


I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 


Um die Übersichtlichkeit der Hauptsatzung zu verbes-
sern, wird sie in thematische Abschnitte gegliedert und 
die Regelungen in den jeweiligen Abschnitten gruppiert. 


 


   
   


§ 1 
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen 


Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 
Paragraphen besser wiederzugeben. 


§ 1 
Bezeichnung und Hoheitszeichen der Stadt 


   
(1) Die Stadt führt den Namen "Köthen (Anhalt)". Der Wortlaut wurde an § 13 I 1 KVG LSA angepasst. (1) Die Stadt trägt den Namen "Köthen (Anhalt)". 
   
(2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) sind blau 
und weiß. 


Redaktionelle Überarbeitung ohne inhaltliche Änderung. (2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) zeigen 
blau und weiß. 


   
(3) Das Wappen der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in 
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt, 
mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz 
gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere und 
stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf. 


Keine Änderungen. (3) Das Wappen der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in 
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt, 
mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz 
gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere und 
stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf. 


   
(4) Die Flagge der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt die Redaktionelle Überarbeitung ohne inhaltliche Änderung. (4) Die Flagge der Stadt zeigt die Farben der Stadt 
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Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
Farben blau und weiß und im Mittelfeld das Stadtwap-
pen. 


blau und weiß und im Mittelfeld das Stadtwappen. 


   
(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der 
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


Keine Änderungen. (5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der 
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


   
   


§ 2 
Dienstsiegel 


Der Paragraph wurde aus systematischen Gründen vor-
gezogen und neu nummeriert. Keine inhaltlichen Ände-
rungen. 


§ 3 
Dienstsiegel 


   
Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. Es zeigt 
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Köthen (An-
halt)". Es wird entweder als Prägesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht. 


Keine Bemerkungen. Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. Es zeigt 
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Köthen (An-
halt)". Es wird entweder als Prägesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht. 


   
   


II. ABSCHNITT 
ORTSCHAFTSVERFASSUNG 


  


   
   


§ 3 
Ortschaftsverfassung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt eine 
neue Überschrift, die auf die Einführung der Ortschafts-
verfassung hinweisen soll. 


§ 2 
Ortsteile und Ortschaften 


   
(1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die 
Ortsteile Köthen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Elsdorf, Gahrendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, 
Kleinwülknitz, Löbnitz an der Linde, Merzien, Porst und 
Zehringen. 


Keine Bemerkungen. (1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile 
Köthen, Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gah-
rendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, Kleinwülknitz, Löbnitz 
an der Linde, Merzien, Porst und Zehringen. 


   
(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einfüh- Die Bildung von Ortschaften und die Einführung der Ort-  


Seite 2 von 41 







Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
rung der Ortschaftsverfassung gemäß den §§ 81 ff. KVG 
LSA gebildet: 


schaftsverfassung ist in der Hauptsatzung zu regeln 
(§ 81 I 1 KVG LSA). Während schon bisher Ortschaften 
in der Hauptsatzung gebildet wurden, war die Einführung 
der Ortschaftsverfassung nicht ausdrücklich bestimmt 
sondern wurde vielmehr in den §§ 6-8 a. F. vorausge-
setzt. In der Hauptsatzung müssen ferner die Grenzen 
der Ortschaften festgelegt werden (§ 81 I 2 KVG LSA). 
Mehrere benachbarte Ortsteile können zu einer Ortschaft 
zusammengefasst werden (§ 81 I 3 KVG LSA). 


1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arens-
dorf und Gahrendorf, 


Siehe oben. § 2 III: (3) Die Ortsteile Arensdorf und Gahrendorf bilden 
die Ortschaft Arensdorf. 


2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Baasdorf, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Dohndorf, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


4. Löbnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die 
Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-
de Löbnitz an der Linde, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen 
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, 
bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien 
und Zehringen, 


Siehe oben. § 2 II: (2) Die Ortsteile Hohsdorf, Merzien und Zehringen 
bilden die Ortschaft Merzien. 


6. Wülknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen 
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wülknitz, 
bestehend aus den Ortsteilen Großwülknitz und 
Kleinwülknitz. 


Siehe oben. § 2 IV: (4) Die Ortsteile Kleinwülknitz und Großwülknitz 
bilden die Ortschaft Wülknitz. 


   
(3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wählt. 


Die Hauptsatzung muss bestimmen, ob in den Ortschaf-
ten ein Ortschaftsrat oder ein Ortsvorsteher gewählt wird 
(§ 81 I 2 KVG LSA). Die Übergangsregelung in § 6 I 2 a. 
F. hat sich durch Zeitablauf erledigt und kann deshalb 
entfallen. Bis zum Beginn der Wahlperiode 2019 bleibt 
es beim gegenwärtigen Zustand, dass in jeder Ortschaft 
ein Ortschaftsrat eingerichtet wird. 


§ 6 I: (1) In den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde, Merzien und Wülknitz werden 
Ortschaftsräte gewählt. In den zum 1.1.2004 eingeglie-
derten Ortschaften nehmen, bis zur erstmaligen Wahl 
der Ortschaftsräte, die zum Zeitpunkt der Eingliederung 
gewählten Gemeinderäte die Aufgaben der Ortschaftsrä-
te wahr. 
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(4) Ab Beginn der Wahlperiode 2019 wird in den 
Ortschaften Dohndorf und Löbnitz an der Linde ein Orts-
vorsteher gewählt, in den Ortschaften Arensdorf, Baas-
dorf, Merzien und Wülknitz wird ein Ortschaftsrat ge-
wählt. 


Zum 01.07.2018 tritt § 82 I KVG LSA in Kraft. Danach 
besteht ab Beginn der Wahlperiode 2019 die Verpflich-
tung, in Ortschaften mit bis zu 300 Einwohnern einen 
gewählten Ortsvorsteher zu haben. Eine Ortschaft mit 
mehr als 300 Einwohnern kann einen gewählten Ort-
schaftsrat oder einen gewählten Ortsvorsteher haben. 
Die Ortschaften Dohndorf (273 Einwohner per 
31.12.2013) und Löbnitz an der Linde (243 Einwohner 
per 31.12.2013) erfüllen die Voraussetzungen für die 
Einrichtung eines Ortschaftsrates dann voraussichtlich 
nicht mehr (zur maßgebenden Einwohnerzahl beachte 
§ 158 KVG LSA). Deshalb ist dort ein Ortsvorsteher zu 
wählen. Für die übrigen Ortschaften mit mehr als 300 
Einwohnern besteht ein Wahlrecht zwischen einem Orts-
vorsteher oder einem Ortschaftsrat. Insoweit soll es wie 
bisher bei der Einrichtung von Ortschaftsräten bleiben. 


 


   
(5) Soweit ein Ortschaftsrat gewählt wird, besteht er 
in den Ortschaften 


Gemäß § 83 I KVG LSA wird die Zahl der Ortschaftsräte 
durch die Hauptsatzung bestimmt. Der Ortschaftsrat 
besteht aus mindestens drei und höchstens neun Ort-
schaftsräten. Die Verwendung des Wortes „soweit“ rührt 
daher, dass in den Ortschaften Dohndorf und Lönmitz an 
der Linde aufgrund der geringen Einwohnerzahl ab der 
Wahlperiode 2019 kein Ortschaftsrat mehr eingerichtet 
werden kann. 


1. Dohndorf, Merzien und Wülknitz aus neun Mit-
gliedern, 


Die Zahl der Ortschaftsräte bleibt unverändert. 


§ 6 II: Die Ortschaftsräte der Ortschaften Dohndorf, Mer-
zien und Wülknitz bestehen aus 9 Mitgliedern. Die Ort-
schaftsräte der Ortschaften Arensdorf, Baasdorf und 
Löbnitz an der Linde bestehen aus 7 Mitgliedern. 


2. Arensdorf, Baasdorf und Löbnitz an der Linde 
aus sieben Mitgliedern. 


Die Zahl der Ortschaftsräte bleibt unverändert.  


   
   
 Entfällt. § 7 


Seite 4 von 41 







Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
Ortsbürgermeister 


   
 Das KVG LSA sieht zum Ortsbürgermeister keine zwin-


gend in der Hauptsatzung zu regelnde Sachverhalte vor. 
Vielmehr findet sich in § 85 KVG LSA bereits eine um-
fassende Vorschrift zum Ortsbürgermeister. § 7 I a. F. ist 
inhaltlich bereits in § 85 I KVG LSA enthalten, so dass es 
dieser Vorschrift nicht bedarf. Sie kann deshalb entfallen.


(1) Der Ortsbürgermeister und ein oder mehrere Stellver-
treter werden aus der Mitte des Ortschaftsrates von die-
sem gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch 
den Stadtrat. 


   
 Diese Regelung hat sich durch Zeitablauf erledigt und 


kann deshalb entfallen. 
(2) Sofern die Ortschaft durch eine Eingemeindung in die 
Stadt Köthen (Anhalt) entstanden ist, wird das Amt des 
Ortsbürgermeisters durch den bisherigen Bürgermeister 
der eingegliederten Gemeinde für den Rest seiner Wahl-
periode wahrgenommen, längstens für die Erste Wahlpe-
riode des Ortschaftsrates nach der Neubildung. 


   
   


§ 4 
Zuständigkeiten des Ortschaftsrates 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 8 
Zuständigkeit des Ortschaftsrates 


   
(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden An-
gelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


Das Wort „ausschließlich“ wurde gestrichen, um die Re-
gelung dem Gesetzeswortlaut anzupassen (bspw. 
§ 84 I 2, II KVG LSA). Auf eine ausschließliche Betrof-
fenheit der Ortschaft kommt es danach nicht an. 


(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden Angele-
genheiten, die ausschließlich die Ortschaft betreffen, 
anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, Keine Bemerkungen. 1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-


lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


Keine Bemerkungen. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, Keine Bemerkungen. 4. Bestellung des Ortswehrleiters, 
5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhe-


bung von öffentlichen Einrichtungen, 
Keine Bemerkungen. 5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhe-


bung von öffentlichen Einrichtungen, 
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6. Pflege des Ortsbildes, Keine Bemerkungen. 6. Pflege des Ortsbildes, 
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, Keine Bemerkungen. 7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, 
8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der 


Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen, 
Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


Keine Bemerkungen. 8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der 
Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen, 
Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft. 


Keine Bemerkungen. 9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft. 


Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig 
über 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-
zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind für Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, für 
Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisatio-
nen, für Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere 
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, 
Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsentative 
Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von 
Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mögen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, 
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 
einschließlich Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichti-
gen. Mit dem Ortschaftsrat ist diesbezüglich Einverneh-
men herzustellen. 


Keine Bemerkungen. Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig 
über 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-
zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind für Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, für 
Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisatio-
nen, für Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere 
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, 
Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsentative 
Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von 
Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mögen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, 
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 
einschl. Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichtigen. Mit 
dem Ortschaftsrat ist diesbezüglich Einvernehmen her-
zustellen. 


   
(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz sind bei folgen-
den Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzu-
hören: 


Das Wort „vorher“ wurde gestrichen. Dadurch erfolgt 
eine Angleichung an Absatz 1, da in beiden Absätzen 
das Gleiche gemeint ist. Es versteht sich von selbst, 
dass die Anhörung vor dem Beschluss des Stadtrates zu 
erfolgen hat, da andernfalls der Stadtrat das Votum des 
Ortschaftsrates nicht in Betracht ziehen kann. 


(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz sind bei folgen-
den Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, vorher 
anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, Keine Bemerkungen. 1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 
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2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-


lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


Keine Bemerkungen. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, Keine Bemerkungen. 4. Bestellung des Ortswehrleiters, 
5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffent-


lichen Einrichtungen, 
Keine Bemerkungen. 5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffent-


lichen Einrichtungen, 
6. Pflege des Ortsbildes, Keine Bemerkungen. 6. Pflege des Ortsbildes, 
7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-


standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und 
Grünanlagen, Straßen, Wege und Plätze. 


Keine Bemerkungen. 7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und 
Grünanlagen, Straßen, Wege und Plätze. 


   
(3) Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich ei-
genständig über 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 
Leistungen, die die Ortschaft betreffen. Basis ist die Ein-
wohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis 
zum 31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser 
Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 
Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Be-
trag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten 
werden darf. Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansät-
ze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für 
folgende Maßnahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich eigenständig 
über 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, 
die die Ortschaft betreffen. Basis ist die Einwohnerzahl 
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jah-
res. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 


Seite 7 von 41 







Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
und gemeindliche Veranstaltungen, und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(4) Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 
15,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen zur 
Verfügung gestellt. Basis ist die Einwohnerzahl zum 
30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 
Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 
festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entspre-
chend der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jähr-
lich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je 
Einwohner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel 
sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes 
der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende 
Maßnahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 15,00 Euro 
je Einwohner für freiwillige Leistungen zur Verfügung 
gestellt. Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem 
Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. Der in Satz 1 
genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 festgeschrie-
ben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der 
Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu 
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen 
nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der 
Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(5) Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vo-
rangehenden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird 
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird die-


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 9,00 Euro je 
Einwohner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft 
betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die Einwoh-
nerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehen-
den Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
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ser Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 
Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Be-
trag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten 
werden darf. Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansät-
ze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) ins-
besondere für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für 
folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(6) Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden 
jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, 
die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis 
ist die Einwohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorangehenden 
Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 
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3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-


gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(7) Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vo-
rangehenden Jahres. Die Höhe wird bis zum 31.12.2009 
festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entspre-
chend der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jähr-
lich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je 
Einwohner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel 
sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes 
der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen ein-
gesetzt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Satz 2 a. F. kann entfallen, da er 
sich erledigt hat. 


Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 12,00 Euro 
je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft 
betreffen, zur Verfügung gestellt. Eine Reduzierung auf 
9,00 Euro erfolgt bei Abschluss einer veränderten Ver-
einbarung zur derzeit gültigen über den jährlichen Zu-
schuss an den Wülknitzer Sportverein. Basis ist die Ein-
wohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Die Höhe wird bis zum 31.12.2009 fest-
geschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend 
der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu 
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen 
nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der 
Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen einge-
setzt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, 
Kinderfeste, Drachenfeste usw. 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, 
Kinderfeste, Drachenfeste usw. 


   
(8) Die Ortschaftsräte entscheiden über Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-


ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
Die Ortschaftsräte entscheiden über 
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auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


1. Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von 
Grundstücken und beweglichem Vermögen der 
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, 
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde), 


Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-
ne inhaltlichen Änderungen. 


- Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von 
Grundstücken und beweglichem Vermögen der 
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, 
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde), 


2. die Veräußerung von beweglichem Vermögen 
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermögen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht 
wurde). 


Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-
ne inhaltlichen Änderungen. 


- die Veräußerung von beweglichem Vermögen 
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermögen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht 
wurde). 


Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem 
Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermö-
gen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, 
soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen 
Angelegenheiten zu hören. 


Keine Bemerkungen. Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem 
Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermö-
gen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, 
soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen 
Angelegenheiten zu hören. 


   
   


III. ABSCHNITT 
Organe 


  


   
   


§ 5 
Stadtrat 


Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt wegen 
des neuen Absatzes 1 eine allgemeinere Überschrift. 


§ 10 
Vorsitz im Stadtrat 


   
(1) Der Gemeinderat der Stadt Köthen (Anhalt) führt 
die Bezeichnung „Stadtrat“. 


Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des 
Städte und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt. Das KVG 
LSA kennt als Vertretung in Gemeinden lediglich den 
„Gemeinderat“ (§ 7 II Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff „Stadt-
rat“ wird lediglich einmal verwendet und zwar in § 36 I 3 
KVG LSA. Danach tragen in Städten Gemeinderäte die 
Bezeichnung „Stadträte“. Gemeint sind damit allerdings 
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die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ selbst. 
In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch 
das Organ als „Stadtrat“ bezeichnen dürfen. 


   
(2) Der Stadtrat wählt aus dem Kreis der ehrenamt-
lichen Mitglieder für die Dauer der Wahlperiode einen 
Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vor-
stand). Die Anzahl der Stellvertreter richtet sich nach der 
Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituieren-
den Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet 
und stellt eine Fraktion bereits den Vorsitzenden des 
Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl 
der Stellvertreter unberücksichtigt.. Werden keine Frakti-
onen gebildet, sind zwei Stellvertreter zu wählen. Die 
Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der 
Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht. 


Der Absatz wurde dem Wortlaut des § 36 II 1 KVG LSA 
angepasst. Der Hinweis auf die einfache Mehrheit kann 
entfallen, weil insoweit § 56 IV KVG LSA Anwendung 
findet. Die Anzahl der Stellvertreter ist flexibel und wird 
an die Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konsti-
tuierenden Sitzung angepasst. Um die Minderheiten-
rechte zu stärken ist vorgesehen, dass diejenige Frakti-
on, die den Vorsitzenden des Stadtrates stellt, nicht 
zugleich auch i. d. R. den ersten Stellvertreter bestimmt. 
Dies gilt aber nur, wenn mindestens drei Fraktionen ge-
bildet werden. 
Beispiel: Im Stadtrat werden die A-, B-, C- und D-
Fraktion gebildet. Die A-Fraktion stellt aufgrund der 
Mehrheitsverhältnisse den Stadtratsvorsitzenden. ES 
werden dann nur noch 3 Stellvertreter gewählt, wobei die 
A-Fraktion keinen Kandidaten stellen kann. 
 Das Abstellen auf einen konkreten Zeitpunkt für 
die Bestimmung der Stellvertreterzahl bedeutet, dass 
nachträglich Änderungen bei der Zahl der Fraktionen 
unberücksichtigt bleiben. Löst sich bspw. eine Fraktion 
auf, bleibt der gewählte Stellvertreter grundsätzlich für 
die Dauer der Wahlperiode im Amt. Bildet sich innerhalb 
einer Wahlperiode eine zusätzliche Fraktion, erhöht sich 
die Zahl der Stellvertreter in dieser Wahlperiode nicht. 
Die Reihenfolge, in der die Stellvertreter zum Einsatz 
kommen, richtet sich nach der Anzahl der bei der Wahl 
auf sie entfallenden Stimmen. Der Stellvertreter mit der 
höchsten Stimmenzahl ist erster Stellvertreter usw. Bei 
Stimmengleichheit wird die Reihenfolge durch das Los 


(1) Der Stadtrat wählt mit einfacher Mehrheit für die 
Dauer der Wahlperiode einen Vorsitzenden und den 1. 
bis 4. Stellvertreter (Vorstand). 
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bestimmt. 


   
(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des 
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewählten 
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr. 


Keine Bemerkungen. (2) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des 
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewählten 
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr. 


   
(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können 
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtrates 
abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unverzüglich zu 
erfolgen. 


Satz 1 wurde dem Wortlaut des § 36 II 2 KVG LSA an-
gepasst. 


(3) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können 
jeweils mit einfacher Mehrheit der gesetzlichen Mitglie-
der abgewählt werden. Eine Nachwahl hat unverzüglich 
zu erfolgen. 


   
(5) Die Frist gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA, 
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Auskunft zu 
erteilen ist, beträgt vier Wochen. 


Gemäß § 43 Abs. 3 KVG LSA kann jedes ehrenamtliche 
Mitglied der Vertretung zur eigenen Unterrichtung von 
dem Hauptverwaltungsbeamten Auskunft verlangen; ihm 
muss durch den Hauptverwaltungsbeamten Auskunft 
erteilt werden. In der Hauptsatzung ist dafür eine ange-
messene Frist zu bestimmen. 


 


   
   


§ 6 
Ausschüsse des Stadtrates 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 12 
Ausschüsse des Stadtrates 


   
(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben 
die folgenden ständigen Ausschüsse: 


In § 6 I n. F. werden wie bisher die beschließenden und 
beratenden Ausschüsse festgelegt. Im Anschluss erhält 
jeder Ausschuss einen eigenen Absatz, in dem die Zahl 
der Mitglieder, ggf. sachkundigen Einwohner und der 
Ausschussvorsitz sowie dessen Vertretung geregelt 
werden. Mit Ausnahme der Vertretung des Oberbürger-
meisters im Hauptausschuss (siehe dort) ist dies nicht 
mit Änderungen verbunden. 


(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben 
folgende ständige beschließende Ausschüsse: 


1. als beschließende Ausschüsse Siehe oben.  
a) den Hauptausschuss, Siehe oben. Hauptausschuss 10 Mitglieder und der 
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Oberbürgermeister 


b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schuss, 


Siehe oben. Bau-, Sanierungs- und 
Umweltausschuss 


11 Mitglieder 


c) den Heimausschuss, Siehe oben. Heimausschuss 9 Mitglieder (davon 6 
Stadträte, 2 Arbeitnehmer-
vertreter des Eigenbetrie-
bes und 1 Vorsitzender) 


2. als beratende Ausschüsse Siehe oben. (2) Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse bildet der 
Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) folgende ständige 
beratende Ausschüsse: 


a) den Sozial- und Kulturausschuss, Siehe oben. Sozial- und Kulturaus-
schuss 


11 Mitglieder und 10 Sitze 
für sachkundige Einwohner 


b) den Rechnungsprüfungsausschuss. Siehe oben. Rechnungsprüfungsaus-
schuss 


11 Mitglieder und 6 Sitze 
für sachkundige Einwohner 


   
(2) Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadträ-
ten und dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden. Die 
Vertretung des Oberbürgermeisters bestimmt sich nach 
§ 50 KVG LSA. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Haupt-
ausschuss bleiben unverändert. Dass der Oberbürger-
meister Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem ge-
setzlichen Regelfall. Dies gilt gleichermaßen für be-
schließende (§ 48 II 1 KVG LSA) wie für beratende 
(§ 49 II 1 KVG LSA) Ausschüsse. Für die Vertretung des 
Oberbürgermeisters im Hauptausschuss ist künftig § 50 
KVG LSA zu beachten. Bislang wurde der Oberbürger-
meister im Hauptausschuss durch ein Stadtratsmitglied 
im Verhinderungsfall vertreten. Rechtgrundlage hierfür 
war § 49 II GO LSA. Danach kann in den Ausschüssen 
der Bürgermeister einen Beigeordneten mit seiner Ver-
tretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder 
ist der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglie-
der die Person, die den Bürgermeister im Vorsitz vertritt. 
Da es in der Stadt Köthen (Anhalt) keinen Beigeordneten 
gibt, war der Oberbürgermeister zwingend von einem 


§ 12 III 1: Vorsitzender des Hauptausschusses ist der 
Oberbürgermeister. 
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Stadtratsmitglied zu vertreten (§ 49 II 2 GO LSA). In 
Zukunft stellt sich die Rechtslage gemäß § 50 KVG LSA 
anders dar. Danach kann in den Ausschüssen der 
Hauptverwaltungsbeamte ( Oberbürgermeister) seinen 
allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung beauftragen. Ist der allgemeine Vertre-
ter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der 
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten 
Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbeam-
ten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunächst der allge-
meine Vertreter (§ 67 I KVG LSA) die Sitzungsleitung zu 
übernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die 
Sitzungsleitung an ein stimmberechtigtes Ausschussmit-
glied über. 


   
(3) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
besteht aus elf Stadträten. Vorsitzender des Bau-, Sanie-
rungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat. Ist der 
Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der 
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten 
Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Bau-, 
Sanierungs- und Umweltausschuss bleiben unverändert. 
Eine Regelung für den Fall der Verhinderung des Aus-
schussvorsitzenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 
KVG LSA ergänzt. 


 


   
(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses 
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmungen der 
Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt 
Köthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBl. 03/2014) in 
der jeweils geltenden Fassung. 


Für den Heimausschuss sind die spezialgesetzlichen 
Regelungen in § 8 Eigenbetriebsgesetz, die hierzu er-
gangene Eigenbetriebssatzung der Stadt Köthen (An-
halt) und § 51 KVG LSA zu beachten. 


§ 12 III 4: Der stimmberechtigte Vorsitzende des Heim-
ausschusses wird durch den Oberbürgermeister gem. 
§ 8 Abs. 2 des Eigenbetriebsgesetzes namentlich be-
nannt. 


   
(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf 
Stadträten und zehn sachkundigen Einwohnern. Vorsit-
zender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadt-
rat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, 
bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmbe-


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Sozial- 
und Kulturausschuss bleiben unverändert. Eine Rege-
lung für den Fall der Verhinderung des Ausschussvorsit-
zenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA er-
gänzt. 
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rechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden 
vertritt. 
   
(6) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 
elf Stadträten und sechs sachkundigen Einwohnern. 
Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses ist 
ein Stadtrat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses ver-
hindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner 
stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsit-
zenden vertritt. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Rech-
nungsprüfungsausschuss bleiben unverändert. Eine 
Regelung für den Fall der Verhinderung des Ausschuss-
vorsitzenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA 
ergänzt. 


 


   
(7) Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet wer-
den, richtet sich die Verteilung dieser Ausschussvorsitze 
auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem 
Höchstzahlverfahren. Die Benennung des Vorsitzenden 
erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegenüber 
dem Stadtratsvorsitzenden. Der Stadtratsvorsitzende 
informiert den Stadtrat. 


Die Regelung zur Verteilung der Ausschussvorsitze war 
bislang in der Geschäftsordnung enthalten und wurde in 
die Hauptsatzung übernommen, weil es sich insoweit um 
eine wesentliche Regelung im Sinne des § 10 I 2 KVG 
LSA handeln dürfte, die zwingend in der Hauptsatzung 
zu erfolgen hat. 


§ 12 III 3: Die Verteilung dieser Ausschussvorsitze auf 
die im Stadtrat vertretenen Fraktionen richtet sich nach 
den Festlegungen der Geschäftsordnung. 


   
 § 12 III 2: In folgenden Ausschüssen sind Stadträte 
 


Diese Bestimmung haben Eingang in § 6 II-VI n. F. ge-
funden und kann daher entfallen. Vorsitzende: Bau-, Sanierungs und Umweltaus-


schuss 
   Sozial- und Kulturausschuss 
   Rechnungsprüfungsausschuss. 
   
   
(8) Der Hauptausschuss berät in der Regel alle An-
gelegenheiten, die der Stadtrat abschließend entscheidet 
oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden 
sollen. Der Hauptausschuss beschließt abschließend 
über: 


Mit dem neu eingefügten Satz 1 wird die Zuständigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Danach berät der 
Hauptausschuss alle Angelegenheiten, die der Stadtrat 
abschließend entscheidet oder die ihm zu Kenntnis ge-
bracht werden (z. B. Informationsvorlagen). Angelegen-
heiten, die nicht vom Stadtrat sondern von einem Aus-
schuss oder dem OB entschieden oder nur einem Aus-


(4) Der Hauptausschuss beschließt abschließend 
über: 
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schuss zur Kenntnis gebracht werden, sind folglich aus-
genommen. Dies entspricht der bisherigen Praxis. Mit 
den Worten „in der Regel“ wird klargestellt, dass im Aus-
nahmefall eine Angelegenheit auch ohne vorherige Bera-
tung im Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, 
z. B. bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Ent-
scheidungen. 


1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in 
Streitfällen über Ausschusszuständigkeiten, 


Keine Bemerkungen. 1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in 
Streitfällen über Ausschusszuständigkeiten, 


2. Personalangelegenheiten gemäß § 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, 


Keine Bemerkungen. 2. Personalangelegenheiten entsprechend Haupt-
satzung, 


3. die Durchführung von repräsentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongres-
sen, 


Mit Nummer 11 a. F. zusammengefasst. 3. die Durchführung von repräsentativen Veranstal-
tungen, 


4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu 
erwartenden Kostenaufwand von über 
1.000 Euro pro Person, 


Keine Bemerkungen. 4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu 
erwartenden Kostenaufwand von über 
1.000 Euro pro Person, 


5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes, 


Keine Bemerkungen. 5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes, 


6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen übertragen, 


Keine Bemerkungen. 6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen übertragen, 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirt-
schaftliche Bereiche, 


Der Verweis auf die Kultur-, Sport- und Sozialstiftung 
kann entfallen, da diese eine eigene Rechtspersönlich-
keit und eigene Organe besitzt. Kompetenzüberschnei-
dungen können deshalb nicht eintreten. 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirt-
schaftliche Bereiche, soweit nicht die Kultur-, 
Sport- und Sozialstiftung der Stadt Köthen (An-
halt) zuständig 


8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche 
Angelegenheiten und deren Änderungen, 


Keine Bemerkungen. 8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche 
Angelegenheiten und deren Änderungen, 


9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men, 


Keine Bemerkungen. 9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men, 


10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsge-
bietes. 


Keine Bemerkungen. 10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 
Abs. 3 Nr. 7 GO LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsge-
bietes, 
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 Mit Nummer 3 n. F. zusammengefasst. 11. die Durchführung von Messen, Ausstellungen 


und Kongressen. 
   
(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
berät in der Regel über 


Mit dem neu eingefügten Satz 1 wird die Zuständigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten 
„in der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall 
eine Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im 
Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. 
bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entschei-
dungen. 


 


1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des 
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher 
Vorschriften durch den Stadtrat entschieden 
werden, 


  


2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustän-
digkeit des Stadtrates fallen, 


  


3. Verkehrsentwicklungsplanungen.   
Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entschei-
det über folgende Vorgänge und Vorhaben: 


Keine Bemerkungen. (5) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet über folgende Vorgänge und Vorhaben: 


1. Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in 
einer Höhe bis 500.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in 
einer Höhe bis 500.000 Euro 


2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hoch-
baumaßnahmen, 


Der Begriff Ausfertigung ergibt in diesem Zusammen-
hang keinen Sinn und wurde deshalb der Praxis ent-
sprechend durch Planungsentwürfe ersetzt. 


- die Ausfertigung städtischer Tief- und Hochbau-
maßnahmen 


3. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorha-
ben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB für 


 - über die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben gemäß der §§ 31, 32, 33, 34 und 35 
i.V.m. § 29 BauGB für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr 
als drei Wohnungen oder einem anrechen-
baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverord-
nung über 300.000 Euro, 


Redaktionell überarbeitet. * die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr 
als 3 Wohnungen oder einer Baukosten-
summe gem. § 1 Abs. 1 Nr. 6b) Bauvorla-
genverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
über 300.000 Euro 


b) Nutzungsänderungen von gesamten Redaktionell überarbeitet. * Nutzungsänderungen von gesamten 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-
bietscharakteristik gemäß BauNVO beein-
flussen, 


Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-
bietscharakteristik gem. BauNVO beeinflus-
sen 


c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, Keine Bemerkungen. * Vergnügungsstätten gem. BauNVO 
d) die Errichtung von Stellplatzanlagen für 


mehr als 20 Stellplätze, 
Keine Bemerkungen. * die Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr 


als 20 Stellplätze 
e) Vorhaben im Außenbereich, Keine Bemerkungen. * Vorhaben im Außenbereich 


4. Ausnahmen von der Veränderungssperre gem
äß § 14 Abs. 2 BauGB, 


Keine Bemerkungen. - Ausnahmen von der Veränderungssperre gem. 
§ 14 Abs. 2 BauGB 


5. Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (§§ 24, 25 BauGB), 


Keine Bemerkungen. - Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde, falls dieses nach den 
§§ 24 und 25 BauGB besteht 


6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen 
gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- und Er-
schließungspläne sowie Abweichungen zu sons-
tigem Ortsrecht gemäß BauGB und BauO LSA 
soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit 
des Oberbürgermeisters gemäß § 9 Abs. 2 
Nrn. 17 und 18 fallen, 


Keine Bemerkungen. - Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen 
gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- und Er-
schließungspläne sowie Abweichungen zu sons-
tigem Ortsrecht gem. BauGB und BauO LSA 
soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit 
des Oberbürgermeisters gem. § 9 (2) Nr. 17.) u. 
18.) fallen 


 Der Stadtrat kann die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung von Bauleitplänen nicht übertragen 
(§ 45 III Nr. 4 KVG LSA). Diese Kompetenz kann des-
halb nicht beim BSU verbleiben sondern muss künftig 
vom Stadtrat selbst wahrgenommen werden. 


- Änderungen oder Ergänzungen von Bauleitplä-
nen im vereinfachten Verfahren gem. § 13 
BauGB 


7. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege 
städtischer Grün- und Waldflächen sowie Spiel-
plätzen, 


Die Ziffer wurde zum einen redaktionell überarbeitet und 
zum anderen um die Kompetenz hinsichtlich der Spiel-
plätze ergänzt. 


- die Auslegung, Erweiterung, Unterhaltung und 
Pflege städtischer Grün- und Waldflächen 


8. Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß 
der Stellplatzablösesatzung, 


Keine Bemerkungen. - die Ablösung von mehr als 3 Stellplätzen gem. 
der Stellplatzablösesatzung bei Bauvorhaben 


9. städtebauliche Gebote gemäß den §§ 176 bis 
179 BauGB, 


Keine Bemerkungen. - städtebauliche Gebote gem der §§ 176 - 179 
BauGB 


10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen 
gemäß Baumschutzsatzung für Baumgruppen, 


Keine Bemerkungen. - die Genehmigung von Anträgen auf Baumfällun-
gen gem. Baumschutzsatzung für Baumgruppen, 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild 
prägen, 


die einen Park bildenden und/oder Stadtbild prä-
genden Charakter besitzen 


11. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, Keine Bemerkungen. - Vergabe von Zuschüssen für Denkmale 
12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschafts-


plan „Städtebaulicher Denkmalschutz“ und die 
Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete „Alt-
stadt“, „Rüsternbreite“ und „Wasserturm“ soweit 
der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz 
nicht überschritten wird, 


Dieser und der 14. Spiegelstrich a. F. wurden unter Ziffer 
12 neu gefasst. 


- über den Maßnahmeplan und über die Förde-
rung von Einzelmaßnahmen unter Einsatz von 
Eigenmitteln in den Gebieten „Rüsternbreite” und 
„Wasserturm” im Rahmen der verschiedenen 
Förderprogramme “Stadtumbau Ost” 


13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan, 


Siehe unten.  


14. geringfügige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungs-
plan, Parkraumkonzepte), 


Der Sanierungsrahmenplan ist keine Verkehrsplanung. 
Er wird deshalb in einer eigenen Nummer geregelt. Im 
Übrigen wurde der Text redaktionell überarbeitet. Eine 
inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 


- geringfügige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen, wie Verkehrsentwicklungsplan, Sanie-
rungsrahmenplan, Parkraumkonzepte u. ä. 


15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung, 


Keine Bemerkungen. - Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung 


16. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes, 


Keine Bemerkungen. - Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 
Abs. 3 Nr. 7 GO LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes 


 Diese Regelung ist in die Ziffer 12 n. F. eingeflossen. - den Sanierungswirtschaftsplan, den Maßnahme-
plan städtebaulicher Denkmalschutz und die 
Maßnahmepläne Stadtumbau Ost „Altstadt“, so-
weit der im Haushaltsplan festgesetzte jeweilige 
Kostenrahmen für die Förderprogramme „städ-
tebauliche Sanierung“, „städtebaulicher Denk-
malschutz“ und Stadtumbau Ost „Alststadt-
Aufwertung und Rückbau“ nicht überschritten 
wird 


17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den För-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sanierungs-
gebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet „Innen-


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - Förderung von Einzelmaßnahmen in o. g. Gebie-
ten (Darlehen und Zuschüsse) 
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Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
stadt“ (Darlehen und Zuschüsse), 


18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach 
§ 147 BauGB und deren Finanzierung, 


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - die Übertragung von Ordnungsmaßnahmen und 
deren Finanzierung 


19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richt-
linien im Zusammenhang mit Sanierungsverfah-
ren, 


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - Entscheidungen und allgemeine Richtlinien im 
Zusammenhang mit Sanierungsverfahren 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan 
genannten Zielen der Sanierung. 


Keine Bemerkungen. - einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan 
genannten Zielen der Sanierung 


 Dieser Spiegelstrich kann ersatzlos entfallen, da sein 
Regelungsinhalt bereits von den Ziffern 12 und 17 n. F. 
erfasst wird. 


- über den Maßnahmeplan und über die Förde-
rung von Einzelmaßnehmen unter Einsatz von 
Eigenmitteln im Gebiet „Altstadt“ im Rahmen der 
verschiedenen Förderprogramme „Stadtumbau 
Ost“. 


   
(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berät in Ange-
legenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) in der Regel über 


Mit dem neuen Absatz 10 wird die Zuständigkeitsord-
nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten „in 
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine 
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei 
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen. 


(6) Die Zuständigkeiten der beratenden Ausschüsse 
regelt sich nach der Zuständigkeitsordnung für die Aus-
schüsse des Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt). 


1. kulturelle Veranstaltungen,   
2. die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine,   
3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,   
4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und 


Sportvereinen, 
  


5. den Neubau und die Unterhaltung von städti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstätten, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


6. die Belegung städtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen, 


  


7. den Erhalt und die Förderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstätten, 


  


8. Vorschläge für den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Förderung der europäi-
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
schen Integration, zu den Jahresaktivitäten in 
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorberei-
tung von einzelnen Veranstaltungen in diesem 
Zusammenhang, 


9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbände 
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich, 


  


10. soziale Probleme von Hilfsbedürftigen,   
11. Obdachlosenangelegenheiten,   
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,   
13. Angelegenheiten der städtischen Kinderta-


geseinrichtungen, 
Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


14. Angelegenheiten der städtischen Schulen und 
Schulhorte, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


15. den An-, Um- und Neubau von städtischen 
Schulen und Kindertageseinrichtungen, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


16. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplätzen sowie Auswahl der Stand-
orte, 


  


17. die Umgestaltung von Außenanlagen in städti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


18. die örtliche Jugendfreizeitangebote und deren 
Förderung. 


  


   
(11) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät in der 
Regel über 


Mit dem neuen Absatz 11 wird die Zuständigkeitsord-
nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten „in 
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine 
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei 
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen. 


 


1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die 
Entlastung des Oberbürgermeisters für die 
Haushaltsdurchführung, 


  


2. die Stellungnahme zum Prüfergebnis der über-   
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
örtlichen Prüfung sowie eine Stellungnahme zum 
Prüfbericht über die Jahresabschlussprüfung der 
Eigenbetriebe. 


3. die Gegenstände der Rechnungsprüfungsord-
nung der Stadt Köthen (Anhalt) in der jeweils 
geltenden Fassung. 


Diese Ziffer wurde zusätzlich ergänzt, um die Zuständig-
keit des Rechnungsprüfungsausschusses möglichst 
umfassend und abschließend zu umschreiben. 


 


   
(12) Die Information über die Beschlüsse der be-
schließenden Ausschüsse erfolgt über die Verteilung der 
Protokolle an alle Stadträte. 


Keine Bemerkungen. (7) Die Information über die Beschlüsse der be-
schließenden Ausschüsse erfolgt über die Verteilung der 
Protokolle an alle Stadträte. 


   
   


§ 7 
Geschäftsordnung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 11 
Geschäftsordnung 


   
(1) Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüs-
sen wird durch eine vom Stadtrat zu beschließende Ge-
schäftsordnung geregelt. 


Keine Bemerkungen. Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Stadtrat zu beschließende Geschäfts-
ordnung geregelt. 


   
(2) Das Verfahren in den Ortschaftsräten wird durch 
eine vom jeweiligen Ortschaftsrat zu beschließende Ge-
schäftsordnung geregelt. 


Gemäß den §§ §§ 81 IV 1, 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA kön-
nen sich die Ortschaftsräte, analog zum Stadtrat, eine 
Geschäftsordnung geben. 


 


   
   


§ 8 
Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 5 
Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


   
(1) Beamte: Über alle Fälle der Ernennung und Ent-
lassung von Beamten, sofern sie nicht kraft Gesetzes 
vorgegeben sind, entscheidet im Einvernehmen mit dem 
Oberbürgermeister 


Die Änderung (Fälle der Ernennung) erfolgt einerseits 
entsprechend dem Auslegungsbeschluss vom 
07.03.1996, um eine klare Regelung an dieser Stelle der 
Hauptsatzung zu formulieren, ohne den Auslegungsbe-
schluss in entsprechenden Fällen mit heranziehen zu 
müssen. Des Weiteren wird mit dieser Formulierung 


(1) Beamte 
Über die Einstellung, Anstellung, Entlassung - sofern sie 
nicht kraft Gesetzes vorgegeben ist - und Beförderung 
sowie die Übertragung eines anderen Amtes mit einem 
höheren Endgrundgehalt ohne Änderung der Amtsbe-
zeichnung entscheidet im Einvernehmen mit dem Ober-
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
bürgermeister 


1. der Stadtrat über die Beamten mit der Befähi-
gung für die Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt, 
die Amtsleiter, die Rechnungsprüfer und Ratsbü-
roleiter, 


a. der Stadtrat über die Beamten des höhe-
ren Dienstes, die Amtsleiter, Leiter von Eigen-
betrieben, die Rechnungsprüfer und Ratsbürolei-
ter. 


2. der Hauptausschuss über die übrigen Beamten 
mit der Befähigung für die Laufbahngruppe 2, 1. 
Einstiegsamt. 


b. der Hauptausschuss über die übrigen 
Beamten des gehobenen Dienstes 


Es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA. Der Oberbürgermeister 
entscheidet selbständig bei allen anderen Beamten der 
Stadtverwaltung. Außerdem entscheidet der Oberbür-
germeister selbständig über Umsetzungen, Versetzun-
gen und Abordnungen sowie über die Versetzung in den 
Ruhestand für alle Beamten der Stadtverwaltung Köthen, 
außer bei Umsetzungen von unter Satz 1 Nummer 1 
genannten Beamten. Des Weiteren ist der Oberbürger-
meister zuständig für die Ernennung und Entlassung des 
Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und deren Stell-
vertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit ge-
setzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen. 


klargestellt, dass alle Formen der Ernennung, wozu 
selbstverständlich u. a Einstellung, Anstellung und Be-
förderung gehören, in die jeweilige Zuständigkeit fallen. 
Es werden diesbezüglich keine Zuständigkeiten geän-
dert. Der eingefügte Satz dient zur Klarstellung. Die bis-
herigen Kompetenzen werden durch diese Formulierung 
lediglich bei der Umsetzung von Beamten unterhalb der 
Amtsleiterebene geändert. Diese obliegt derzeit dem 
Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Oberbür-
germeister. Die derzeitige Regelung hat in der Vergan-
genheit keine praktische Relevanz entfaltet und ist bezo-
gen auf die betreffenden Verwaltungsebenen für die 
Politik relativ unerheblich. Außerdem wird durch die o. g. 
Formulierung eine vergleichbare Zuständigkeit des 
Stadtrates für Beamte und Beschäftigte hergestellt.) 


Die Regelung des § 128 Abs. 5 Gemeindeordnung bleibt 
davon unberührt. Der Oberbürgermeister entscheidet 
selbständig über alle anderen Beamten der Stadtverwal-
tung Köthen. Des Weiteren ist der Oberbürgermeister 
zuständig für die Ernennung und Entlassung des Wehr-
leiters der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt sowie aller 
anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen 
dem nicht entgegenstehen. 


   
(2) Beschäftigte: Über Einstellung, Entlassung und 
die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders 
bewerteten Tätigkeit entscheidet im Einvernehmen mit 
dem Oberbürgermeister der Stadtrat über die Dezernen-
ten, Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter. Der 
Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle 
weiteren Beschäftigten der Verwaltung. 


Mit Einführung des Tarifvertrages des öffentlichen Diens-
tes – TVöD – wurden die Bezeichnungen Angestellte/r 
und Arbeiter/in durch Beschäftigte/r ersetzt. Mit Einfüh-
rung des TVöD wurden die Bezeichnungen Vergütung 
und Lohn durch Entgelt ersetzt. Eine Entscheidung hin-
sichtlich der Eingruppierung kann es nicht geben, weil 
insoweit die Tarifautomatik gilt. 


(2) Angestellte und Arbeiter 
Über Einstellung, Eingruppierung und Entlassung ent-
scheidet im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 


c. der Stadtrat über die Dezernenten, 
Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter. 


Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle 
weiteren Angestellten und Arbeiter der Verwaltung. 


   
 Die Regelungen des Absatzes 3 wurden in den Absatz 2 


übernommen. Die Festsetzung der Vergütung ist in je-
dem Fall durch Tarifvertrag festgelegt. Ebenso der An-
spruch darauf. Der Absatz kann deshalb entfallen. 


(3) Die Regelungen der Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend für die nicht nur vorübergehende Übertragung 
einer anders bewerteten Tätigkeit sowie die Festsetzung 
der Vergütung oder des Lohnes, sofern kein Anspruch 
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auf Grund eines Tarifvertrages besteht. 


   
   


§ 9 
Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


Keine Änderungen. § 9 
Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


   
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne 
des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen, die 
nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb eine besondere 
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Stadt 
Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind. 


Gemäß § 66 I 3 KVG LSA erledigt der Oberbürgermeis-
ter die Geschäfte der laufenden Verwaltung in eigener 
Verantwortung. Um diesen Zusammenhang und damit 
den Zweck der Definition des unbestimmten Rechtsbeg-
riffs „Geschäfte der laufenden Verwaltung“ deutlicher 
werden zu lassen, wird ein Verweis auf § 66 I 3 KVG 
LSA aufgenommen. 


(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung sind diejenigen, 
die nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinaus-
gehender Bedeutung sind und deshalb eine besondere 
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Stadt 
Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind. 


   
(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (An-
halt) entscheidet der Oberbürgermeister insbesondere 
über 


Keine Bemerkungen. (2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) 
entscheidet der Oberbürgermeister insbesondere 


1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien und 
Ordnungen abzuschließenden Geschäfte des 
täglichen Verkehrs, 


 1. über die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien 
und Ordnungen abzuschließenden Geschäfte 
des täglichen Verkehrs, 


2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 
25.000 Euro, 


Statt eines Verweises auf die Vergabeordnung wird die 
Kompetenz nun ausdrücklich in der Hauptsatzung gere-
gelt. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 


2. über die Vergabe von Lieferungen und Leistun-
gen entsprechend der Maßgabe der Vergabe-
ordnung der Stadt Köthen (Anhalt), 


3. Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei denen 
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steu-
er) nicht überschritten werden: 


 3. über Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei 
denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne 
Steuer) nicht überschritten werden: 


a) Stundungen bis zu drei Monaten unbe-
grenzt, im Übrigen bis zu 15.000 Euro je 
Forderung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 


- Stundung von Forderungen bis zu 3 Mona-
ten unbegrenzt, im Übrigen bis zu 30 TDM 
(15.000 Euro) 


Seite 25 von 41 







Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


b) Niederschlagung bis zu 5.000 Euro je Forde-
rung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


- Niederschlagung von Forderungen 10 TDM 
(5.000 Euro) 


c) Erlass bzw. Verzicht bis zu 2.500 Euro je 
Forderung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


- Erlass von Forderungen 5 TDM (2.500 Euro) 


d) kurzfristige Vereinbarungen über die Nut-
zung städtischer Liegenschaften (Laufzeit 
unter fünf Jahren), 


Keine Bemerkungen. - kurzfristige Vereinbarungen über die Nut-
zung städtischer Liegenschaften (Laufzeit 
unter 5 Jahren) 


e) Abschluss von gerichtlichen und außerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten 
von 15.000 Euro in allen übrigen Rechts-
streitigkeiten bis 50.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - Abschluss von gerichtlichen und außerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten 
von 30 TDM (15.000 Euro) in allen übrigen 
Rechtsstreitigkeiten bis 100 TDM 
(50.000 Euro) 


 Erlassung und Verzicht meinen inhaltlich das Gleiche. 
Deshalb konnte dieser Spiegelstrich entfallen. Der Ver-
zicht wurde lediglich klarstellend beim Erlass (Buchst. c 
n. F.) erwähnt. 


- Verzicht auf Ansprüche der Stadt Köthen 
(Anhalt) bis zu einem Wert von 5 TDM 
(2.500 Euro) 


4. den Abschluss von Versicherungsverträgen, Keine Bemerkungen. 4. über den Abschluss von Versicherungsverträ-
gen, 


5. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben, Siehe unten.  
6. Löschungsbewilligungen, Abtretungserklärungen Die Heranziehung zu kommunalen Abgaben wurde ge- 5. über die Heranziehung zu Gemeindeabgaben, 
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und Vorrangseinräumungen bis 25.000 Euro, trennt geregelt um dem Missverständnis vorzubeugen, 


dass der OB nur bis zu einem Betrag von 25.000 Euro 
zu Kommunalabgaben heranziehen dürfe. Der Zusatz 
„sofern sich die Stadt nicht bereits anderweitig verpflich-
tet hat“ ist entbehrlich. Hat sich die Stadt Köthen (Anhalt) 
bereits anderweitig verpflichtet, verbieten sich hiervon 
abweichende Vereinbarungen von selbst. 


Löschungsbewilligungen sowie Abtretungserklä-
rungen und Vorrangseinräumungen bis 
50.000 DM (25.000 Euro), sofern sich die Stadt 
nicht bereits anderweitig verpflichtet hat, 


7. die Erteilung von Prozessvollmachten und die 
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung 
von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für die 
Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind, 


Keine Bemerkungen. 6. über die Erteilung von Prozessvollmachten und 
die Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhe-
bung von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für 
die Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind. 


8. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfänger im Haushaltsplan genau defi-
niert sind, 


Keine Bemerkungen. 7. über Auszahlungen, soweit die Summe und der 
Zuschussempfänger im Haushaltsplan genau 
definiert sind 


9. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorha-
ben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB für 


Keine Bemerkungen. 8. über die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben gemäß der §§ 31, 32, 33, 34 und 35 
i.V.m. § 29 BauGB für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden bis zu 
drei Wohnungen oder einem anrechenbaren 
Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung bis 
zu 300.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Wohngebäuden bis zu 
drei Wohnungen oder einer Baukostensum-
me (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 6b Bauvorlagenver-
ordnung LSA) bis zu 600.000,- DM 
(300.000 Euro), 


b) die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, 
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke mit einem anrechen-
baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverord-
nung bis zu 300.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, 
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke mit einer Baukosten-
summe bis zu 600.000,- DM (300.000 Euro), 


c) Nutzungsänderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gemäß der BauNVO nicht beeinflus-
sen, 


Keine Bemerkungen. - Nutzungsänderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gem. der BauNVO nicht beeinflussen, 


d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-
handels, die nicht als großflächig gemäß 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-
handels, die nicht als großflächig gem. § 11 
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§ 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, 


e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 
20 Stellplätzen, 


Die in der a. F. geregelten Informationspflichten des OB 
sind zu keinem Zeitpunkt praktiziert worden. Unabhängig 
davon wird vorgeschlagen, diese Regelungen für die 
Zukunft wegfallen zu lassen. Denn die Umsetzung einer 
solchen Informationspflicht würde zu einem erheblichen 
Mehraufwand bei der Verwaltung führen, ohne dass 
hieraus ein erkennbarer Nutzen gezogen werden könnte. 


- die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 
20 Stellplätzen. Bei Nichterteilung der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit zu Bauvorha-
ben über 50.000,- DM (25.000 Euro) sind die 
zuständigen politischen Gremien zu infor-
mieren. Über Genehmigungen von Bauvor-
haben über 300.000,- DM (150.000 Euro), 
zu denen in den zuständigen Ausschüssen 
gem. § 12 keine Beschlüsse gefasst worden 
sind, ist der zuständige Ausschuss zu infor-
mieren. 


 Siehe Nr. 10 n. F. 9. Die Erteilung der planungsrechtlichen Zulässig-
keit in Erhaltungssatzungsgebieten (§ 172 
BauGB) für Vorhaben gem. Nr. 8. 


10. Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB, Diese Genehmigungen wurden auch bislang als Ge-
schäft der laufenden Verwaltung durch den OB erteilt. 


 


11. die Ablösung von bis zu drei Stellplätzen gemäß 
der Stellplatzablösesatzung, 


 10. Die Ablösung von bis zu 3 Stellplätzen gem. der 
Stellplatzablösesatzung. 


12. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß 
§ 144 BauGB, 


Da der BSU nicht für die Genehmigung nach § 144 
BauGB zuständig ist, entfällt diese Einschränkung. 


11. Die sanierungsrechtliche Genehmigung gem. § 
144 BauGB mit Ausnahme der Genehmigung, 
für die der Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schuss zuständig ist. 


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
30.000 Euro nicht überschreiten, 


Redaktionell überarbeitet. 12. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß 
§ 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA, die nicht der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, 
wird auf 60.000 DM (30.000 Euro) festgesetzt. 


14. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
10.000 Euro nicht überschreiten, 


Satz 1 a. F. wurde redaktionell überarbeitet. Satz 2 kann 
entfallen. Sie war bereits missverständlich formuliert. 
Denn der Bürgermeister kann zugunsten der Stadt keine 
Sicherheiten bestellen, es sei denn, aus seinem eigenen 
Vermögen. Vielmehr ging es um die Bestellung von Si-
cherheiten durch Dritte zugunsten der Stadt. Insoweit 


13. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß § 
44 Abs.3 Nr. 10 der GO LSA, die nicht der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, 
wird auf 20.000 DM (10.000 Euro) festgesetzt. 
Die Bestellung von Sicherheiten zu Gunsten der 
Stadt kann durch den Oberbürgermeister in Hö-
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besteht kein Regelungsbedürfnis für die Entgegennahme 
der Bestellung von Sicherheiten. Denn entweder war 
bereits das zu besichernde Grundgeschäft von solch 
hohem Wert, dass es ohnehin in die Zuständigkeit des 
Stadtrates fällt oder aber das Geschäft fällt wegen des 
Wertes oder aus anderen Kompetenzgründen in die 
Zuständigkeit des OB. Dann aber besteht kein Grund, 
die Kompetenz des OB hinsichtlich der Entgegennahme 
von Sicherheiten zugunsten der Stadt zu begrenzen. 


he von 500.000,- DM (250.000 Euro) erfolgen. 


15. Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 2 Nr. 13 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
2.500 Euro nicht übersteigen, 


Redaktionell überarbeitet. 14. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gem. § 44 
Abs. 3 Nr. 13 der GO LSA wird im Einzelfall auf 
5000 DM (2.500 Euro) festgelegt. 


16. nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen (§ 105 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) sowie über- oder außerplan-
mäßige Verpflichtungen gemäß § 107 Abs. 5 
KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner 
über- und außerplanmäßige Mehrbedarfe im 
Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (inner-
betriebliche Leistungsverrechnungen und weite-
re zahlungsunwirksame Buchungen), 


Die Norm wurde redaktionell überarbeitet und an das 
KVG LSA angepasst. Der Verweis auf § 105 I 2 KVG 
LSA (früher § 97 I 2 GO LSA) wurde in Klammern ge-
setzt, weil hier gerade von erheblichen Aufwendungen 
und Auszahlungen die Rede ist. Hinsichtlich der Ver-
pflichtungen kommt es nach § 107 V KVG LSA nicht auf 
die Erheblichkeit, sondern darauf an, dass der in der 
Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag nicht über-
schritten wird. Insoweit besteht eine doppelte Begren-
zung der Kompetenz des OB. Der zweite Halbsatz wurde 
mit Blick auf die Doppik ergänzt. Hierbei handelt es sich 
um zahlungsunwirksame Buchungsvorgänge, weshalb 
eine Begrenzung der Höhe nach nicht erforderlich er-
scheint. 


15. über nicht erhebliche über- und außerplanmäßi-
ge Ausgaben i. S. d. § 97 Abs. 1 Satz 2 GO LSA 
und über nicht erhebliche über- und außerplan-
mäßige Verpflichtungsermächtigungen gem. 
§ 99 Abs. 5 GO LSA . Als nach Umfang oder 
Bedeutung nicht erheblich gelten über- und au-
ßerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen, wenn sie die Wertgrenze von 
30.000,00 DM (30.000 Euro) im Einzelfall nicht 
übersteigen. 


17. Änderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, 
des Maßnahmeplanes "städtebaulicher Denk-
malschutz" und der Maßnahmepläne Stadtum-
bau Ost "Altstadt" dahingehend, dass die ge-
planten Einzelmaßnahmen lediglich innerhalb 
der Wirtschaftspläne verschoben bzw. ausge-
tauscht werden und die jeweiligen Haushaltsan-


Keine Bemerkungen. 16. über Änderungen des Sanierungswirtschaftspla-
nes, des Maßnahmeplanes "städtebaulicher 
Denkmalschutz" und der Maßnahmepläne 
Stadtumbau Ost "Altstadt" dahingehend, dass 
die geplanten Einzelmaßnahmen lediglich inner-
halb der Wirtschaftspläne verschoben bzw. aus-
getauscht werden und die jeweiligen Haushalts-
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sätze der Wirtschaftspläne der Einzelpläne laut 
Haushaltsplan nicht überschritten werden, 


ansätze der Wirtschaftspläne der Einzelpläne 
laut Haushaltsplan nicht überschritten werden 


18. Abweichungen von Vorgaben der gültigen Ges-
taltungssatzungen, wenn diese begründete Aus-
nahmefälle darstellen und soweit sie in den ein-
zelnen Paragraphen und deren Begründungen in 
den Satzungen vorgesehen sind, 


 17. über Abweichungen von Vorgaben der gültigen 
Gestaltungssatzungen, wenn diese begründete 
Ausnahmefälle darstellen und soweit sie in den 
einzelnen §§ und deren Begründungen in den 
Satzungen vorgesehen sind. 


19. über geringfügige Ausnahmen und Befreiungen 
von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, 
Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht gemäß 
BauGB und BauO LSA, 


Keine Bemerkungen. 18. über geringfügige Ausnahmen und Befreiungen 
von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, 
Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht gem. 
BauGB und BauO LSA 


20. die Annahme oder Vermittlung von geringfügi-
gen Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zu-
wendungen gemäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA 
bis zu einem Betrag in Höhe von 10.000 Euro, 


Die Kommune darf zur Erfüllung einzelner Aufgaben 
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die 
sich an der Erfüllung von Aufgaben beteiligen. Die Ein-
werbung und die Entgegennahme des Angebotes einer 
Zuwendung obliegen ausschließlich dem OB. Über die 
Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung. 
Abweichend hiervon kann der Stadtrat die Entscheidung 
über die Annahme oder Vermittlung bei geringfügigen 
Zuwendungen auf den OB oder einen beschließenden 
Ausschuss übertragen. Die Wertgrenzen sind in der 
Hauptsatzung zu bestimmen. Die Kommune erstellt jähr-
lich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendun-
gen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und 
übersendet ihn der Kommunalaufsichtsbehörde. 


 


21. die Beantragung und Weitergabe von Fördermit-
teln aus dem Programm „Stadtumbau Ost Rück-
bau“. 


Die Zuständigkeit für die Wirtschaftspläne der Städte-
baufördermittel, bei denen Eigenmittel eingesetzt werden 
müssen, ist in der Hauptsatzung geregelt. Bisher nicht 
geregelt ist die Vergabe von Mitteln aus dem Programm 
„Stadtumbau Ost Rückbau“. Da hier keine Eigenmittel 
der Stadt erforderlich sind und nur die Anträge der Woh-
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nungsgesellschaft und der Wohnungsgenossenschaft 
weitergereicht werden, wird vorgeschlagen, die Zustän-
digkeit dem OB zu übertragen. 


   
(3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung. 


Keine Bemerkungen. (3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäfts-
verteilung innerhalb d. Verwaltung. 


   
   


§ 10 
Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 13 
Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


   
Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt einen Be-
schäftigten der Stadtverwaltung als Vertreter des Ober-
bürgermeisters für den Verhinderungsfall. Das Vor-
schlagsrecht dafür hat der Oberbürgermeister. 


Der Wortlaut wurde dem § 67 I KVG LSA angepasst. 
Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. Die 
Absätze wurden miteinander verbunden. 


(1) Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt 
einen Bediensteten der Stadtverwaltung zum Vertreter 
des Oberbürgermeisters im Verhinderungsfall. 


   
  (2) Das Vorschlagsrecht dafür hat der Oberbürger-


meister. 
   
   


§ 11 
Gleichstellungsbeauftragte 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. Die Überschrift 
wurde in Anlehnung an § 78 KVG LSA an den Inhalt 
angepasst. 


§ 14 
Gleichstellung von Mann und Frau 


   
(1) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern bestellt der 
Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 
eine hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte. 


Die Regelung wurde dem Wortlaut des § 78 I KVG LSA 
angepasst. Dass es sich um eine hauptamtliche Tätigkeit 
handelt, ergibt sich aus § 78 II 1 KVG LSA (ab 25.000 
Einwohnern). Wie auch andere Stellen in der Verwaltung 
(z. B. Amtsleiter) soll auch die Stelle der Gleichstel-
lungsbeauftragten im Einvernehmen der Organe besetzt 
werden. 


§ 14 S. 1: Der Stadtrat beruft bei Neubesetzung eine 
hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte. 


   
(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten Nach § 78 I KVG LSA regelt die Hauptsatzung das Nä-  
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ist widerruflich. Über die Abberufung entscheidet der 
Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. 
Einer Abberufung bedarf es nicht bei Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses. 


here. Hierzu gehört auch die Abberufung der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Der Wortlaut wurde aus der Muster-
satzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-
Anhalt übernommen. 


   
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den 
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschüsse teilneh-
men, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. Ihr ist in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches auf Verlan-
gen das Wort zu erteilen. 


Diese Regelung ist aufgrund des § 78 IV KVG LSA er-
forderlich und wurde dem Gesetzeswortlaut angepasst. 


§ 14 S. 2: Der Gleichstellungsbeauftragten ist im Rah-
men der ihr gesetzlich übertragenen Aufgaben Gelegen-
heit zur Stellungnahme in den beratenden und beschlie-
ßenden Ausschüssen sowie im Stadtrat zu geben. 


   
 Diese Regelung kann entfallen, da sich bereits unmittel-


bar aus § 78 III 2 KVG LSA ergibt, dass die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht weisungsgebunden ist. 


§ 14 S. 3: Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Aus-
übung ihrer Tätigkeit unabhängig. 


   
   


IV. ABSCHNITT 
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EIN-


WOHNER 


  


   
   


§ 12 
Einwohnerversammlung 


  


   
(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten 
der Stadt Köthen (Anhalt)  können die Einwohner auch 
durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden. 
Der Oberbürgermeister beruft die Einwohnerversamm-
lungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist 
gemäß § 16 Abs. 2 bekanntzumachen und soll in der 
Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. 
Die Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf 


Gemäß § 28 I KVG LSA soll der Hauptverwaltungsbeam-
te ( OB) über allgemein bedeutsame Angelegenheiten 
der Kommune die betroffenen Einwohner in geeigneter 
Form unterrichten. In Gemeinden kann der Hauptverwal-
tungsbeamte zu diesem Zweck eine Einwohnerver-
sammlung einberufen; diese kann auf Teile des Ge-
meindegebietes oder Verbandsgemeindegebietes be-
schränkt werden. Die Regelungen orientieren sich an der 
Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Sach-


§ 16 II: (2) Die Einwohnerversammlungen finden jährlich 
statt. Auf Verlangen des Stadtrates können Einwohner-
versammlungen zur Erörterung gemeindlicher Angele-
genheiten öfter einberufen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 
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drei Tage verkürzt werden. sen-Anhalt. 
   
(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile 
des Stadtgebietes beschränkt werden. 


Keine Bemerkungen.  


   
(3) Der Oberbürgermeister unterrichtet den Stadtrat 
in seiner nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwoh-
nerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 


Keine Bemerkungen.  


   
   


§ 13 
Einwohnerfragestunde 


  


   
(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Aus-
schüsse führen im Rahmen ordentlicher öffentlicher Sit-
zungen eine Einwohnerfragestunde durch. 


Gemäß § 28 II 1 KVG LSA findet künftig nicht nur im 
Stadtrat sondern auch in den beschließenden Ausschüs-
sen eine Einwohnerfragestunde statt. Die Einzelheiten 
hierzu sind in der Hauptsatzung zu regeln (§ 28 II 2 KVG 
LSA) dies geschieht in den Absätzen 2 bis 5 n. F. Die 
Regelungen orientieren sich an der Mustersatzung des 
Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt. 


§ 16 I: (1) Der Stadtrat führt, sofern dies erforderlich ist, 
zu Beginn einer öffentlichen Sitzung eine Fragestunde 
zu Angelegenheiten von allgemeinem gemeindlichen 
Interesse für die Einwohner der Stadt Köthen (Anhalt) 
durch. Diese Fragestunde soll den Rahmen von 30 Mi-
nuten nicht übersteigen. Die Entscheidung darüber trifft 
der Vorstand. 


   
(2) Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel 
zum Beginn der Sitzung. Abweichungen hiervon kann 
der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sit-
zung festlegen. 


Keine Bemerkungen.  


   
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn 
und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Be-
ginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie ge-
schlossen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 
30 Minuten begrenzt sein. 


Keine Bemerkungen.  


   
Variante 1:   
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(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine 
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-
tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen 
werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die 
Zuständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. Angele-
genheiten der Tagesordnung können nicht Gegenstand 
der Einwohnerfragestunde sein; über Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates. 


Keine Bemerkungen.  


   
Variante 2:   
(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine 
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-
tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen 
sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betreffen 
und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zu-
ständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. Die Redezeit 
beträgt in der Regel drei Minuten. Persönliche Angele-
genheiten einzelner Personen können nicht Gegenstand 
der Einwohnerfragestunde sein. 


Keine Bemerkungen.  


   
(5) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Re-
gel mündlich durch den Oberbürgermeister oder den 
Vorsitzenden des Stadtrates. Eine Aussprache findet 
nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung 
nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Ant-
wort, die innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll. 
Schriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf die 
Beantwortung folgenden nächsten ordentlichen Stadt-
ratssitzung beizufügen. 


Keine Bemerkungen.  


   
(6) Auf die Einwohnerfragestunden in den beschlie- Da Einwohnerfragestunden künftig auch in den be-  
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ßenden Ausschüssen finden die Regelungen der Absät-
ze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. An die Stelle des 
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des 
beschließenden Ausschusses. 


schließenden Ausschüssen stattfinden, ist der Anwen-
dungsbereich der Absätze 2 bis 5 n. F. entsprechend zu 
erweitern. 


   
(7) Auf die Einwohnerfragestunden in den Ort-
schaftsräten und ihren beschließenden Ausschüssen 
finden die Regelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend 
Anwendung. An die Stelle des Vorsitzenden des Stadtra-
tes tritt der Ortsbürgermeister. 


Einwohnerfragestunden finden künftig auch in den öf-
fentlichen Sitzungen der Ortschaftsräte und deren Aus-
schüsse statt, soweit der Ortschaftsrat dies beschließt 
(§ 84 V KVG LSA). 


 


   
§ 14 


Bürgerbefragung 
  


   
Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt 
ausschließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises der Stadt Köthen (Anhalt). Sie kann nur 
auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchge-
führt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu beantwor-
tende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung als elektronische Abstimmung im 
Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in wel-
chem Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in 
welcher Form das Abstimmungsergebnis bekanntzuge-
ben ist. 


Gemäß § 28 III KVG LSA kann die Vertretung ( Stadt-
rat) beschließen, zu Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune eine Befragung der Bürger 
durchzuführen. Die Befragung hat in anonymisierter 
Form zu erfolgen. Die Abstimmung kann auch als Onli-
neabstimmung erfolgen, soweit hinreichend sichere Vor-
kehrungen gegen Missbrauch und zur Sicherung der 
Integrität der Ergebnisermittlung getroffen werden. Die 
Teilnahme ist freiwillig. Einzelheiten sind in der Hauptsat-
zung zu regeln. Die Regelungen orientieren sich an der 
Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Sach-
sen-Anhalt. 


 


   
   
 § 16 III a. F. kann entfallen, da er zum einen inhaltlich 


keine Regelung trifft und zum anderen kein Regelungs-
bedarf in der Hauptsatzung besteht. 


§ 16 III: (3) Für Einwohneranträge, Bürgerinitiativen, 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid gelten die gesetz-
lichen Regelungen der §§ 24, 24a, 25 und 26 der GO 
LSA. 
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V. ABSCHNITT 
EHRENBÜRGER UND EHRENBEZEICHNUNG 


  


   
   


§ 15 
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 15 
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


   
Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürger-
rechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des 
Stadtrates. 


Die Regelung wurde entsprechend dem Wortlaut des 
§ 22 IV KVG LSA neu gefasst. Eine inhaltliche Änderung 
ist damit nicht verbunden. 


(1) Zur Verleihung des Ehrenbürgerrechts der Stadt 
Köthen (Anhalt) oder einer Ehrenbezeichnung bedarf es 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitglie-
der des Stadtrates. 


   
  (2) Für die Aberkennung des Ehrenbürgerrechts 


oder einer Ehrenbezeichnung bedarf es einer Zweidrit-
telmehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Stadtrates. 


   
   


VI. ABSCHNITT 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 


  


   
   


§ 16 
Öffentliche Bekanntmachungen 


Paragraph wurde neu nummeriert. § 4 
Öffentliche Bekanntmachungen 


   
(1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und Beschlüsse werden im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der 
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlüsse, 
für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntmachung im 
nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der 
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Köthen veröffentlicht. Auf diese Bekanntmachung 


Keine Bemerkungen. (1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und Beschlüsse werden im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der 
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlüsse, 
für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntmachung im 
nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der 
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Köthen veröffentlicht. Auf diese Bekanntmachung 
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wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. Die 
Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages 
bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der 
Stadt Köthen (Anhalt) bzw. im Falle der Sätze 3 und 4 
die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden 
Text enthält. 


wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. 


   
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Stadtrates und seiner Ausschüsse werden spätestens 
sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der 
Stadt Köthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de öf-
fentlich bekannt gemacht. Ergänzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens drei Tage vor der Sitzung zu veröf-
fentlichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 
wegen technischer Probleme nicht möglich ist, hat sie 
drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, 
Lokalausgabe Köthen, zu erfolgen. In den Fällen der 
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5 KVG 
LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit möglich unver-
züglich nach der Ladung entsprechend den Sätzen 1 
und 2. 


Keine Bemerkungen (2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadt-
rates und seiner Ausschüsse werden spätestens sechs 
Tage vor der Sitzung auf der offiziellen Internetseite der 
Stadt Köthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de öf-
fentlich bekannt gemacht. Ergänzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens 3 Tage vor der Sitzung zu veröffent-
lichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen 
technischer Probleme nicht möglich ist, hat sie 3 Tage 
vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Köthen, zu erfolgen. In den Fällen der Ladung 
des Stadtrates nach § 51 (4) Satz 5 GO LSA erfolgt die 
Bekanntmachung soweit möglich unverzüglich nach der 
Ladung entsprechend Satz 1 und 2. 
 


   
(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in den 
Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates 
Merzien werden 3 Tage vor der Sitzung in den Schau-
kästen 


1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genüber der Straße der DSF 33, 


Keine Bemerkungen. - Merzien 
An der Bushaltestelle gegenüber der Straße der 
DSF 33 


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße des 7. Oktober 16, Keine Bemerkungen. - Hohsdorf 
Str. des 7. Oktober 16 


3. im Ortsteil Zehringen, Straße der Freundschaft 
11, 


Keine Bemerkungen. - Zehringen 
Straße der Freundschaft 11 
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öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der Sitzung 
in den Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
den Schaukästen 


1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11, Keine Bemerkungen. - Arensdorf 
Gahrendorfer Weg 11 


 Entfällt. - Arensdorf 
Feuerwehrgerätehaus, Pappelplatz 2 


2. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6 am 
Pumpenhaus, 


Keine Bemerkungen. - Gahrendorf 
Arensdorfer Weg 6, Am Pumpenhaus 


öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten Köthener Str. 23, Verkaufsstelle, öf-
fentlich bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten 


  - Baasdorf 
Köthener Str. 23, Verkaufsstelle 


  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten Dorfstraße 9, vor dem Gemeindebüro, 
öffentlich bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten 


  - Dohndorf 
Dorfstr. 9, vor dem Gemeindebüro 


  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Löbnitz an der Linde werden drei Tage vor 
der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 öffentlich 
bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Löbnitz an der Linde werden 3 Tage vor 
der Sitzung in dem Schaukasten 
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  - Löbnitz an der Linde 


Dorfplatz 2 
  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wülknitz werden drei Tage vor der Sitzung in 
den Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wülknitz werden 3 Tage vor der Sitzung in den 
Schaukästen 


1. im Ortsteil Großwülknitz, am Grundstück Kasta-
nienplatz 1, 


Keine Bemerkungen. - Großwülknitz 
Am Grundstück Kastanienplatz 1 


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, Hauptstraße, gegen-
über dem Grundstück Nr. 19, 


Keine Bemerkungen. - Kleinwülknitz 
Hauptstraße, gegenüber dem Grundstück Nr. 19 


öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (öffentliche Zustellung) und 
Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden 
durch Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel 
im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses 
der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich 
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 


Keine Bemerkungen. (9) Bekanntmachungen nach § 15 Abs. 2 Verwal-
tungszustellungsgesetz (öffentliche Zustellung) und Be-
kanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch 
Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel im 
Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses 
der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich 
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 


   
(10) Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird 
den Haushalten der Stadt Köthen (Anhalt) kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Hierüber hinaus hat jede Person das 
Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen und Pläne 
innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der 
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu 
lassen. 


Keine Änderungen. (10) Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird 
den Haushalten der Stadt Köthen (Anhalt) kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Hierüber hinaus hat jede Person das 
Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen und Pläne 
innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der 
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu 
lassen. 


   
(11) Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von 
Plänen, Karten oder Zeichnungen sowie Begründungen 


Die Vorschrift wurde dem Wortlaut des § 9 II 1 KVG LSA 
angepasst. Satz 1 n. F. betrifft ausschließlich Satzungen 


(11) Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von 
Plänen, Karten oder Zeichnungen, die selbst eine be-
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oder Erläuterungsberichte, die Bestandteile von Satzun-
gen sind, nicht geeignet, so erfolgt die öffentliche Be-
kanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie während 
der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung öffent-
lich ausgelegt werden und in der Bekanntmachung des 
textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort 
der Auslegung hingewiesen wird. Satz 1 findet sinnge-
mäß Anwendung auf entsprechende Bestandteile sons-
tiger Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. 


während Satz 2 n. F. sonstige Bekanntmachungen zum 
Gegenstand hat. 


kannt zu machende Angelegenheit oder Bestandteil ei-
ner Satzung sind, nicht geeignet, so erfolgt die Be-
kanntmachung durch Auslegung soweit nicht Rechtsvor-
schriften besondere Regelungen treffen. Auf die Ausle-
gung wird unter Angabe des Ortes, der Zeit und der 
Dauer der Auslegung im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) hingewiesen. 


   
   


VII. ABSCHNITT 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


  


   
   


§ 17 
Sprachliche Gleichstellung 


 § 17 


   
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-
zung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
Dies gilt nicht für die Funktionsbezeichnung Gleichstel-
lungsbeauftragte. 
 


Vorschrift wurde an den Wortlaut des § 159 KVG LSA 
angepasst. Siehe auch Art. 100 Verf LSA. Eine Ausnah-
me gilt für die Funktion der Gleichstellungsbeauftragten. 
Diese Funktion muss nach dem Willen des Gesetzge-
bers mit einer Frau besetzt werden. 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in der Haupt
satzung gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 


   
   


§ 18 
Inkrafttreten 


  


   
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) in Kraft. 
Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Köthen (An-
halt) vom 10.12.2001, zuletzt geändert durch die 


Keine Bemerkungen.  
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6. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 
vom 20.01.2014, sowie die Zuständigkeitsordnung des 
Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt) außer Kraft. 
 





Anlage zur Sitzungsvorlage
2. Erläuterungen zur Hauptsatzung.pdf




Anlage 1 
Entwurf 


 


uf. 


                                                


Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 


 


Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes 


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt 


Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen: 


 


 


I. ABSCHNITT 


BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 


 


 


§ 1 


Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen 


 


(1) Die Stadt1 führt den Namen2 "Köthen (Anhalt)". 


 


(2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) sind blau und weiß. 


 


(3) Das Wappen3 der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in Silber eine gezinnte rote Stadtmau-


er, schwarz gefugt, mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fallgatter und drei 


aufgesetzten gezinnten roten, schwarz gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere 


und stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und goldenem Kna


 


(4) Die Flagge4 der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt die Farben blau und weiß und im Mittel-


feld das Stadtwappen. 


 


(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der Stadtflagge durch andere ist nur mit 


schriftlicher Genehmigung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


 


 
1 Vgl. § 14 I 1 KVG LSA. Der Begriff „Stadt“ ist eine Bezeichnung im Sinne des § 14 I 1 KVG LSA und 
kein Name oder Bestandteil des Namens. Er ist die Abgrenzung zur Bezeichnung „Gemeinde“. 
2 Vgl. § 13 KVG LSA. Der Name lautet vorliegend „Köthen (Anhalt)“. 
3 Vgl. § 15 KVG LSA. 
4 Vgl. § 15 KVG LSA. 
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§ 2 


Dienstsiegel 


 
1Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. 2Es zeigt das Stadtwappen mit der Um-


schrift "Stadt Köthen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Prägesiegel oder als Drucksiegel ge-


braucht. 


 


 


II. ABSCHNITT 


ORTSCHAFTSVERFASSUNG 


 


 


§ 3 


Ortschaftsverfassung 


 


(1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile Köthen (Anhalt), Arensdorf, 


Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, Kleinwülknitz, Löbnitz an 


der Linde, Merzien, Porst und Zehringen. 


 


(2) Es werden folgende Ortschaften5 unter Einführung der Ortschaftsverfassung6 gemäß 


den §§ 81 ff. KVG LSA gebildet:7 


1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und Gahrendorf, 


2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Baasdorf, 


3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Dohndorf, 


4. Löbnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeinde-


ten Gemeinde Löbnitz an der Linde, 


5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Merzien, bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und Zehringen, 


6. Wülknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Wülknitz, bestehend aus den Ortsteilen Großwülknitz und Kleinwülknitz. 


 


                                                 
5 Vgl. § 81 I 1 KVG LSA. 
6 Vgl. § 81 I 1 KVG LSA. 
7 Die Hauptsatzung legt die Grenzen der Ortschaften fest (§ 81 I 2 KVG LSA). Mehrere benachbarte 
Ortsteile können zu einer Ortschaft zusammengefasst werden (§ 81 I 3 KVG LSA). 
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(3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat gewählt. 


 


(4) Ab Beginn der Wahlperiode 2019 wird in den Ortschaften Dohndorf8 und Löbnitz an 


der Linde9 ein Ortsvorsteher10 gewählt, in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Merzien und 


Wülknitz wird ein Ortschaftsrat11 gewählt.12 


 


(5) Soweit13 ein Ortschaftsrat gewählt wird, besteht er in den Ortschaften 


1. Dohndorf, Merzien14 und Wülknitz aus neun Mitgliedern, 


2. Arensdorf, Baasdorf und Löbnitz an der Linde aus sieben Mitgliedern. 


 


 


§ 4 


Zuständigkeiten des Ortschaftsrates 


 


(1) 1Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft 


betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, 


8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kultur und Gemeinschaftspflege, Sport-


anlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


                                                 
8 Dohndorf hat per 31.12.2013 273 Einwohner. 
9 Löbnitz an der Linde hat per 31.12.2013 247 Einwohner. 
10 Gemäß § 82 I KVG LSA besteht ab Beginn der Wahlperiode 2019 die Verpflichtung, in Ortschaften 
mit bis zu 300 Einwohnern einen gewählten Ortsvorsteher zu haben. Eine Ortschaft mit mehr als 300 
Einwohnern kann einen gewählten Ortschaftsrat oder einen gewählten Ortsvorsteher haben. Soweit 
die Einwohnerzahl von Dohndorf und Löbnitz an der Linde nicht wieder über 300 steigt, können diese 
Ortschaften ab der Wahlperiode 2019 nur noch einen Ortsvorsteher und keinen Ortschaftsrat mehr 
haben. Insoweit besteht nicht die Wahlmöglichkeit des § 82 I 2 KVG LSA. 
11 Die übrigen Ortschaften haben mehr als 300 Einwohner. Deshalb besteht dort die Wahlmöglichkeit 
zwischen einem Ortsvorsteher und einem Ortschaftsrat zu wählen (§ 82 I 2 KVG LSA). Insoweit soll 
der status quo erhalten bleiben. 
12 Diese Regelung tritt analog Art. 23 II Kommunalrechtsreformgesetz zum 01.07.2018 in Kraft. 
13 Da ab der Wahlperiode 2019 in Dohndorf und Löbnitz an der Linde kein Ortschaftsrat mehr gewählt 
werden kann, verliert diese Regelung teilweise ihren Gegenstand. Bis zu diesem Zeitpunkt bedarf es 
aber noch einer Regelung auch für diese Ortschaften. Deshalb die Verwendung des Wortes „Soweit“. 
14 Gemäß § 5 IV des Gebietsänderungsvertrages vom 01.08.1994 besteht der Ortschaftsrat Merzien 
aus zehn Mitgliedern. Die Hauptsatzung weicht insoweit vom Vertrag ab. 
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9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortschaft. 
2Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig über 25,56 Euro je Einwohner. 3Ba-


sis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres. 4Die 


Mittel sind für Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


für Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisationen, für Aufwendungen der sozialen 


Betreuung von Jugendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere Rentenweih-


nachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsen-


tative Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. 5Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der 


anderen Nutzung von Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 


einschließlich Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichtigen. 6Mit dem Ortschaftsrat ist dies-


bezüglich Einvernehmen herzustellen. 


 


(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz 


sind bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und Instandsetzung kulturellen und sozialer Ein-


richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, Straßen, Wege und 


Plätze. 


 


(3) 1Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich eigenständig über 9,00 Euro je Einwoh-


ner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft betreffen. 2Basis ist die Einwohnerzahl zum 


30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag wird 


bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haus-


haltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro 


je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze 


des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-
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staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(4) 1Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 15,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haus-


haltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 


festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 


Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwohner nicht 


unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltspla-


nes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(5) 1Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl 


zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag 


wird bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der 


Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 


5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe 


der Ansätze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maß-


nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(6) 1Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für 


freiwillige Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Ein-


wohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag 


wird zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haus-


haltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro 
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je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze 


des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(7) 1Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl 


zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Die Höhe wird bis zum 


31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haushaltslage 


der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Ein-


wohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des 


Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen eingesetzt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfeste 


usw. 


 


(8) 1Die Ortschaftsräte entscheiden über 


1. Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von Grundstücken und beweglichem 


Vermögen der jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, welches durch die jewei-


lige Gemeinde eingebracht wurde), 


2. die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis 20.000 Euro (bewegliches Vermö-


gen, welches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde). 
2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer anderen Nutzung von beweglichem und 


nicht beweglichem Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 


nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu hören. 
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III. ABSCHNITT 


Organe 


 


 


§ 5 


Stadtrat 


 


(1) Der Gemeinderat der Stadt Köthen (Anhalt) führt die Bezeichnung „Stadtrat“.15 


 


(2) 1Der Stadtrat wählt16 aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder für die Dauer der 


Wahlperiode einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vorstand). 2Die Anzahl 


der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituie-


renden Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet und stellt eine Fraktion bereits 


den Vorsitzenden des Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl der Stellver-


treter unberücksichtigt. 3Werden keine Fraktionen gebildet, sind zwei Stellvertreter zu wäh-


len. 4Die Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei Stimmen-


gleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht. 


 


(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des Stadtrates nehmen die Stellvertreter in 


der gewählten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufgabe des Vorsitzenden 


wahr. 


 


(4) 1Der Vorsitzende und die Stellvertreter können jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder 


des Stadtrates abgewählt werden. 2Eine Neuwahl hat unverzüglich zu erfolgen. 


 


(5) Die Frist gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA, innerhalb der einem Mitglied des 


Stadtrates Auskunft zu erteilen ist, beträgt vier Wochen. 


                                                 
15 Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des SGSA. Das KVG LSA kennt als Vertretung in 
Gemeinden lediglich den „Gemeinderat“ (§ 7 II Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff „Stadtrat“ wird lediglich 
einmal verwendet und zwar in § 36 I 3 KVG LSA. Danach tragen in Städten Gemeinderäte die Be-
zeichnung Stadträte. Gemeint sind damit allerdings die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ 
selbst. In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch das Organ als „Stadtrat“ bezeichnen 
dürfen. 
16 Vgl. § 56 IV KVG LSA. 
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§ 6 


Ausschüsse des Stadtrates 


 


(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen Ausschüs-


se: 


1. als beschließende Ausschüsse17 


a) den Hauptausschuss, 


b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss, 


c) den Heimausschuss, 


2. als beratende Ausschüsse18 


a) den Sozial- und Kulturausschuss, 


b) den Rechnungsprüfungsausschuss. 


 


(2) 1Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadträten und dem Oberbürgermeister als 


Vorsitzenden19. 2Die Vertretung des Oberbürgermeisters bestimmt sich nach § 50 KVG 


LSA20. 


 


(3) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss besteht aus elf Stadträten21. 
2Vorsitzender des Bau-, Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat22. 3Ist der Vor-


sitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimm-


berechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses und der Vorsitz richten sich nach den 


                                                 
17 Vgl. § 48 KVG LSA. 
18 Vgl. § 49 KVG LSA. 
19 Vgl. § 48 II 1 KVG LSA. Dass der OB Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem gesetzlichen Re-
gelfall. Dies gilt gleichermaßen für beschließende (§ 48 II 1 KVG LSA) wie für beratende (§ 49 II 1 
KVG LSA) Ausschüsse. 
20 Bislang wurde der OB im HA durch ein Stadtratsmitglied im Verhinderungsfall vertreten. Recht-
grundlage hierfür war § 49 II GO LSA. Danach kann in den Ausschüssen der Bürgermeister einen 
Beigeordneten mit seiner Vertretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder ist der Beige-
ordnete verhindert, so bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die 
Person, die den Bürgermeister im Vorsitz vertritt. Da es in der Stadt Köthen (Anhalt) keinen Beigeord-
neten gibt, war der OB zwingend von einem Stadtrat zu vertreten (§ 49 II 2 GO LSA). In Zukunft stellt 
sich die Rechtslage gemäß § 50 KVG LSA anders dar. Danach kann in den Ausschüssen der Haupt-
verwaltungsbeamte seinen allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit seiner Vertretung 
beauftragen. Ist der allgemeine Vertreter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbe-
amten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunächst der allgemeine Vertreter (§ 67 I KVG LSA) die Sit-
zungsleitung zu übernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die Sitzungsleitung an ein stimm-
berechtigtes Ausschussmitglied über. Im Übrigen kann sich der Bürgermeister, auch ohne verhindert 
zu sein, nach § 50 KVG LSA vertreten lassen. 
21 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
22 Vgl. § 48 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beschließenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, 
vorsitzt. 
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Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt Köthen (Anhalt) vom 


05.03.2014 (AmtsBl. 03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.23 


 


(5) 1Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf Stadträten24 und zehn sachkundi-


gen Einwohnern25. 2Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadtrat26. 3Ist 


der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner 


stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(6) 1Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus elf Stadträten27 und sechs sachkun-


digen Einwohnern28. 2Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses ist ein Stadtrat29. 
3Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis 


seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(7) 1Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet werden, richtet sich die Verteilung dieser 


Ausschussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem Höchstzahlverfah-


ren. 2Die Benennung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegen-


über dem Stadtratsvorsitzenden. 3Der Stadtratsvorsitzende informiert den Stadtrat. 


 


(8) 1Der Hauptausschuss berät in der Regel alle Angelegenheiten, die der Stadtrat ab-


schließend entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden sollen. 2Der 


Hauptausschuss beschließt abschließend über: 


1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in Streitfällen über Ausschusszustän-


digkeiten, 


2. Personalangelegenheiten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 


3. die Durchführung von repräsentativen Veranstaltungen, Messen, Ausstellungen und 


Kongressen, 


4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu erwartenden Kostenaufwand von 


über 1.000 Euro pro Person, 


                                                 
23 Vgl. § 51 KVG LSA. Es handelt sich um einen Ausschuss nach besonderen Rechtsvorschriften. 
24 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
25 Vgl. § 49 III KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschüsse sachkundige 
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. Ihre Zahl darf die der Mitglieder 
der Vertretung in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
26 Vgl. § 49 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt. 
27 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
28 Vgl. § 49 III KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschüsse sachkundige 
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. Ihre Zahl darf die der Mitglieder 
der Vertretung in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
29 Vgl. § 49 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt. 


Seite 9 von 22 







Entwurf - Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) - Entwurf 
 


5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschutzes30, 


6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Satzung anderen übertragen, 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirtschaftliche Bereiche, 


8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche Angelegenheiten und deren Änderun-


gen, 


9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unternehmen, 


10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsgebietes. 


 


(9) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss berät in der Regel über 


1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des Baugesetzbuches und anderer bau-


rechtlicher Vorschriften durch den Stadtrat entschieden werden, 


2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Stadtrates fallen, 


3. Verkehrsentwicklungsplanungen. 
2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entscheidet über folgende Vorgänge und Vor-


haben: 


1. Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in einer Höhe bis 500.000 Euro, 


2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hochbaumaßnahmen, 


3. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr als drei Wohnungen oder einem an-


rechenbaren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung über 300.000 Euro, 


b) Nutzungsänderungen von gesamten Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-


bietscharakteristik gemäß BauNVO beeinflussen, 


c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, 


d) die Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr als 20 Stellplätze, 


e) Vorhaben im Außenbereich, 


4. Ausnahmen von der Veränderungssperre gemäß § 14 Abs. 2 BauGB, 


5. Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts der Gemeinde (§§ 24, 25 


BauGB), 


6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- 


und Erschließungspläne sowie Abweichungen zu sonstigem Ortsrecht gemäß BauGB 


und BauO LSA soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit des Oberbürger-


meisters gemäß § 9 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 fallen, 


7. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege städtischer Grün- und Waldflächen 


sowie Spielplätzen, 


                                                 
30 Eigener Wirkungskreis gemäß § 2 I BrSchG. 
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8. Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


9. städtebauliche Gebote gemäß den §§ 176 bis 179 BauGB, 


10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen gemäß Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild prägen, 


11. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, 


12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschaftsplan „Städtebaulicher Denkmal-


schutz“ und die Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete „Altstadt“, „Rüsternbreite“ 


und „Wasserturm“ soweit der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht über-


schritten wird, 


13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungsrahmenplan, 


14. geringfügige Abweichungen von Verkehrsplanungen (insbesondere Verkehrsentwick-


lungsplan, Parkraumkonzepte), 


15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der Verkehrsplanung, 


16. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes, 


17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den Fördergebieten des Stadtumbaus, im Sa-


nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet „Innenstadt“ (Darlehen und Zu-


schüsse), 


18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach § 147 BauGB und deren Finanzierung, 


19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-


rungsverfahren, 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan genannten Zielen der Sanierung. 


 


(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berät in Angelegenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) 


in der Regel über 


1. kulturelle Veranstaltungen, 


2. die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine, 


3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken, 


4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und Sportvereinen, 


5. den Neubau und die Unterhaltung von städtischen Freizeit-, Kultur- und Sportstätten, 


6. die Belegung städtischer Freizeit- und Sporteinrichtungen, 


7. den Erhalt und die Förderung kultureller Einrichtungen sowie der Sportstätten, 


8. Vorschläge für den Abschluss von Partnerschaftsbeziehungen zur Förderung der eu-


ropäischen Integration, zu den Jahresaktivitäten in partnerschaftlichen Beziehungen 


und Vorbereitung von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusammenhang, 


9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbände und Vereine im Sozial- und Jugendbe-


reich, 
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10. soziale Probleme von Hilfsbedürftigen, 


11. Obdachlosenangelegenheiten, 


12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege, 


13. Angelegenheiten der städtischen Kindertageseinrichtungen, 


14. Angelegenheiten der städtischen Schulen und Schulhorte, 


15. den An-, Um- und Neubau von städtischen Schulen und Kindertageseinrichtungen, 


16. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestaltung von Spielplätzen sowie Auswahl 


der Standorte, 


17. die Umgestaltung von Außenanlagen in städtischen Sozial- und Jugendeinrichtungen, 


18. die örtliche Jugendfreizeitangebote und deren Förderung. 


 


(11) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät in der Regel über 


1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die Entlastung des Oberbürgermeisters 


für die Haushaltsdurchführung, 


2. die Stellungnahme zum Prüfergebnis der überörtlichen Prüfung sowie eine Stellung-


nahme zum Prüfbericht über die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe, 


3. die Gegenstände der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) in der 


jeweils geltenden Fassung. 


 


(12) Die Information über die Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse erfolgt über die 


Verteilung der Protokolle an alle Stadträte. 


 


 


§ 7 


Geschäftsordnung 


 


(1) Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird durch eine vom Stadtrat zu 


beschließende Geschäftsordnung geregelt.31 


 


(2) Das Verfahren in den Ortschaftsräten wird durch eine vom jeweiligen Ortschaftsrat zu 


beschließende Geschäftsordnung geregelt.32 


                                                 
31 Siehe §§ 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA. 
32 Siehe §§ 81 IV 1, 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA. 
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§ 8 


Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


 


(1) Beamte: 1Über alle Fälle der Ernennung und Entlassung von Beamten, sofern sie 


nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, entscheidet im Einvernehmen mit dem Oberbürger-


meister 


1. der Stadtrat über die Beamten mit der Befähigung für die Laufbahngruppe 2, 


2. Einstiegsamt, die Amtsleiter, die Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter, 


2. der Hauptausschuss über die übrigen Beamten mit der Befähigung für die Laufbahn-


gruppe 2, 1. Einstiegsamt. 
2Es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA. 3Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig bei allen 


anderen Beamten der Stadtverwaltung. 4Außerdem entscheidet der Oberbürgermeister selb-


ständig über Umsetzungen, Versetzungen und Abordnungen sowie über die Versetzung in 


den Ruhestand für alle Beamten der Stadtverwaltung Köthen, außer bei Umsetzungen von 


unter Satz 1 Nummer 1 genannten Beamten. 5Des Weiteren ist der Oberbürgermeister zu-


ständig für die Ernennung und Entlassung des Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und de-


ren Stellvertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen dem 


nicht entgegenstehen. 


 


(2) Beschäftigte: 1Über Einstellung, Entlassung und die nicht nur vorübergehende Über-


tragung einer anders bewerteten Tätigkeit entscheidet im Einvernehmen mit dem Oberbür-


germeister der Stadtrat über die Dezernenten, Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbürolei-


ter. 2Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle weiteren Beschäftigten der 


Verwaltung. 


 


 


§ 9 


Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


 


(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind 


diejenigen, die nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung 


sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit einer gewissen 


Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und 


für die Stadt Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 


 


(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) entscheidet der Oberbürger-
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meister insbesondere33 über 


1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen und Satzungen abzuschlie-


ßenden Geschäfte des täglichen Verkehrs, 


2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 25.000 Euro, 


3. Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen 


(ohne Steuer) nicht überschritten werden: 


a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im Übrigen bis zu 15.000 Euro je 


Forderung und Abrechnungszeitraum, 


b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


c) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


d) kurzfristige Vereinbarungen über die Nutzung städtischer Liegenschaften (Lauf-


zeit unter fünf Jahren), 


e) Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichen bis zu einem 


Nachgebensbetrag in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in allen übrigen 


Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro, 


4. den Abschluss von Versicherungsverträgen, 


5. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben34, 


6. Löschungsbewilligungen, Abtretungserklärungen und Vorrangseinräumungen bis 


25.000 Euro, 


7. die Erteilung von Prozessvollmachten und die Einlegung von Rechtsbehelfen35 bzw. 


Erhebung von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für die Stadt von nicht erheblicher 


Bedeutung sind36, 


8. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zuschussempfänger im Haushaltsplan 


genau definiert sind, 


9. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden bis zu drei Wohnungen oder einem anrechen-


baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


b) die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, kulturelle, kirchliche, soziale, ge-


                                                 
33 Die nachfolgende Aufzählung differenziert nicht nach Geschäften der laufenden Verwaltung, die 
bereits gesetzlich in die Zuständigkeit des OB fallen, und solchen Geschäften, für die der OB nur auf-
grund der Übertragung nach § 66 III 1 KVG LSA zuständig ist. Aus diesem Grunde kann die Aufzäh-
lung nicht abschließend sein („insbesondere“). 
34 Kommunale Abgaben sind gemäß § 1 I KAG LSA Steuern, Gebühren und Beiträge. Die Heranzie-
hung hierzu dürfte ein Geschäft der laufenden Verwaltung darstellen, für das der OB zuständig ist. 
35 Rechtsbehelf ist jedes von der Rechtsordnung in einem Verfahren zugelassene Gesuch, mit dem 
eine behördliche, insbesondere gerichtliche Entscheidung angefochten werden kann. Dabei ist 
Rechtsbehelf gegenüber dem Rechtsmittel der Oberbegriff, da unter Rechtsbehelf auch förmliche und 
formlose Gesuche fallen, über die im gleichen Rechtszug entschieden wird (z. B. Einspruch, Wider-
spruch, Erinnerung, Gegenvorstellung). 
36 Vgl. § 45 II Nr. 19 KVG LSA. 
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sundheitliche und sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bauwert gemäß 


Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


c) Nutzungsänderungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, die die Gebiets-


charakteristik gemäß der BauNVO nicht beeinflussen, 


d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhandels, die nicht als großflächig ge-


mäß § 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, 


e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20 Stellplätzen, 


10. Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB, 


11. die Ablösung von bis zu drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


12. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß § 144 BauGB, 


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgren-


ze von 30.000 Euro nicht überschreiten, 


14. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-


grenze von 10.000 Euro nicht überschreiten, 


15. Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-


grenze von 2.500 Euro nicht übersteigen, 


16. nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 


(§ 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie über- oder außerplanmäßige Verpflichtungen 


gemäß § 107 Abs. 5 KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner über- und außer-


planmäßige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (innerbetriebli-


che Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen), 


17. Änderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, des Maßnahmeplanes "städtebauli-


cher Denkmalschutz" und der Maßnahmepläne Stadtumbau Ost "Altstadt" dahinge-


hend, dass die geplanten Einzelmaßnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspläne 


verschoben bzw. ausgetauscht werden und die jeweiligen Haushaltsansätze der 


Wirtschaftspläne der Einzelpläne laut Haushaltsplan nicht überschritten werden, 


18. Abweichungen von Vorgaben der gültigen Gestaltungssatzungen, wenn diese be-


gründete Ausnahmefälle darstellen und soweit sie in den einzelnen Paragraphen und 


deren Begründungen in den Satzungen vorgesehen sind, 


19. geringfügige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungsplä-


ne, Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Abweichungen von sonstigem Orts-


recht gemäß BauGB und BauO LSA, 


20. die Annahme oder Vermittlung von geringfügigen Spenden, Schenkungen und ähnli-


chen Zuwendungen gemäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu einem Betrag in Hö-


he von 10.000 Euro37, 


21. die Beantragung und Weitergabe von Fördermitteln aus dem Programm „Stadtumbau 


                                                 
37 Vgl. § 99 VI 4 und 5 KVG LSA. 
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Ost Rückbau“. 


 


(3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäftsverteilung innerhalb der Verwaltung.38 


 


 


§ 10 


Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


 
1Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt einen Beschäftigten der Stadtverwaltung als 


Vertreter des Oberbürgermeisters für den Verhinderungsfall39. 2Das Vorschlagsrecht dafür 


hat der Oberbürgermeister. 


 


 


§ 11 


Gleichstellungsbeauftragte 


 


(1) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und Män-


nern bestellt der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister eine hauptamtliche40 


Gleichstellungsbeauftragte41. 


 


(2) 1Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. 2Über die Abberufung 


entscheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. 3Einer Abberufung 


bedarf es nicht bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses. 


 


(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Stadtrates und der Aus-


schüsse teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. 2Ihr ist in Angelegenheiten 


ihres Aufgabenbereiches auf Verlangen das Wort zu erteilen.42 


                                                 
38 Vgl. § 66 I KVG LSA. 
39 Vgl. § 67 I KVG LSA. 
40 Vgl. § 78 II 1 KVG LSA. Danach ist in Kommunen mit mindestens 25.000 Einwohnern die Gleich-
stellungsbeauftragte hauptamtlich tätig. 
41 § 78 I KVG LSA verwendet abweichend vom sonst üblichen generischen Maskulinum ausdrücklich 
die weibliche Form „Gleichstellungsbeauftragte“. Trotz der sprachlichen Gleichstellungsklausel in 
§ 159 KVG LSA ist deshalb davon auszugehen, dass diese Funktion nur von einer Frau wahrgenom-
men werden kann. Entsprechendes gilt auch für die Hauptsatzung. 
42 Siehe § 78 IV KVG LSA. 
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IV. ABSCHNITT 


UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER 


 


 


§ 12 


Einwohnerversammlung43 


 


(1) 1Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) können die 


Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden. 2Der Oberbürger-


meister beruft die Einwohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 


Ort und Zeit der Veranstaltung fest. 4Die Einladung ist gemäß § 16 Abs. 2 bekanntzumachen 


und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. 5Die Einladungsfrist 


kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden. 


 


(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile des Stadtgebietes beschränkt wer-


den. 


 


(3) Der Oberbürgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nächsten Sitzung über den 


Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 


 


 


§ 13 


Einwohnerfragestunde44 


 


(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Ausschüsse45 führen im Rahmen ordentli-


cher öffentlicher Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch. 


 


(2) 1Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel zum Beginn der Sitzung. 
2Abweichungen hiervon kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sitzung 


festlegen. 


 


(3) 1Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde 


fest. 2Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen wer-


den. 3Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein. 


                                                 
43 Vgl. § 28 I KVG LSA. 
44 Vgl. § 28 II KVG LSA. 
45 Vgl. § 28 II 1 KVG LSA. Danach sind auch in den beschließenden Ausschüssen Fragestunden vor-
zusehen. 
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Variante 146: 


(4) 1Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 


Frage beziehen, zu stellen. 2Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die 


in die Zuständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. 3Angelegenheiten der Tagesordnung 


können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein; über Ausnahmen entscheidet der 


Vorsitzende des Stadtrates. 


 


Variante 247: 


(4) 1Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 


Frage beziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betref-


fen und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Stadt Köthen (An-


halt) fallen. 3Die Redezeit beträgt in der Regel drei Minuten. 4Persönliche Angelegenheiten 


einzelner Personen können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein. 


 


(5) 1Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Oberbürger-


meister oder den Vorsitzenden des Stadtrates. 2Eine Aussprache findet nicht statt. 3Ist die 


Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche 


Antwort, die innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll. 4Schriftliche Antworten sind dem 


Protokoll der auf die Beantwortung folgenden nächsten ordentlichen Stadtratssitzung beizu-


fügen. 


 


(6) 1Auf die Einwohnerfragestunden in den beschließenden Ausschüssen finden die Re-


gelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des Vorsitzenden 


des Stadtrates tritt der Vorsitzende des beschließenden Ausschusses. 


 


(7) 1Auf die Einwohnerfragestunden in den Ortschaftsräten und ihren beschließenden 


Ausschüssen finden die Regelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend Anwendung48. 2An 


die Stelle des Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Ortsbürgermeister. 


                                                 
46 Die Variante 1 orientiert sich an der bisherigen Rechtslage in der Stadt Köthen (Anhalt) und den 
Empfehlungen des SGSA. 
47 Die Variante 2 orientiert sich an der Regelung in der Stadt Halle (Saale). 
48 Vgl. § 84 V KVG LSA. 
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§ 14 


Bürgerbefragung49 


 
1Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt ausschließlich in wichtigen Ange-


legenheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt Köthen (Anhalt). 2Sie kann nur auf der 


Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ 


zu beantwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die Befragung 


als elektronische Abstimmung im Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem 


Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstimmungsergebnis 


bekanntzugeben ist. 


 


 


V. ABSCHNITT 


EHRENBÜRGER UND EHRENBEZEICHNUNG 


 


 


§ 15 


Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


 


Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung be-


darf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates.50 


 


 


VI. ABSCHNITT 


ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 


 


 


§ 16 


Öffentliche Bekanntmachungen 


 


(1) 1Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen und Beschlüsse werden im Amts-


blatt der Stadt Köthen (Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. 2Es erscheint in der Regel monat-


lich. 3Bekanntmachungen und Beschlüsse, für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntma-


chung im nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der Mitteldeutschen Zeitung im 


Anzeigeteil der Lokalausgabe Köthen veröffentlicht. 4Auf diese Bekanntmachung wird im 


darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. 5Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erschei-
                                                 
49 Vgl. § 28 III KVG LSA. 
50 Vgl. § 22 IV KVG LSA. 
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nungstages bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) 


bzw. im Falle der Sätze 3 und 4 die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden Text 


enthält.51 


 


(2) 1Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse 


werden spätestens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der Stadt Köthen (An-


halt) unter www.koethen-anhalt.de öffentlich bekannt gemacht. 2Ergänzend ist der Bekannt-


machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage vor der 


Sitzung zu veröffentlichen. 3Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen technischer 


Probleme nicht möglich ist, hat sie drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, 


Lokalausgabe Köthen, zu erfolgen. 4In den Fällen der Ladung des Stadtrates nach 


§ 53 Abs. 4 Satz 5 KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit möglich unverzüglich nach 


der Ladung entsprechend den Sätzen 1 und 2. 52 


 


(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates Merzien werden drei Tage vor 


der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle gegenüber der Straße der DSF 33, 


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße des 7. Oktober 16, 


3. im Ortsteil Zehringen, Straße der Freundschaft 11, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzung Arensdorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11, 


2. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6 am Pumpenhaus, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Baasdorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in dem Schaukasten Köthener Str. 23, Verkaufsstelle, öffentlich bekannt ge-


macht. 


 


(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Dohndorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfstraße 9, vor dem Gemeindebüro, öffentlich be-


kannt gemacht. 


 


(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Löbnitz an der Linde 
                                                 
51 Vgl. § 9 KVG LSA. 
52 Vgl. § 52 IV KVG LSA. 
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werden drei Tage vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 öffentlich bekannt ge-


macht. 


 


(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftssitzungen Wülknitz werden drei Tage 


vor der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Großwülknitz, am Grundstück Kastanienplatz 1, 


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, Hauptstraße, gegenüber dem Grundstück Nr. 19, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes (öffentli-


che Zustellung) und Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang an 


der amtlichen Bekanntmachungstafel im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathau-


ses der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich bekannt gemacht, sofern gesetz-


lich nichts anderes bestimmt ist. 


 


(10) 1Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird den Haushalten der Stadt Köthen (An-


halt) kostenlos zur Verfügung gestellt. 2Hierüber hinaus hat jede Person das Recht, Satzun-


gen einschließlich aller Anlagen und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadt-


verwaltung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten 


Abschriften fertigen zu lassen53. 


 


(11) 1Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von Plänen, Karten oder Zeichnungen so-


wie Begründungen oder Erläuterungsberichte, die Bestandteile von Satzungen sind, nicht 


geeignet, so erfolgt die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie während 


der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegt werden und in der 


Bekanntmachung des textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort der Auslegung 


hingewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemäß Anwendung auf entsprechende Bestandteile 


sonstiger54 Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.55 


                                                 
53 Vgl. § 9 I 4 KVG LSA. 
54 Also nicht die Bekanntmachung von Satzungen. 
55 Vgl. § 9 II KVG LSA. 
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VII. ABSCHNITT 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


 


 


§ 17 


Sprachliche Gleichstellung 


 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und 


weiblicher Form.56 Dies gilt nicht für die Funktionsbezeichnung Gleichstellungsbeauftragte. 


 


 


§ 18 


Inkrafttreten 


 
1Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) vom 


10.12.2001, zuletzt geändert durch die 6. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (An-


halt) vom 20.01.2014, sowie die Zuständigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt Köthen 


(Anhalt) außer Kraft. 


 


 


Köthen (Anhalt),  


 


 


Kurt-Jürgen Zander 


Oberbürgermeister    (Siegel) 


 
56 Vgl. Art. 100 Verf LSA, § 159 KVG LSA. 





Anlage zur Sitzungsvorlage
1. Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt).pdf



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Niederschrift 
über die 2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf
öffentlicher Teil

Köthen (Anhalt), 13.10.2014

Die Sitzung fand statt:

Datum :
Beginn : 
Ende :

22.09.2014
19:00
21:00

Ort :
Straße :
Raum :

06369 D o h n d o r f 
Dorfstraße 5
Sitzungsraum der Gemeinde Dohndorf

Anwesende Mitglieder
lt. Teilnehmerliste :

5 (siehe Anhang) 

Von der Verwaltung
waren anwesend :

Oliver Reinke (AbtL), (73) 
Babara Erfurth (MA), (061) 
Steffi Paschkowski (Prot), (Ratsbüro)

Außerdem waren
anwesend (Gäste) :

keine

Tagungsleitung : Uwe Wittmann

Schriftführer : Steffi Paschkowski

Ortsbürgermeister Amtsleiterin Protokollführerin

Uwe Wittmann Dana Rösler Steffi Paschkowski



Tagesordnung

TOP Thema Vorl.-Nr. 

1 Eröffnung 

1.1 E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e -  
1.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der -  
 Ladung   

2 Behandlung der öffentlichen TOPs 

2.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) -  
2.2 Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) -  
2.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
2.4 Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil) -  
2.5 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 2014152/1  
 Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes   
 ´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"    
 hier: Aufstellungsbeschluss    
2.6 Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 2014157/2  
2.7 Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil) -  

3 Behandlung der nichtöffentlichen TOPs 

3.1 Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher -  
 Teil)   
3.2 Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.3 Informationen des Ortsbürgermeisters -  
3.4 Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) -  
3.5 Wirtschaftliche Situation des Abwasserzweckverbandes Ziethetal 2014123/3  
3.6 Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil) - 



Protokolltext

1. 
Herr Wittmann begrüßt die anwesenden Ortschaftsratsmitglieder sowie die Vertreter der Verwaltung, 
Frau Paschkowski, Frau Erfurth, Herrn Reinke und eröffnet die Sitzung. 
 
1.1
Ein Einwohner der Ortschaft beschwert sich über einen Kanaldeckel, der klappert in der Köthener 
Straße Höhe Hausnummer 24. Das Problem ist der Stadt bekannt. Er hatte sich letztes Jahr schon 
einmal beschwert, woraufhin die Stadt den Deckel mit zwei keinen Platten ausgebessert hatte. Seit der 
Ausbesserung durch die Verwaltung ist das Klappern des Kanaldeckels noch lauter und schlimmer 
geworden. Er fordert die Verwaltung auf, den Kanaldeckel nochmals zu kontrollieren und den Schaden 
zu beheben.

1.2 
Herr Wittmann stellt die Beschlussfähigkeit bei 5 anwesenden Ortschaftsratsmitgliedern sowie die 
Ordnungsmäßigkeit der Ladung fest.

2.1 
Die Niederschrift der letzten Sitzung wird einstimmig bestätigt.

2.3
Herr Wittmann fragt nach einem Havarieplan. Diesen wollte die Verwaltung erstellen. Herr Wittmann 
möchte wissen, wann mit einem fertigen Havarieplan zu rechnen ist und übergibt der Verwaltung ein 
Entwurf, den er erstellt hat. 
 
Weiter fragt Herr Wittmann nach der Rutsche für den Spielplatz.

Herr Reinke erklärt, dass eine Ausschreibung durchgeführt wurde, die Ergebnisse werden derzeit 
ausgewertet, im Anschluss wird eine Bestellung aufgegeben.

Herr Wittmann weist darauf hin, dass der Graben Richtung Wörbzig verschmutzt ist. 

Abschließend spricht Herr Wittmann ein Dorferneuerungsprogramm Leader an. Er fragt nach einem 
Konzept der Verwaltung, in wie weit sich die Stadt an diesen Programm beteiligen will und die 
Ortschaften einbezogen werden. 

2.4
Die Tagesordnung (öffentlicher Teil) wird einstimmig bestätigt.

2.6
Frau Paschkowski erklärt die vorliegende Beschlussvorlage zur Neufassung der Hauptsatzung.

Der Ortschaftsrat spricht sich einstimmig für die in der Beschlussvorlage favorisierte Variante 2 aus. 

2.7
Frau Schmidt weist auf ein Schreiben der Verwaltung bezüglich der Auffahrrampen in der 
Herrengasse zu den Einfahrten in die Grundstücke an. Sie bittet die Verwaltung zu prüfen, ob dieses 
Schreiben rechtens ist. 
Abschließend spricht Frau Schmidt den Gestank aus der vom Teich im Nussgarten ausgeht an.



Tagesordnung 
der 

2. Sitzung des Ortschaftsrates Dohndorf 
am 22.09.2014

TOP Betreff BV-Nr.

 

1
1.1  
1.2  
 

 

Eröffnung
E i n w o h n e r f r a g e s t u n d e 
Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Ordnungsmäßigkeit der  
Ladung 

 

 
-  
-  
 

2
2.1  
2.2  
2.3  
2.4  
2.5  
  
  
  
2.6  
2.7 

Behandlung der öffentlichen TOPs
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (öffentlicher Teil) 
Informationen der Verwaltung (öffentlicher Teil) 
Informationen des Ortsbürgermeisters 
Bestätigung der Tagesordnung (öffentlicher Teil)  
2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes 
´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"   
hier: Aufstellungsbeschluss   
Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 
Anfragen und Anregungen (öffentlicher Teil)

 
-  
-  
-  
-  
2014152/1  
  
  
  
2014157/2  
- 

3
3.1  
  
3.2  
3.3  
3.4  
3.5  
3.6 

Behandlung der nichtöffentlichen TOPs
Bestätigung der Niederschrift der letzten Sitzung (nichtöffentlicher  
Teil) 
Informationen der Verwaltung (nichtöffentlicher Teil) 
Informationen des Ortsbürgermeisters 
Bestätigung der Tagesordnung (nichtöffentlicher Teil) 
Wirtschaftliche Situation des Abwasserzweckverbandes Ziethetal 
Anfragen und Anregungen (nichtöffentlicher Teil)

 
-  
  
-  
-  
-  
2014123/3  
- 



2.5

2. Änderung des Vorhabenbezogenen

Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung

Betonwerk mit Überplanung von

Teilflächen des Bebauungsplanes

´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer

Kreuz`"   hier: Aufstellungsbeschluss



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2014152/1 

Dezernat: Dezernat 6 aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Dohndorf

Sitzung am: 22.09.2014

TOP: 2.5

Amt: Bereich 061 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2014152/1

Az.: erstellt am: 27.08.2014

Betreff

2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes 
´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`"   
hier: Aufstellungsbeschluss  

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4

22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 
24.09.2014: Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
07.10.2014: Hauptausschuss 
16.10.2014: Stadtrat

22.09.2014 
24.09.2014 
07.10.2014 
16.10.2014

laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 15.09.2014

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt die Aufstellung der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Überplanung von 
Teilflächen des Bebauungsplanes ´Gewerbegebiet Dohndorf-Löbnitzer Kreuz`" im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB.

Gesetzliche Grundlagen:

§§ 1 (1), 1 (3), 2 (1), 12, 13 Baugesetzbuch (BauGB)
§§ 5, 8, 45 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

1. Anlass der Planung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 "Erweiterung Betonwerk mit Überplanung 
von Teilflächen des Bebauungsplanes `Gewerbegebiet Dohndorf- Löbnitzer Kreuz`" ist seit 
dem 30.04.2010 rechtswirksam, die 1. Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ist seit dem 31.05.2013 rechtswirksam. (Anlage 1, Übersichtsplan 
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54)
Der Planungsanlass für die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ergibt 
sich aufgrund dessen, dass nicht alle Maßnahmeflächen für den naturschutzrechtlichen 
Ausgleich so umgesetzt werden können, wie sie im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
54 festgesetzt sind. 
Eine Teilfläche, die im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 als Ausgleichsfläche (M 
3.1 Ackerbrache) festgesetzt wurde, wird als Rangier- und Zufahrtsfläche für den 
technologischen Ablauf des Betonwerkes benötigt. Bei der Aufstellung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes war dieser Umstand noch nicht absehbar. 
In den Sitzungen des Bau- und Umweltausschusses am 08.05.2014 und am 12.06.2014 
wurden von Seiten der Verwaltung bereits Erläuterungen zu dem Sachverhalt gegeben.

Der Antrag zur Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes des Vorhabenträgers 
liegt der Stadt (Köthen) vor (Anlage 4). 

2. Ziele und Zwecke der Planänderung 

Ziele der Planänderung sind insbesondere:
- die Sicherung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse 
- die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege 

- die Entwicklung von geeigneten Ausgleichsmaßnahmen 

- die Berücksichtigung der Belange der Wirtschaft und
- der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen.

Durch die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden die 
planungsrechtlichen Vorraussetzungen zur Sicherung des technologischen Ablaufs des 
Betonfertigteilewerkes und zur Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen geschaffen. 

3. Vorbereitende Bauleitplanung

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 54 wurde aus dem Flächennutzungsplan der 
Gemeinde Dohndorf (rechtswirksam seit 12.02.1999) entwickelt. Der räumliche 
Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist dort als „Gewerbliche 
Baufläche“ dargestellt.
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes geht mit den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes konform.

4. Inhalte der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan besteht aus 3 Teilen: Teil A - Planzeichnung, Teil B 
– Textliche Festsetzungen und Teil C – Vorhaben- und Erschließungsplan.
Die Änderungen der 2. Änderung betreffen den Teil A und den Teil B.



Die Anlage 2 zeigt einen Übersichtsplan, die Änderungen des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 54 betreffend. Die Anlage 3 enthält einen Auszug aus dem 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 Teil B: Textliche Festsetzungen).

In der Planzeichnung (Teil A) wird die südliche Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
des Bebauungsplanes erweitert.
Der Anlass dafür ist, dass der Vorhabenträger infolge einer Angleichung der südlichen 
Grundstücksgrenzen zu einem durchgängig geradlinigen Verlauf dort über zusätzliche 
Flächen verfügt. Durch diesen zusätzlichen Flächenerwerb kann die Maßnahme M 5 (Baum-
Strauch-Hecke), in einer durchschnittlichen Tiefe von 15 m durchgeführt und insgesamt auf 
ca. 5.500 qm erweitert werden. Diese Maßnahme ist für die Minimierung des Eingriffs in das 
Landschaftsbild wesentlich, da sie der südlichen Eingrünung des Betonwerkes dient.

Im Rahmen des Verfahrens der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird 
die Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes geprüft. 

Von dem vom Vorhabenträger beauftragten Planungsbüro wurde bereits eine neue 
Ausgleichsberechnung erstellt. Sie wird Grundlage der Änderung des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes und trägt den derzeitigen Gegebenheiten Rechnung:

- Vergrößerung der Lager- und Rangierfläche
- Vergrößerung der Pflanzflächen: 

§ Vergrößerung des Feldgehölzes (östlich)
§ Vergrößerung der Baum- Strauch- Hecke (südlich) 

- Ruderalfläche (Wall).

Dem entsprechend werden die textlichen Festsetzungen des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes (Teil B) des Abschnittes 6. Grünordnerische Festsetzungen, die 
Maßnahmeflächen M 3, M 4 und M 5 betreffend, geändert. Eine weitere Maßnahmefläche – 
M 6 (Ruderalfläche) – wird neu ausgewiesen. Die Zuordnungsfestsetzungen der 
Ausgleichsmaßnahmen zu den Bauabschnitten 1 und 2 des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes ändern sich nur dahingehend, dass die neue Ruderalfläche M 6 (anstatt 
der entfallenen Maßnahme M 4.1) dem ersten Bauabschnitt zugeordnet wird. 

Durch die Vergrößerung der Pflanzflächen und die Schaffung einer Ruderalfläche sowie 
durch eine landschaftsgerechtere Gestaltung sind die Eingriffe in Natur und Landschaft für 
den 1. Bauabschnitt ausgeglichen. Eine entsprechende positive Stellungnahme der Unteren 
Naturschutzbehörde liegt dazu bereits vor.

5. Verfahren

Die 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt, da die Änderungen geringfügig sind und die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Die Vorraussetzungen zur Anwendung des 
vereinfachten Verfahrens nach § 13 BauGB sind gegeben. 
Bei der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 geht es lediglich 
darum, dass die textlichen Festsetzungen zu den Ausgleichsmaßnahmen geändert werden, 
die Bebauungsplangrenze wird geringfügig nach Süden verschoben.



6. Rechtliche Wirkung der Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes

Mit der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 "Erweiterung 
Betonwerk mit Überplanung von Teilflächen des Bebauungsplanes `Gewerbegebiet 
Dohndorf- Löbnitzer Kreuz`" wird in den seit dem 30.04.2010 rechtskräftigen 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 54 eingegriffen. Mit Rechtskraft der 2. Änderung 
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 treten Teile der textlichen Festsetzungen 
(Teil B) – Grünordnerische Festsetzungen – des Ursprungsplanes des Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplanes Nr. 54 außer Kraft und werden ersetzt durch neue textliche 
Festsetzungen der 2. Änderung. Die Festsetzung zur Grenze des räumlichen 
Geltungsbereiches im Teil A – Planzeichnung tritt außer Kraft und wird durch eine neue 
Festsetzung ersetzt. 
Alle anderen Festsetzungen bleiben bestehen und sind von der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 54 nicht berührt.

7. Anforderungen an den Vorhabenträger

Der Vorhabenträger erbringt alle städtebaulichen und landschaftspflegerischen Leistungen 
für die Erarbeitung der 2. Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, zu seinen 
Lasten. 
Durch den Vorhabenträger sind die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen für den durch die 
Umsetzung des ersten Bauabschnittes des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
verursachten Eingriff in Natur und Landschaft sowohl hinsichtlich der Wertigkeit als auch 
dem Umfang nach bereits umgesetzt worden.

Die Geschäftsführung des Betonwerkes hat ein Planungsbüro mit der Erarbeitung der 
Änderung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beauftragt. 
Der Abschluss eines städtebaulichen Vertrages zur Erbringung der Planungsleistungen wird 
nicht als erforderlich angesehen. 
Der mit dem Vorhabenträger bestehende Durchführungsvertrag wird der 2. Änderung des 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes angepasst. 

8. Kosten

Für die Erstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entstehen der Stadt Köthen 
(Anhalt) keine Kosten.








Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 1.pdf






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 2.pdf






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 3.pdf






Anlage zur Sitzungsvorlage
Anlage 4.pdf



2.6

Neufassung der Hauptsatzung der Stadt

Köthen (Anhalt)



Stadt Köthen (Anhalt)
Der Oberbürgermeister

Beschlussvorlage 2014157/2 

Dezernat: OB aktuelles Gremium
Ortschaftsrat Dohndorf

Sitzung am: 22.09.2014

TOP: 2.6

Amt: Amt 10 öffentlich
ja

Vorlagen-Nr.:
2014157/2

Az.: erstellt am: 02.09.2014

Betreff

Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt)

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 
2 
3 
4 
5 
6 
7 
8 
9

18.09.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 
22.09.2014: Ortschaftsrat Dohndorf 
23.09.2014: Ortschaftsrat Merzien 
24.09.2014: Ortschaftsrat Arensdorf 
25.09.2014: Ortschaftsrat Wülknitz 
30.09.2014: Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde 
02.10.2014: Ortschaftsrat Baasdorf 
07.10.2014: Hauptausschuss 
16.10.2014: Stadtrat

18.09.2014 
22.09.2014 
23.09.2014 
24.09.2014 
25.09.2014 
30.09.2014 
02.10.2014 
07.10.2014 
16.10.2014

kein Beschluss 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
laut BV 
entspr. prot. Änd. 
entspr. prot. Änd.

Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschließt aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA 
S. 288) die anliegende Neufassung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt), zu § 13 (4) Variante 
2.

Gesetzliche Grundlagen:
- KVG LSA

Darlegung des Sachverhalts / Begründung

siehe Synopse alte und neue Fassung der Hauptsatzung mit Erläuterungen und Begründungen, sowie 
die Fußnoten in der Satzung 








Anlage 2 
Neuer Text ist unterstrichen entfallener Text durchgestrichen dargestellt. 
 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
   
Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommu-
nalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG 
LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadt-
rat der Stadt Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 
16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen: 


Keine Bemerkungen 
 


Beachte: KVG LSA  Kommunalverfassungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt 


Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) beschloss in sei-
ner 20. Sitzung am 25.10.2001 auf der Grundlage der 
§§ 6 und 7 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-
Anhalt (GO LSA) vom 05.10.1993 (GVBl. LSA 43/1993 
S. 568), in der zz. gültigen Fassung, die nachfolgende 
Hauptsatzung für die Stadt Köthen (Anhalt). 


   
   


I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 


Um die Übersichtlichkeit der Hauptsatzung zu verbes-
sern, wird sie in thematische Abschnitte gegliedert und 
die Regelungen in den jeweiligen Abschnitten gruppiert. 


 


   
   


§ 1 
Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen 


Die Überschrift wurde abgeändert, um den Inhalt des 
Paragraphen besser wiederzugeben. 


§ 1 
Bezeichnung und Hoheitszeichen der Stadt 


   
(1) Die Stadt führt den Namen "Köthen (Anhalt)". Der Wortlaut wurde an § 13 I 1 KVG LSA angepasst. (1) Die Stadt trägt den Namen "Köthen (Anhalt)". 
   
(2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) sind blau 
und weiß. 


Redaktionelle Überarbeitung ohne inhaltliche Änderung. (2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) zeigen 
blau und weiß. 


   
(3) Das Wappen der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in 
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt, 
mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz 
gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere und 
stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf. 


Keine Änderungen. (3) Das Wappen der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in 
Silber eine gezinnte rote Stadtmauer, schwarz gefugt, 
mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fall-
gatter und drei aufgesetzten gezinnten roten, schwarz 
gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere und 
stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und golde-
nem Knauf. 


   
(4) Die Flagge der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt die Redaktionelle Überarbeitung ohne inhaltliche Änderung. (4) Die Flagge der Stadt zeigt die Farben der Stadt 
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Anlage 2 


Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
Farben blau und weiß und im Mittelfeld das Stadtwap-
pen. 


blau und weiß und im Mittelfeld das Stadtwappen. 


   
(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der 
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


Keine Änderungen. (5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der 
Stadtflagge durch andere ist nur mit schriftlicher Geneh-
migung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


   
   


§ 2 
Dienstsiegel 


Der Paragraph wurde aus systematischen Gründen vor-
gezogen und neu nummeriert. Keine inhaltlichen Ände-
rungen. 


§ 3 
Dienstsiegel 


   
Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. Es zeigt 
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Köthen (An-
halt)". Es wird entweder als Prägesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht. 


Keine Bemerkungen. Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. Es zeigt 
das Stadtwappen mit der Umschrift "Stadt Köthen (An-
halt)". Es wird entweder als Prägesiegel oder als Druck-
siegel gebraucht. 


   
   


II. ABSCHNITT 
ORTSCHAFTSVERFASSUNG 


  


   
   


§ 3 
Ortschaftsverfassung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt eine 
neue Überschrift, die auf die Einführung der Ortschafts-
verfassung hinweisen soll. 


§ 2 
Ortsteile und Ortschaften 


   
(1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die 
Ortsteile Köthen (Anhalt), Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Elsdorf, Gahrendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, 
Kleinwülknitz, Löbnitz an der Linde, Merzien, Porst und 
Zehringen. 


Keine Bemerkungen. (1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile 
Köthen, Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gah-
rendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, Kleinwülknitz, Löbnitz 
an der Linde, Merzien, Porst und Zehringen. 


   
(2) Es werden folgende Ortschaften unter Einfüh- Die Bildung von Ortschaften und die Einführung der Ort-  
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rung der Ortschaftsverfassung gemäß den §§ 81 ff. KVG 
LSA gebildet: 


schaftsverfassung ist in der Hauptsatzung zu regeln 
(§ 81 I 1 KVG LSA). Während schon bisher Ortschaften 
in der Hauptsatzung gebildet wurden, war die Einführung 
der Ortschaftsverfassung nicht ausdrücklich bestimmt 
sondern wurde vielmehr in den §§ 6-8 a. F. vorausge-
setzt. In der Hauptsatzung müssen ferner die Grenzen 
der Ortschaften festgelegt werden (§ 81 I 2 KVG LSA). 
Mehrere benachbarte Ortsteile können zu einer Ortschaft 
zusammengefasst werden (§ 81 I 3 KVG LSA). 


1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arens-
dorf und Gahrendorf, 


Siehe oben. § 2 III: (3) Die Ortsteile Arensdorf und Gahrendorf bilden 
die Ortschaft Arensdorf. 


2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Baasdorf, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt 
Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 
Dohndorf, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


4. Löbnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die 
Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-
de Löbnitz an der Linde, 


Siehe oben. § 2 V: (5) Die Ortsteile Baasdorf, Dohndorf und Löbnitz 
an der Linde sind Ortschaften. 


5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen 
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Merzien, 
bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien 
und Zehringen, 


Siehe oben. § 2 II: (2) Die Ortsteile Hohsdorf, Merzien und Zehringen 
bilden die Ortschaft Merzien. 


6. Wülknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen 
(Anhalt) eingemeindeten Gemeinde Wülknitz, 
bestehend aus den Ortsteilen Großwülknitz und 
Kleinwülknitz. 


Siehe oben. § 2 IV: (4) Die Ortsteile Kleinwülknitz und Großwülknitz 
bilden die Ortschaft Wülknitz. 


   
(3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat ge-
wählt. 


Die Hauptsatzung muss bestimmen, ob in den Ortschaf-
ten ein Ortschaftsrat oder ein Ortsvorsteher gewählt wird 
(§ 81 I 2 KVG LSA). Die Übergangsregelung in § 6 I 2 a. 
F. hat sich durch Zeitablauf erledigt und kann deshalb 
entfallen. Bis zum Beginn der Wahlperiode 2019 bleibt 
es beim gegenwärtigen Zustand, dass in jeder Ortschaft 
ein Ortschaftsrat eingerichtet wird. 


§ 6 I: (1) In den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde, Merzien und Wülknitz werden 
Ortschaftsräte gewählt. In den zum 1.1.2004 eingeglie-
derten Ortschaften nehmen, bis zur erstmaligen Wahl 
der Ortschaftsräte, die zum Zeitpunkt der Eingliederung 
gewählten Gemeinderäte die Aufgaben der Ortschaftsrä-
te wahr. 
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(4) Ab Beginn der Wahlperiode 2019 wird in den 
Ortschaften Dohndorf und Löbnitz an der Linde ein Orts-
vorsteher gewählt, in den Ortschaften Arensdorf, Baas-
dorf, Merzien und Wülknitz wird ein Ortschaftsrat ge-
wählt. 


Zum 01.07.2018 tritt § 82 I KVG LSA in Kraft. Danach 
besteht ab Beginn der Wahlperiode 2019 die Verpflich-
tung, in Ortschaften mit bis zu 300 Einwohnern einen 
gewählten Ortsvorsteher zu haben. Eine Ortschaft mit 
mehr als 300 Einwohnern kann einen gewählten Ort-
schaftsrat oder einen gewählten Ortsvorsteher haben. 
Die Ortschaften Dohndorf (273 Einwohner per 
31.12.2013) und Löbnitz an der Linde (243 Einwohner 
per 31.12.2013) erfüllen die Voraussetzungen für die 
Einrichtung eines Ortschaftsrates dann voraussichtlich 
nicht mehr (zur maßgebenden Einwohnerzahl beachte 
§ 158 KVG LSA). Deshalb ist dort ein Ortsvorsteher zu 
wählen. Für die übrigen Ortschaften mit mehr als 300 
Einwohnern besteht ein Wahlrecht zwischen einem Orts-
vorsteher oder einem Ortschaftsrat. Insoweit soll es wie 
bisher bei der Einrichtung von Ortschaftsräten bleiben. 


 


   
(5) Soweit ein Ortschaftsrat gewählt wird, besteht er 
in den Ortschaften 


Gemäß § 83 I KVG LSA wird die Zahl der Ortschaftsräte 
durch die Hauptsatzung bestimmt. Der Ortschaftsrat 
besteht aus mindestens drei und höchstens neun Ort-
schaftsräten. Die Verwendung des Wortes „soweit“ rührt 
daher, dass in den Ortschaften Dohndorf und Lönmitz an 
der Linde aufgrund der geringen Einwohnerzahl ab der 
Wahlperiode 2019 kein Ortschaftsrat mehr eingerichtet 
werden kann. 


1. Dohndorf, Merzien und Wülknitz aus neun Mit-
gliedern, 


Die Zahl der Ortschaftsräte bleibt unverändert. 


§ 6 II: Die Ortschaftsräte der Ortschaften Dohndorf, Mer-
zien und Wülknitz bestehen aus 9 Mitgliedern. Die Ort-
schaftsräte der Ortschaften Arensdorf, Baasdorf und 
Löbnitz an der Linde bestehen aus 7 Mitgliedern. 


2. Arensdorf, Baasdorf und Löbnitz an der Linde 
aus sieben Mitgliedern. 


Die Zahl der Ortschaftsräte bleibt unverändert.  


   
   
 Entfällt. § 7 
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Ortsbürgermeister 


   
 Das KVG LSA sieht zum Ortsbürgermeister keine zwin-


gend in der Hauptsatzung zu regelnde Sachverhalte vor. 
Vielmehr findet sich in § 85 KVG LSA bereits eine um-
fassende Vorschrift zum Ortsbürgermeister. § 7 I a. F. ist 
inhaltlich bereits in § 85 I KVG LSA enthalten, so dass es 
dieser Vorschrift nicht bedarf. Sie kann deshalb entfallen.


(1) Der Ortsbürgermeister und ein oder mehrere Stellver-
treter werden aus der Mitte des Ortschaftsrates von die-
sem gewählt. Die Wahl bedarf der Bestätigung durch 
den Stadtrat. 


   
 Diese Regelung hat sich durch Zeitablauf erledigt und 


kann deshalb entfallen. 
(2) Sofern die Ortschaft durch eine Eingemeindung in die 
Stadt Köthen (Anhalt) entstanden ist, wird das Amt des 
Ortsbürgermeisters durch den bisherigen Bürgermeister 
der eingegliederten Gemeinde für den Rest seiner Wahl-
periode wahrgenommen, längstens für die Erste Wahlpe-
riode des Ortschaftsrates nach der Neubildung. 


   
   


§ 4 
Zuständigkeiten des Ortschaftsrates 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 8 
Zuständigkeit des Ortschaftsrates 


   
(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden An-
gelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


Das Wort „ausschließlich“ wurde gestrichen, um die Re-
gelung dem Gesetzeswortlaut anzupassen (bspw. 
§ 84 I 2, II KVG LSA). Auf eine ausschließliche Betrof-
fenheit der Ortschaft kommt es danach nicht an. 


(1) Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden Angele-
genheiten, die ausschließlich die Ortschaft betreffen, 
anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, Keine Bemerkungen. 1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 
2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-


lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


Keine Bemerkungen. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, Keine Bemerkungen. 4. Bestellung des Ortswehrleiters, 
5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhe-


bung von öffentlichen Einrichtungen, 
Keine Bemerkungen. 5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhe-


bung von öffentlichen Einrichtungen, 
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6. Pflege des Ortsbildes, Keine Bemerkungen. 6. Pflege des Ortsbildes, 
7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, Keine Bemerkungen. 7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, 
8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der 


Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen, 
Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


Keine Bemerkungen. 8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der 
Kultur und Gemeinschaftspflege, Sportanlagen, 
Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft. 


Keine Bemerkungen. 9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Ortschaft. 


Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig 
über 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-
zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind für Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, für 
Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisatio-
nen, für Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere 
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, 
Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsentative 
Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von 
Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mögen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, 
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 
einschließlich Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichti-
gen. Mit dem Ortschaftsrat ist diesbezüglich Einverneh-
men herzustellen. 


Keine Bemerkungen. Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig 
über 25,56 Euro je Einwohner. Basis ist die Einwohner-
zahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegange-
nen Jahres. Die Mittel sind für Veranstaltungen der Hei-
matpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, für 
Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisatio-
nen, für Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere 
Rentenweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, 
Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsentative 
Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. Bei Verkauf, Ver-
mietung, Verpachtung und der anderen Nutzung von 
Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Ver-
mögen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, 
sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 
einschl. Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichtigen. Mit 
dem Ortschaftsrat ist diesbezüglich Einvernehmen her-
zustellen. 


   
(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz sind bei folgen-
den Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzu-
hören: 


Das Wort „vorher“ wurde gestrichen. Dadurch erfolgt 
eine Angleichung an Absatz 1, da in beiden Absätzen 
das Gleiche gemeint ist. Es versteht sich von selbst, 
dass die Anhörung vor dem Beschluss des Stadtrates zu 
erfolgen hat, da andernfalls der Stadtrat das Votum des 
Ortschaftsrates nicht in Betracht ziehen kann. 


(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohn-
dorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz sind bei folgen-
den Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, vorher 
anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, Keine Bemerkungen. 1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 
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2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-


lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


Keine Bemerkungen. 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstel-
lung von Bebauungsplänen sowie Baugestal-
tungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzun-
gen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, Keine Bemerkungen. 4. Bestellung des Ortswehrleiters, 
5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffent-


lichen Einrichtungen, 
Keine Bemerkungen. 5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffent-


lichen Einrichtungen, 
6. Pflege des Ortsbildes, Keine Bemerkungen. 6. Pflege des Ortsbildes, 
7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-


standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und 
Grünanlagen, Straßen, Wege und Plätze. 


Keine Bemerkungen. 7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und In-
standsetzung kulturellen und sozialer Einrich-
tungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und 
Grünanlagen, Straßen, Wege und Plätze. 


   
(3) Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich ei-
genständig über 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 
Leistungen, die die Ortschaft betreffen. Basis ist die Ein-
wohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis 
zum 31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser 
Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 
Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Be-
trag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten 
werden darf. Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansät-
ze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für 
folgende Maßnahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich eigenständig 
über 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, 
die die Ortschaft betreffen. Basis ist die Einwohnerzahl 
zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jah-
res. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
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und gemeindliche Veranstaltungen, und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(4) Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 
15,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen zur 
Verfügung gestellt. Basis ist die Einwohnerzahl zum 
30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 
Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 
festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entspre-
chend der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jähr-
lich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je 
Einwohner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel 
sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes 
der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende 
Maßnahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 15,00 Euro 
je Einwohner für freiwillige Leistungen zur Verfügung 
gestellt. Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem 
Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. Der in Satz 1 
genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 festgeschrie-
ben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der 
Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu 
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen 
nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der 
Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(5) Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vo-
rangehenden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird 
bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird die-


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 9,00 Euro je 
Einwohner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft 
betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die Einwoh-
nerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehen-
den Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
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ser Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 
Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Be-
trag von 5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten 
werden darf. Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansät-
ze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) ins-
besondere für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für 
folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(6) Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden 
jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, 
die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis 
ist die Einwohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorangehenden 
Jahres. Der in Satz 1 genannte Betrag wird zum 
31.12.2009 festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag 
entsprechend der Haushaltslage der Stadt Köthen (An-
halt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 
5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 
Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haus-
haltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maß-
nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 
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3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-


gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste 
und gemeindliche Veranstaltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


Keine Bemerkungen. 4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen 
und Öffentlichkeitsarbeit. 


   
(7) Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 
9,00 Euro je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die 
Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. Basis ist die 
Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vo-
rangehenden Jahres. Die Höhe wird bis zum 31.12.2009 
festgeschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entspre-
chend der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jähr-
lich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je 
Einwohner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel 
sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes 
der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen ein-
gesetzt werden: 


Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-
ser zu strukturieren. Satz 2 a. F. kann entfallen, da er 
sich erledigt hat. 


Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 12,00 Euro 
je Einwohner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft 
betreffen, zur Verfügung gestellt. Eine Reduzierung auf 
9,00 Euro erfolgt bei Abschluss einer veränderten Ver-
einbarung zur derzeit gültigen über den jährlichen Zu-
schuss an den Wülknitzer Sportverein. Basis ist die Ein-
wohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorange-
henden Jahres. Die Höhe wird bis zum 31.12.2009 fest-
geschrieben. Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend 
der Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu 
festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwoh-
ner nicht unterschritten werden darf. Die Mittel sollen 
nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltsplanes der 
Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen einge-
setzt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


Keine Bemerkungen. 1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förde-
rung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


Keine Bemerkungen. 2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Orga-
nisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, 
Kinderfeste, Drachenfeste usw. 


Keine Bemerkungen. 3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Ju-
gendgruppen sowie Altenbetreuung insbesonde-
re für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, 
Kinderfeste, Drachenfeste usw. 


   
(8) Die Ortschaftsräte entscheiden über Es wurde ein Absatz gebildet um den Paragraphen bes-


ser zu strukturieren. Zugleich wird dadurch der Verweis 
Die Ortschaftsräte entscheiden über 
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auf „Satz 1“ eindeutig. Keine inhaltlichen Änderungen. 


1. Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von 
Grundstücken und beweglichem Vermögen der 
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, 
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde), 


Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-
ne inhaltlichen Änderungen. 


- Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von 
Grundstücken und beweglichem Vermögen der 
jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, 
welches durch die jeweilige Gemeinde einge-
bracht wurde), 


2. die Veräußerung von beweglichem Vermögen 
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermögen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht 
wurde). 


Die Spiegelstriche wurden durch Nummern ersetzt. Kei-
ne inhaltlichen Änderungen. 


- die Veräußerung von beweglichem Vermögen 
bis 20.000 Euro (bewegliches Vermögen, wel-
ches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht 
wurde). 


Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem 
Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermö-
gen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, 
soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen 
Angelegenheiten zu hören. 


Keine Bemerkungen. Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer ande-
ren Nutzung von beweglichem und nicht beweglichem 
Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermö-
gen der Stadt Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, 
soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 
nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen 
Angelegenheiten zu hören. 


   
   


III. ABSCHNITT 
Organe 


  


   
   


§ 5 
Stadtrat 


Der Paragraph wurde neu nummeriert und erhielt wegen 
des neuen Absatzes 1 eine allgemeinere Überschrift. 


§ 10 
Vorsitz im Stadtrat 


   
(1) Der Gemeinderat der Stadt Köthen (Anhalt) führt 
die Bezeichnung „Stadtrat“. 


Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des 
Städte und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt. Das KVG 
LSA kennt als Vertretung in Gemeinden lediglich den 
„Gemeinderat“ (§ 7 II Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff „Stadt-
rat“ wird lediglich einmal verwendet und zwar in § 36 I 3 
KVG LSA. Danach tragen in Städten Gemeinderäte die 
Bezeichnung „Stadträte“. Gemeint sind damit allerdings 
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die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ selbst. 
In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch 
das Organ als „Stadtrat“ bezeichnen dürfen. 


   
(2) Der Stadtrat wählt aus dem Kreis der ehrenamt-
lichen Mitglieder für die Dauer der Wahlperiode einen 
Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vor-
stand). Die Anzahl der Stellvertreter richtet sich nach der 
Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituieren-
den Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet 
und stellt eine Fraktion bereits den Vorsitzenden des 
Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl 
der Stellvertreter unberücksichtigt.. Werden keine Frakti-
onen gebildet, sind zwei Stellvertreter zu wählen. Die 
Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der 
Stimmenzahl; bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht. 


Der Absatz wurde dem Wortlaut des § 36 II 1 KVG LSA 
angepasst. Der Hinweis auf die einfache Mehrheit kann 
entfallen, weil insoweit § 56 IV KVG LSA Anwendung 
findet. Die Anzahl der Stellvertreter ist flexibel und wird 
an die Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konsti-
tuierenden Sitzung angepasst. Um die Minderheiten-
rechte zu stärken ist vorgesehen, dass diejenige Frakti-
on, die den Vorsitzenden des Stadtrates stellt, nicht 
zugleich auch i. d. R. den ersten Stellvertreter bestimmt. 
Dies gilt aber nur, wenn mindestens drei Fraktionen ge-
bildet werden. 
Beispiel: Im Stadtrat werden die A-, B-, C- und D-
Fraktion gebildet. Die A-Fraktion stellt aufgrund der 
Mehrheitsverhältnisse den Stadtratsvorsitzenden. ES 
werden dann nur noch 3 Stellvertreter gewählt, wobei die 
A-Fraktion keinen Kandidaten stellen kann. 
 Das Abstellen auf einen konkreten Zeitpunkt für 
die Bestimmung der Stellvertreterzahl bedeutet, dass 
nachträglich Änderungen bei der Zahl der Fraktionen 
unberücksichtigt bleiben. Löst sich bspw. eine Fraktion 
auf, bleibt der gewählte Stellvertreter grundsätzlich für 
die Dauer der Wahlperiode im Amt. Bildet sich innerhalb 
einer Wahlperiode eine zusätzliche Fraktion, erhöht sich 
die Zahl der Stellvertreter in dieser Wahlperiode nicht. 
Die Reihenfolge, in der die Stellvertreter zum Einsatz 
kommen, richtet sich nach der Anzahl der bei der Wahl 
auf sie entfallenden Stimmen. Der Stellvertreter mit der 
höchsten Stimmenzahl ist erster Stellvertreter usw. Bei 
Stimmengleichheit wird die Reihenfolge durch das Los 


(1) Der Stadtrat wählt mit einfacher Mehrheit für die 
Dauer der Wahlperiode einen Vorsitzenden und den 1. 
bis 4. Stellvertreter (Vorstand). 
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bestimmt. 


   
(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des 
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewählten 
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr. 


Keine Bemerkungen. (2) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des 
Stadtrates nehmen die Stellvertreter in der gewählten 
Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufga-
be des Vorsitzenden wahr. 


   
(4) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können 
jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder des Stadtrates 
abgewählt werden. Eine Neuwahl hat unverzüglich zu 
erfolgen. 


Satz 1 wurde dem Wortlaut des § 36 II 2 KVG LSA an-
gepasst. 


(3) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können 
jeweils mit einfacher Mehrheit der gesetzlichen Mitglie-
der abgewählt werden. Eine Nachwahl hat unverzüglich 
zu erfolgen. 


   
(5) Die Frist gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA, 
innerhalb der einem Mitglied des Stadtrates Auskunft zu 
erteilen ist, beträgt vier Wochen. 


Gemäß § 43 Abs. 3 KVG LSA kann jedes ehrenamtliche 
Mitglied der Vertretung zur eigenen Unterrichtung von 
dem Hauptverwaltungsbeamten Auskunft verlangen; ihm 
muss durch den Hauptverwaltungsbeamten Auskunft 
erteilt werden. In der Hauptsatzung ist dafür eine ange-
messene Frist zu bestimmen. 


 


   
   


§ 6 
Ausschüsse des Stadtrates 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 12 
Ausschüsse des Stadtrates 


   
(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben 
die folgenden ständigen Ausschüsse: 


In § 6 I n. F. werden wie bisher die beschließenden und 
beratenden Ausschüsse festgelegt. Im Anschluss erhält 
jeder Ausschuss einen eigenen Absatz, in dem die Zahl 
der Mitglieder, ggf. sachkundigen Einwohner und der 
Ausschussvorsitz sowie dessen Vertretung geregelt 
werden. Mit Ausnahme der Vertretung des Oberbürger-
meisters im Hauptausschuss (siehe dort) ist dies nicht 
mit Änderungen verbunden. 


(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben 
folgende ständige beschließende Ausschüsse: 


1. als beschließende Ausschüsse Siehe oben.  
a) den Hauptausschuss, Siehe oben. Hauptausschuss 10 Mitglieder und der 
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Oberbürgermeister 


b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schuss, 


Siehe oben. Bau-, Sanierungs- und 
Umweltausschuss 


11 Mitglieder 


c) den Heimausschuss, Siehe oben. Heimausschuss 9 Mitglieder (davon 6 
Stadträte, 2 Arbeitnehmer-
vertreter des Eigenbetrie-
bes und 1 Vorsitzender) 


2. als beratende Ausschüsse Siehe oben. (2) Zur Vorbereitung seiner Beschlüsse bildet der 
Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) folgende ständige 
beratende Ausschüsse: 


a) den Sozial- und Kulturausschuss, Siehe oben. Sozial- und Kulturaus-
schuss 


11 Mitglieder und 10 Sitze 
für sachkundige Einwohner 


b) den Rechnungsprüfungsausschuss. Siehe oben. Rechnungsprüfungsaus-
schuss 


11 Mitglieder und 6 Sitze 
für sachkundige Einwohner 


   
(2) Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadträ-
ten und dem Oberbürgermeister als Vorsitzenden. Die 
Vertretung des Oberbürgermeisters bestimmt sich nach 
§ 50 KVG LSA. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Haupt-
ausschuss bleiben unverändert. Dass der Oberbürger-
meister Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem ge-
setzlichen Regelfall. Dies gilt gleichermaßen für be-
schließende (§ 48 II 1 KVG LSA) wie für beratende 
(§ 49 II 1 KVG LSA) Ausschüsse. Für die Vertretung des 
Oberbürgermeisters im Hauptausschuss ist künftig § 50 
KVG LSA zu beachten. Bislang wurde der Oberbürger-
meister im Hauptausschuss durch ein Stadtratsmitglied 
im Verhinderungsfall vertreten. Rechtgrundlage hierfür 
war § 49 II GO LSA. Danach kann in den Ausschüssen 
der Bürgermeister einen Beigeordneten mit seiner Ver-
tretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder 
ist der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglie-
der die Person, die den Bürgermeister im Vorsitz vertritt. 
Da es in der Stadt Köthen (Anhalt) keinen Beigeordneten 
gibt, war der Oberbürgermeister zwingend von einem 


§ 12 III 1: Vorsitzender des Hauptausschusses ist der 
Oberbürgermeister. 
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Stadtratsmitglied zu vertreten (§ 49 II 2 GO LSA). In 
Zukunft stellt sich die Rechtslage gemäß § 50 KVG LSA 
anders dar. Danach kann in den Ausschüssen der 
Hauptverwaltungsbeamte ( Oberbürgermeister) seinen 
allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit 
seiner Vertretung beauftragen. Ist der allgemeine Vertre-
ter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der 
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten 
Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbeam-
ten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunächst der allge-
meine Vertreter (§ 67 I KVG LSA) die Sitzungsleitung zu 
übernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die 
Sitzungsleitung an ein stimmberechtigtes Ausschussmit-
glied über. 


   
(3) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
besteht aus elf Stadträten. Vorsitzender des Bau-, Sanie-
rungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat. Ist der 
Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der 
Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten 
Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Bau-, 
Sanierungs- und Umweltausschuss bleiben unverändert. 
Eine Regelung für den Fall der Verhinderung des Aus-
schussvorsitzenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 
KVG LSA ergänzt. 


 


   
(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses 
und der Vorsitz richten sich nach den Bestimmungen der 
Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt 
Köthen (Anhalt) vom 05.03.2014 (AmtsBl. 03/2014) in 
der jeweils geltenden Fassung. 


Für den Heimausschuss sind die spezialgesetzlichen 
Regelungen in § 8 Eigenbetriebsgesetz, die hierzu er-
gangene Eigenbetriebssatzung der Stadt Köthen (An-
halt) und § 51 KVG LSA zu beachten. 


§ 12 III 4: Der stimmberechtigte Vorsitzende des Heim-
ausschusses wird durch den Oberbürgermeister gem. 
§ 8 Abs. 2 des Eigenbetriebsgesetzes namentlich be-
nannt. 


   
(5) Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf 
Stadträten und zehn sachkundigen Einwohnern. Vorsit-
zender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadt-
rat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, 
bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmbe-


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Sozial- 
und Kulturausschuss bleiben unverändert. Eine Rege-
lung für den Fall der Verhinderung des Ausschussvorsit-
zenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA er-
gänzt. 
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rechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden 
vertritt. 
   
(6) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 
elf Stadträten und sechs sachkundigen Einwohnern. 
Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses ist 
ein Stadtrat. Ist der Vorsitzende des Ausschusses ver-
hindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner 
stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsit-
zenden vertritt. 


Die Zusammensetzung des und der Vorsitz im Rech-
nungsprüfungsausschuss bleiben unverändert. Eine 
Regelung für den Fall der Verhinderung des Ausschuss-
vorsitzenden wurde in Anlehnung an § 50 S. 2 KVG LSA 
ergänzt. 


 


   
(7) Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet wer-
den, richtet sich die Verteilung dieser Ausschussvorsitze 
auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem 
Höchstzahlverfahren. Die Benennung des Vorsitzenden 
erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegenüber 
dem Stadtratsvorsitzenden. Der Stadtratsvorsitzende 
informiert den Stadtrat. 


Die Regelung zur Verteilung der Ausschussvorsitze war 
bislang in der Geschäftsordnung enthalten und wurde in 
die Hauptsatzung übernommen, weil es sich insoweit um 
eine wesentliche Regelung im Sinne des § 10 I 2 KVG 
LSA handeln dürfte, die zwingend in der Hauptsatzung 
zu erfolgen hat. 


§ 12 III 3: Die Verteilung dieser Ausschussvorsitze auf 
die im Stadtrat vertretenen Fraktionen richtet sich nach 
den Festlegungen der Geschäftsordnung. 


   
 § 12 III 2: In folgenden Ausschüssen sind Stadträte 
 


Diese Bestimmung haben Eingang in § 6 II-VI n. F. ge-
funden und kann daher entfallen. Vorsitzende: Bau-, Sanierungs und Umweltaus-


schuss 
   Sozial- und Kulturausschuss 
   Rechnungsprüfungsausschuss. 
   
   
(8) Der Hauptausschuss berät in der Regel alle An-
gelegenheiten, die der Stadtrat abschließend entscheidet 
oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden 
sollen. Der Hauptausschuss beschließt abschließend 
über: 


Mit dem neu eingefügten Satz 1 wird die Zuständigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Danach berät der 
Hauptausschuss alle Angelegenheiten, die der Stadtrat 
abschließend entscheidet oder die ihm zu Kenntnis ge-
bracht werden (z. B. Informationsvorlagen). Angelegen-
heiten, die nicht vom Stadtrat sondern von einem Aus-
schuss oder dem OB entschieden oder nur einem Aus-


(4) Der Hauptausschuss beschließt abschließend 
über: 
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schuss zur Kenntnis gebracht werden, sind folglich aus-
genommen. Dies entspricht der bisherigen Praxis. Mit 
den Worten „in der Regel“ wird klargestellt, dass im Aus-
nahmefall eine Angelegenheit auch ohne vorherige Bera-
tung im Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, 
z. B. bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Ent-
scheidungen. 


1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in 
Streitfällen über Ausschusszuständigkeiten, 


Keine Bemerkungen. 1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in 
Streitfällen über Ausschusszuständigkeiten, 


2. Personalangelegenheiten gemäß § 8 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2, 


Keine Bemerkungen. 2. Personalangelegenheiten entsprechend Haupt-
satzung, 


3. die Durchführung von repräsentativen Veranstal-
tungen, Messen, Ausstellungen und Kongres-
sen, 


Mit Nummer 11 a. F. zusammengefasst. 3. die Durchführung von repräsentativen Veranstal-
tungen, 


4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu 
erwartenden Kostenaufwand von über 
1.000 Euro pro Person, 


Keine Bemerkungen. 4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu 
erwartenden Kostenaufwand von über 
1.000 Euro pro Person, 


5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes, 


Keine Bemerkungen. 5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschut-
zes, 


6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen übertragen, 


Keine Bemerkungen. 6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Sat-
zung anderen übertragen, 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirt-
schaftliche Bereiche, 


Der Verweis auf die Kultur-, Sport- und Sozialstiftung 
kann entfallen, da diese eine eigene Rechtspersönlich-
keit und eigene Organe besitzt. Kompetenzüberschnei-
dungen können deshalb nicht eintreten. 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirt-
schaftliche Bereiche, soweit nicht die Kultur-, 
Sport- und Sozialstiftung der Stadt Köthen (An-
halt) zuständig 


8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche 
Angelegenheiten und deren Änderungen, 


Keine Bemerkungen. 8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche 
Angelegenheiten und deren Änderungen, 


9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men, 


Keine Bemerkungen. 9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unterneh-
men, 


10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsge-
bietes. 


Keine Bemerkungen. 10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 
Abs. 3 Nr. 7 GO LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsge-
bietes, 
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 Mit Nummer 3 n. F. zusammengefasst. 11. die Durchführung von Messen, Ausstellungen 


und Kongressen. 
   
(9) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 
berät in der Regel über 


Mit dem neu eingefügten Satz 1 wird die Zuständigkeits-
ordnung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten 
„in der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall 
eine Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im 
Ausschuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. 
bei sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entschei-
dungen. 


 


1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des 
Baugesetzbuches und anderer baurechtlicher 
Vorschriften durch den Stadtrat entschieden 
werden, 


  


2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zustän-
digkeit des Stadtrates fallen, 


  


3. Verkehrsentwicklungsplanungen.   
Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entschei-
det über folgende Vorgänge und Vorhaben: 


Keine Bemerkungen. (5) Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss ent-
scheidet über folgende Vorgänge und Vorhaben: 


1. Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in 
einer Höhe bis 500.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in 
einer Höhe bis 500.000 Euro 


2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hoch-
baumaßnahmen, 


Der Begriff Ausfertigung ergibt in diesem Zusammen-
hang keinen Sinn und wurde deshalb der Praxis ent-
sprechend durch Planungsentwürfe ersetzt. 


- die Ausfertigung städtischer Tief- und Hochbau-
maßnahmen 


3. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorha-
ben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB für 


 - über die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben gemäß der §§ 31, 32, 33, 34 und 35 
i.V.m. § 29 BauGB für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr 
als drei Wohnungen oder einem anrechen-
baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverord-
nung über 300.000 Euro, 


Redaktionell überarbeitet. * die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr 
als 3 Wohnungen oder einer Baukosten-
summe gem. § 1 Abs. 1 Nr. 6b) Bauvorla-
genverordnung des Landes Sachsen-Anhalt 
über 300.000 Euro 


b) Nutzungsänderungen von gesamten Redaktionell überarbeitet. * Nutzungsänderungen von gesamten 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-
bietscharakteristik gemäß BauNVO beein-
flussen, 


Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-
bietscharakteristik gem. BauNVO beeinflus-
sen 


c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, Keine Bemerkungen. * Vergnügungsstätten gem. BauNVO 
d) die Errichtung von Stellplatzanlagen für 


mehr als 20 Stellplätze, 
Keine Bemerkungen. * die Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr 


als 20 Stellplätze 
e) Vorhaben im Außenbereich, Keine Bemerkungen. * Vorhaben im Außenbereich 


4. Ausnahmen von der Veränderungssperre gem
äß § 14 Abs. 2 BauGB, 


Keine Bemerkungen. - Ausnahmen von der Veränderungssperre gem. 
§ 14 Abs. 2 BauGB 


5. Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde (§§ 24, 25 BauGB), 


Keine Bemerkungen. - Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufs-
rechts der Gemeinde, falls dieses nach den 
§§ 24 und 25 BauGB besteht 


6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen 
gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- und Er-
schließungspläne sowie Abweichungen zu sons-
tigem Ortsrecht gemäß BauGB und BauO LSA 
soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit 
des Oberbürgermeisters gemäß § 9 Abs. 2 
Nrn. 17 und 18 fallen, 


Keine Bemerkungen. - Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen 
gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- und Er-
schließungspläne sowie Abweichungen zu sons-
tigem Ortsrecht gem. BauGB und BauO LSA 
soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit 
des Oberbürgermeisters gem. § 9 (2) Nr. 17.) u. 
18.) fallen 


 Der Stadtrat kann die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung von Bauleitplänen nicht übertragen 
(§ 45 III Nr. 4 KVG LSA). Diese Kompetenz kann des-
halb nicht beim BSU verbleiben sondern muss künftig 
vom Stadtrat selbst wahrgenommen werden. 


- Änderungen oder Ergänzungen von Bauleitplä-
nen im vereinfachten Verfahren gem. § 13 
BauGB 


7. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege 
städtischer Grün- und Waldflächen sowie Spiel-
plätzen, 


Die Ziffer wurde zum einen redaktionell überarbeitet und 
zum anderen um die Kompetenz hinsichtlich der Spiel-
plätze ergänzt. 


- die Auslegung, Erweiterung, Unterhaltung und 
Pflege städtischer Grün- und Waldflächen 


8. Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß 
der Stellplatzablösesatzung, 


Keine Bemerkungen. - die Ablösung von mehr als 3 Stellplätzen gem. 
der Stellplatzablösesatzung bei Bauvorhaben 


9. städtebauliche Gebote gemäß den §§ 176 bis 
179 BauGB, 


Keine Bemerkungen. - städtebauliche Gebote gem der §§ 176 - 179 
BauGB 


10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen 
gemäß Baumschutzsatzung für Baumgruppen, 


Keine Bemerkungen. - die Genehmigung von Anträgen auf Baumfällun-
gen gem. Baumschutzsatzung für Baumgruppen, 
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild 
prägen, 


die einen Park bildenden und/oder Stadtbild prä-
genden Charakter besitzen 


11. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, Keine Bemerkungen. - Vergabe von Zuschüssen für Denkmale 
12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschafts-


plan „Städtebaulicher Denkmalschutz“ und die 
Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete „Alt-
stadt“, „Rüsternbreite“ und „Wasserturm“ soweit 
der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz 
nicht überschritten wird, 


Dieser und der 14. Spiegelstrich a. F. wurden unter Ziffer 
12 neu gefasst. 


- über den Maßnahmeplan und über die Förde-
rung von Einzelmaßnahmen unter Einsatz von 
Eigenmitteln in den Gebieten „Rüsternbreite” und 
„Wasserturm” im Rahmen der verschiedenen 
Förderprogramme “Stadtumbau Ost” 


13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungs-
rahmenplan, 


Siehe unten.  


14. geringfügige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen (insbesondere Verkehrsentwicklungs-
plan, Parkraumkonzepte), 


Der Sanierungsrahmenplan ist keine Verkehrsplanung. 
Er wird deshalb in einer eigenen Nummer geregelt. Im 
Übrigen wurde der Text redaktionell überarbeitet. Eine 
inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 


- geringfügige Abweichungen von Verkehrspla-
nungen, wie Verkehrsentwicklungsplan, Sanie-
rungsrahmenplan, Parkraumkonzepte u. ä. 


15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung, 


Keine Bemerkungen. - Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umset-
zung der Verkehrsplanung 


16. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 
Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes, 


Keine Bemerkungen. - Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 
Abs. 3 Nr. 7 GO LSA bis zu einer Wertgrenze 
von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsge-
bietes 


 Diese Regelung ist in die Ziffer 12 n. F. eingeflossen. - den Sanierungswirtschaftsplan, den Maßnahme-
plan städtebaulicher Denkmalschutz und die 
Maßnahmepläne Stadtumbau Ost „Altstadt“, so-
weit der im Haushaltsplan festgesetzte jeweilige 
Kostenrahmen für die Förderprogramme „städ-
tebauliche Sanierung“, „städtebaulicher Denk-
malschutz“ und Stadtumbau Ost „Alststadt-
Aufwertung und Rückbau“ nicht überschritten 
wird 


17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den För-
dergebieten des Stadtumbaus, im Sanierungs-
gebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet „Innen-


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - Förderung von Einzelmaßnahmen in o. g. Gebie-
ten (Darlehen und Zuschüsse) 
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Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
stadt“ (Darlehen und Zuschüsse), 


18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach 
§ 147 BauGB und deren Finanzierung, 


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - die Übertragung von Ordnungsmaßnahmen und 
deren Finanzierung 


19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richt-
linien im Zusammenhang mit Sanierungsverfah-
ren, 


Die Vorschrift wurde konkretisiert. - Entscheidungen und allgemeine Richtlinien im 
Zusammenhang mit Sanierungsverfahren 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan 
genannten Zielen der Sanierung. 


Keine Bemerkungen. - einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan 
genannten Zielen der Sanierung 


 Dieser Spiegelstrich kann ersatzlos entfallen, da sein 
Regelungsinhalt bereits von den Ziffern 12 und 17 n. F. 
erfasst wird. 


- über den Maßnahmeplan und über die Förde-
rung von Einzelmaßnehmen unter Einsatz von 
Eigenmitteln im Gebiet „Altstadt“ im Rahmen der 
verschiedenen Förderprogramme „Stadtumbau 
Ost“. 


   
(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berät in Ange-
legenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) in der Regel über 


Mit dem neuen Absatz 10 wird die Zuständigkeitsord-
nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten „in 
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine 
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei 
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen. 


(6) Die Zuständigkeiten der beratenden Ausschüsse 
regelt sich nach der Zuständigkeitsordnung für die Aus-
schüsse des Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt). 


1. kulturelle Veranstaltungen,   
2. die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine,   
3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken,   
4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und 


Sportvereinen, 
  


5. den Neubau und die Unterhaltung von städti-
schen Freizeit-, Kultur- und Sportstätten, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


6. die Belegung städtischer Freizeit- und Sportein-
richtungen, 


  


7. den Erhalt und die Förderung kultureller Einrich-
tungen sowie der Sportstätten, 


  


8. Vorschläge für den Abschluss von Partner-
schaftsbeziehungen zur Förderung der europäi-
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schen Integration, zu den Jahresaktivitäten in 
partnerschaftlichen Beziehungen und Vorberei-
tung von einzelnen Veranstaltungen in diesem 
Zusammenhang, 


9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbände 
und Vereine im Sozial- und Jugendbereich, 


  


10. soziale Probleme von Hilfsbedürftigen,   
11. Obdachlosenangelegenheiten,   
12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege,   
13. Angelegenheiten der städtischen Kinderta-


geseinrichtungen, 
Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


14. Angelegenheiten der städtischen Schulen und 
Schulhorte, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


15. den An-, Um- und Neubau von städtischen 
Schulen und Kindertageseinrichtungen, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


16. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestal-
tung von Spielplätzen sowie Auswahl der Stand-
orte, 


  


17. die Umgestaltung von Außenanlagen in städti-
schen Sozial- und Jugendeinrichtungen, 


Das Wort „städtischen“ wurde ergänzt.  


18. die örtliche Jugendfreizeitangebote und deren 
Förderung. 


  


   
(11) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät in der 
Regel über 


Mit dem neuen Absatz 11 wird die Zuständigkeitsord-
nung in die Hauptsatzung integriert. Mit den Worten „in 
der Regel“ wird klargestellt, dass im Ausnahmefall eine 
Angelegenheit auch ohne vorherige Beratung im Aus-
schuss dem Stadtrat vorgelegt werden kann, z. B. bei 
sich kurzfristig ergebenden, dringenden Entscheidungen. 


 


1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die 
Entlastung des Oberbürgermeisters für die 
Haushaltsdurchführung, 


  


2. die Stellungnahme zum Prüfergebnis der über-   
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Neue Fassung (n. F.) Erläuterungen Alte Fassung (a. F.) 
örtlichen Prüfung sowie eine Stellungnahme zum 
Prüfbericht über die Jahresabschlussprüfung der 
Eigenbetriebe. 


3. die Gegenstände der Rechnungsprüfungsord-
nung der Stadt Köthen (Anhalt) in der jeweils 
geltenden Fassung. 


Diese Ziffer wurde zusätzlich ergänzt, um die Zuständig-
keit des Rechnungsprüfungsausschusses möglichst 
umfassend und abschließend zu umschreiben. 


 


   
(12) Die Information über die Beschlüsse der be-
schließenden Ausschüsse erfolgt über die Verteilung der 
Protokolle an alle Stadträte. 


Keine Bemerkungen. (7) Die Information über die Beschlüsse der be-
schließenden Ausschüsse erfolgt über die Verteilung der 
Protokolle an alle Stadträte. 


   
   


§ 7 
Geschäftsordnung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 11 
Geschäftsordnung 


   
(1) Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüs-
sen wird durch eine vom Stadtrat zu beschließende Ge-
schäftsordnung geregelt. 


Keine Bemerkungen. Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird 
durch eine vom Stadtrat zu beschließende Geschäfts-
ordnung geregelt. 


   
(2) Das Verfahren in den Ortschaftsräten wird durch 
eine vom jeweiligen Ortschaftsrat zu beschließende Ge-
schäftsordnung geregelt. 


Gemäß den §§ §§ 81 IV 1, 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA kön-
nen sich die Ortschaftsräte, analog zum Stadtrat, eine 
Geschäftsordnung geben. 


 


   
   


§ 8 
Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 5 
Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


   
(1) Beamte: Über alle Fälle der Ernennung und Ent-
lassung von Beamten, sofern sie nicht kraft Gesetzes 
vorgegeben sind, entscheidet im Einvernehmen mit dem 
Oberbürgermeister 


Die Änderung (Fälle der Ernennung) erfolgt einerseits 
entsprechend dem Auslegungsbeschluss vom 
07.03.1996, um eine klare Regelung an dieser Stelle der 
Hauptsatzung zu formulieren, ohne den Auslegungsbe-
schluss in entsprechenden Fällen mit heranziehen zu 
müssen. Des Weiteren wird mit dieser Formulierung 


(1) Beamte 
Über die Einstellung, Anstellung, Entlassung - sofern sie 
nicht kraft Gesetzes vorgegeben ist - und Beförderung 
sowie die Übertragung eines anderen Amtes mit einem 
höheren Endgrundgehalt ohne Änderung der Amtsbe-
zeichnung entscheidet im Einvernehmen mit dem Ober-
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bürgermeister 


1. der Stadtrat über die Beamten mit der Befähi-
gung für die Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt, 
die Amtsleiter, die Rechnungsprüfer und Ratsbü-
roleiter, 


a. der Stadtrat über die Beamten des höhe-
ren Dienstes, die Amtsleiter, Leiter von Eigen-
betrieben, die Rechnungsprüfer und Ratsbürolei-
ter. 


2. der Hauptausschuss über die übrigen Beamten 
mit der Befähigung für die Laufbahngruppe 2, 1. 
Einstiegsamt. 


b. der Hauptausschuss über die übrigen 
Beamten des gehobenen Dienstes 


Es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA. Der Oberbürgermeister 
entscheidet selbständig bei allen anderen Beamten der 
Stadtverwaltung. Außerdem entscheidet der Oberbür-
germeister selbständig über Umsetzungen, Versetzun-
gen und Abordnungen sowie über die Versetzung in den 
Ruhestand für alle Beamten der Stadtverwaltung Köthen, 
außer bei Umsetzungen von unter Satz 1 Nummer 1 
genannten Beamten. Des Weiteren ist der Oberbürger-
meister zuständig für die Ernennung und Entlassung des 
Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und deren Stell-
vertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit ge-
setzliche Regelungen dem nicht entgegenstehen. 


klargestellt, dass alle Formen der Ernennung, wozu 
selbstverständlich u. a Einstellung, Anstellung und Be-
förderung gehören, in die jeweilige Zuständigkeit fallen. 
Es werden diesbezüglich keine Zuständigkeiten geän-
dert. Der eingefügte Satz dient zur Klarstellung. Die bis-
herigen Kompetenzen werden durch diese Formulierung 
lediglich bei der Umsetzung von Beamten unterhalb der 
Amtsleiterebene geändert. Diese obliegt derzeit dem 
Hauptausschuss im Einvernehmen mit dem Oberbür-
germeister. Die derzeitige Regelung hat in der Vergan-
genheit keine praktische Relevanz entfaltet und ist bezo-
gen auf die betreffenden Verwaltungsebenen für die 
Politik relativ unerheblich. Außerdem wird durch die o. g. 
Formulierung eine vergleichbare Zuständigkeit des 
Stadtrates für Beamte und Beschäftigte hergestellt.) 


Die Regelung des § 128 Abs. 5 Gemeindeordnung bleibt 
davon unberührt. Der Oberbürgermeister entscheidet 
selbständig über alle anderen Beamten der Stadtverwal-
tung Köthen. Des Weiteren ist der Oberbürgermeister 
zuständig für die Ernennung und Entlassung des Wehr-
leiters der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt sowie aller 
anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen 
dem nicht entgegenstehen. 


   
(2) Beschäftigte: Über Einstellung, Entlassung und 
die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders 
bewerteten Tätigkeit entscheidet im Einvernehmen mit 
dem Oberbürgermeister der Stadtrat über die Dezernen-
ten, Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter. Der 
Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle 
weiteren Beschäftigten der Verwaltung. 


Mit Einführung des Tarifvertrages des öffentlichen Diens-
tes – TVöD – wurden die Bezeichnungen Angestellte/r 
und Arbeiter/in durch Beschäftigte/r ersetzt. Mit Einfüh-
rung des TVöD wurden die Bezeichnungen Vergütung 
und Lohn durch Entgelt ersetzt. Eine Entscheidung hin-
sichtlich der Eingruppierung kann es nicht geben, weil 
insoweit die Tarifautomatik gilt. 


(2) Angestellte und Arbeiter 
Über Einstellung, Eingruppierung und Entlassung ent-
scheidet im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 


c. der Stadtrat über die Dezernenten, 
Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter. 


Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle 
weiteren Angestellten und Arbeiter der Verwaltung. 


   
 Die Regelungen des Absatzes 3 wurden in den Absatz 2 


übernommen. Die Festsetzung der Vergütung ist in je-
dem Fall durch Tarifvertrag festgelegt. Ebenso der An-
spruch darauf. Der Absatz kann deshalb entfallen. 


(3) Die Regelungen der Abs. 1 und 2 gelten ent-
sprechend für die nicht nur vorübergehende Übertragung 
einer anders bewerteten Tätigkeit sowie die Festsetzung 
der Vergütung oder des Lohnes, sofern kein Anspruch 
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auf Grund eines Tarifvertrages besteht. 


   
   


§ 9 
Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


Keine Änderungen. § 9 
Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


   
(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne 
des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind diejenigen, die 
nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausge-
hender Bedeutung sind und deshalb eine besondere 
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Stadt 
Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind. 


Gemäß § 66 I 3 KVG LSA erledigt der Oberbürgermeis-
ter die Geschäfte der laufenden Verwaltung in eigener 
Verantwortung. Um diesen Zusammenhang und damit 
den Zweck der Definition des unbestimmten Rechtsbeg-
riffs „Geschäfte der laufenden Verwaltung“ deutlicher 
werden zu lassen, wird ein Verweis auf § 66 I 3 KVG 
LSA aufgenommen. 


(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung sind diejenigen, 
die nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinaus-
gehender Bedeutung sind und deshalb eine besondere 
Beurteilung nicht erfordern, sondern die mit einer gewis-
sen Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden 
Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Stadt 
Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erhebli-
cher Bedeutung sind. 


   
(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (An-
halt) entscheidet der Oberbürgermeister insbesondere 
über 


Keine Bemerkungen. (2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) 
entscheidet der Oberbürgermeister insbesondere 


1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien und 
Ordnungen abzuschließenden Geschäfte des 
täglichen Verkehrs, 


 1. über die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien 
und Ordnungen abzuschließenden Geschäfte 
des täglichen Verkehrs, 


2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 
25.000 Euro, 


Statt eines Verweises auf die Vergabeordnung wird die 
Kompetenz nun ausdrücklich in der Hauptsatzung gere-
gelt. Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. 


2. über die Vergabe von Lieferungen und Leistun-
gen entsprechend der Maßgabe der Vergabe-
ordnung der Stadt Köthen (Anhalt), 


3. Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei denen 
im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne Steu-
er) nicht überschritten werden: 


 3. über Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei 
denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen (ohne 
Steuer) nicht überschritten werden: 


a) Stundungen bis zu drei Monaten unbe-
grenzt, im Übrigen bis zu 15.000 Euro je 
Forderung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 


- Stundung von Forderungen bis zu 3 Mona-
ten unbegrenzt, im Übrigen bis zu 30 TDM 
(15.000 Euro) 
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des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


b) Niederschlagung bis zu 5.000 Euro je Forde-
rung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


- Niederschlagung von Forderungen 10 TDM 
(5.000 Euro) 


c) Erlass bzw. Verzicht bis zu 2.500 Euro je 
Forderung und Abrechnungszeitraum, 


Durch die Ergänzung des Wortlauts wird für die Zukunft 
geregelt, dass verschiedene Forderungen und unter-
schiedliche Abrechnungszeiträume getrennt zu betrach-
ten sind. Bspw. sind eine Verwaltungsgebühr und 
Hundsteuer verschiedene Forderungen. Die Grundsteuer 
des Jahres 2013 und die des Jahres 2014 betreffen un-
terschiedliche Abrechnungszeiträume. 


- Erlass von Forderungen 5 TDM (2.500 Euro) 


d) kurzfristige Vereinbarungen über die Nut-
zung städtischer Liegenschaften (Laufzeit 
unter fünf Jahren), 


Keine Bemerkungen. - kurzfristige Vereinbarungen über die Nut-
zung städtischer Liegenschaften (Laufzeit 
unter 5 Jahren) 


e) Abschluss von gerichtlichen und außerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten 
von 15.000 Euro in allen übrigen Rechts-
streitigkeiten bis 50.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - Abschluss von gerichtlichen und außerge-
richtlichen Vergleichen bis zu einem Nach-
gebensbetrag in Personalangelegenheiten 
von 30 TDM (15.000 Euro) in allen übrigen 
Rechtsstreitigkeiten bis 100 TDM 
(50.000 Euro) 


 Erlassung und Verzicht meinen inhaltlich das Gleiche. 
Deshalb konnte dieser Spiegelstrich entfallen. Der Ver-
zicht wurde lediglich klarstellend beim Erlass (Buchst. c 
n. F.) erwähnt. 


- Verzicht auf Ansprüche der Stadt Köthen 
(Anhalt) bis zu einem Wert von 5 TDM 
(2.500 Euro) 


4. den Abschluss von Versicherungsverträgen, Keine Bemerkungen. 4. über den Abschluss von Versicherungsverträ-
gen, 


5. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben, Siehe unten.  
6. Löschungsbewilligungen, Abtretungserklärungen Die Heranziehung zu kommunalen Abgaben wurde ge- 5. über die Heranziehung zu Gemeindeabgaben, 
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und Vorrangseinräumungen bis 25.000 Euro, trennt geregelt um dem Missverständnis vorzubeugen, 


dass der OB nur bis zu einem Betrag von 25.000 Euro 
zu Kommunalabgaben heranziehen dürfe. Der Zusatz 
„sofern sich die Stadt nicht bereits anderweitig verpflich-
tet hat“ ist entbehrlich. Hat sich die Stadt Köthen (Anhalt) 
bereits anderweitig verpflichtet, verbieten sich hiervon 
abweichende Vereinbarungen von selbst. 


Löschungsbewilligungen sowie Abtretungserklä-
rungen und Vorrangseinräumungen bis 
50.000 DM (25.000 Euro), sofern sich die Stadt 
nicht bereits anderweitig verpflichtet hat, 


7. die Erteilung von Prozessvollmachten und die 
Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhebung 
von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für die 
Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind, 


Keine Bemerkungen. 6. über die Erteilung von Prozessvollmachten und 
die Einlegung von Rechtsbehelfen bzw. Erhe-
bung von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für 
die Stadt von nicht erheblicher Bedeutung sind. 


8. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zu-
schussempfänger im Haushaltsplan genau defi-
niert sind, 


Keine Bemerkungen. 7. über Auszahlungen, soweit die Summe und der 
Zuschussempfänger im Haushaltsplan genau 
definiert sind 


9. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorha-
ben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB für 


Keine Bemerkungen. 8. über die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben gemäß der §§ 31, 32, 33, 34 und 35 
i.V.m. § 29 BauGB für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden bis zu 
drei Wohnungen oder einem anrechenbaren 
Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung bis 
zu 300.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Wohngebäuden bis zu 
drei Wohnungen oder einer Baukostensum-
me (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 6b Bauvorlagenver-
ordnung LSA) bis zu 600.000,- DM 
(300.000 Euro), 


b) die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, 
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke mit einem anrechen-
baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverord-
nung bis zu 300.000 Euro, 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, 
kulturelle, kirchliche, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke mit einer Baukosten-
summe bis zu 600.000,- DM (300.000 Euro), 


c) Nutzungsänderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gemäß der BauNVO nicht beeinflus-
sen, 


Keine Bemerkungen. - Nutzungsänderungen von Grundstücken und 
baulichen Anlagen, die die Gebietscharakte-
ristik gem. der BauNVO nicht beeinflussen, 


d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-
handels, die nicht als großflächig gemäß 


Keine Bemerkungen. - die Errichtung von Einrichtungen des Einzel-
handels, die nicht als großflächig gem. § 11 
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§ 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, 


e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 
20 Stellplätzen, 


Die in der a. F. geregelten Informationspflichten des OB 
sind zu keinem Zeitpunkt praktiziert worden. Unabhängig 
davon wird vorgeschlagen, diese Regelungen für die 
Zukunft wegfallen zu lassen. Denn die Umsetzung einer 
solchen Informationspflicht würde zu einem erheblichen 
Mehraufwand bei der Verwaltung führen, ohne dass 
hieraus ein erkennbarer Nutzen gezogen werden könnte. 


- die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 
20 Stellplätzen. Bei Nichterteilung der pla-
nungsrechtlichen Zulässigkeit zu Bauvorha-
ben über 50.000,- DM (25.000 Euro) sind die 
zuständigen politischen Gremien zu infor-
mieren. Über Genehmigungen von Bauvor-
haben über 300.000,- DM (150.000 Euro), 
zu denen in den zuständigen Ausschüssen 
gem. § 12 keine Beschlüsse gefasst worden 
sind, ist der zuständige Ausschuss zu infor-
mieren. 


 Siehe Nr. 10 n. F. 9. Die Erteilung der planungsrechtlichen Zulässig-
keit in Erhaltungssatzungsgebieten (§ 172 
BauGB) für Vorhaben gem. Nr. 8. 


10. Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB, Diese Genehmigungen wurden auch bislang als Ge-
schäft der laufenden Verwaltung durch den OB erteilt. 


 


11. die Ablösung von bis zu drei Stellplätzen gemäß 
der Stellplatzablösesatzung, 


 10. Die Ablösung von bis zu 3 Stellplätzen gem. der 
Stellplatzablösesatzung. 


12. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß 
§ 144 BauGB, 


Da der BSU nicht für die Genehmigung nach § 144 
BauGB zuständig ist, entfällt diese Einschränkung. 


11. Die sanierungsrechtliche Genehmigung gem. § 
144 BauGB mit Ausnahme der Genehmigung, 
für die der Bau-, Sanierungs- und Umweltaus-
schuss zuständig ist. 


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
30.000 Euro nicht überschreiten, 


Redaktionell überarbeitet. 12. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß 
§ 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA, die nicht der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, 
wird auf 60.000 DM (30.000 Euro) festgesetzt. 


14. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
10.000 Euro nicht überschreiten, 


Satz 1 a. F. wurde redaktionell überarbeitet. Satz 2 kann 
entfallen. Sie war bereits missverständlich formuliert. 
Denn der Bürgermeister kann zugunsten der Stadt keine 
Sicherheiten bestellen, es sei denn, aus seinem eigenen 
Vermögen. Vielmehr ging es um die Bestellung von Si-
cherheiten durch Dritte zugunsten der Stadt. Insoweit 


13. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß § 
44 Abs.3 Nr. 10 der GO LSA, die nicht der Be-
schlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, 
wird auf 20.000 DM (10.000 Euro) festgesetzt. 
Die Bestellung von Sicherheiten zu Gunsten der 
Stadt kann durch den Oberbürgermeister in Hö-
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besteht kein Regelungsbedürfnis für die Entgegennahme 
der Bestellung von Sicherheiten. Denn entweder war 
bereits das zu besichernde Grundgeschäft von solch 
hohem Wert, dass es ohnehin in die Zuständigkeit des 
Stadtrates fällt oder aber das Geschäft fällt wegen des 
Wertes oder aus anderen Kompetenzgründen in die 
Zuständigkeit des OB. Dann aber besteht kein Grund, 
die Kompetenz des OB hinsichtlich der Entgegennahme 
von Sicherheiten zugunsten der Stadt zu begrenzen. 


he von 500.000,- DM (250.000 Euro) erfolgen. 


15. Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 2 Nr. 13 KVG 
LSA, die im Einzelfall eine Wertgrenze von 
2.500 Euro nicht übersteigen, 


Redaktionell überarbeitet. 14. Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gem. § 44 
Abs. 3 Nr. 13 der GO LSA wird im Einzelfall auf 
5000 DM (2.500 Euro) festgelegt. 


16. nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige 
Aufwendungen und Auszahlungen (§ 105 Abs. 1 
Satz 2 KVG LSA) sowie über- oder außerplan-
mäßige Verpflichtungen gemäß § 107 Abs. 5 
KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner 
über- und außerplanmäßige Mehrbedarfe im 
Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (inner-
betriebliche Leistungsverrechnungen und weite-
re zahlungsunwirksame Buchungen), 


Die Norm wurde redaktionell überarbeitet und an das 
KVG LSA angepasst. Der Verweis auf § 105 I 2 KVG 
LSA (früher § 97 I 2 GO LSA) wurde in Klammern ge-
setzt, weil hier gerade von erheblichen Aufwendungen 
und Auszahlungen die Rede ist. Hinsichtlich der Ver-
pflichtungen kommt es nach § 107 V KVG LSA nicht auf 
die Erheblichkeit, sondern darauf an, dass der in der 
Haushaltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag nicht über-
schritten wird. Insoweit besteht eine doppelte Begren-
zung der Kompetenz des OB. Der zweite Halbsatz wurde 
mit Blick auf die Doppik ergänzt. Hierbei handelt es sich 
um zahlungsunwirksame Buchungsvorgänge, weshalb 
eine Begrenzung der Höhe nach nicht erforderlich er-
scheint. 


15. über nicht erhebliche über- und außerplanmäßi-
ge Ausgaben i. S. d. § 97 Abs. 1 Satz 2 GO LSA 
und über nicht erhebliche über- und außerplan-
mäßige Verpflichtungsermächtigungen gem. 
§ 99 Abs. 5 GO LSA . Als nach Umfang oder 
Bedeutung nicht erheblich gelten über- und au-
ßerplanmäßige Ausgaben und Verpflichtungs-
ermächtigungen, wenn sie die Wertgrenze von 
30.000,00 DM (30.000 Euro) im Einzelfall nicht 
übersteigen. 


17. Änderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, 
des Maßnahmeplanes "städtebaulicher Denk-
malschutz" und der Maßnahmepläne Stadtum-
bau Ost "Altstadt" dahingehend, dass die ge-
planten Einzelmaßnahmen lediglich innerhalb 
der Wirtschaftspläne verschoben bzw. ausge-
tauscht werden und die jeweiligen Haushaltsan-


Keine Bemerkungen. 16. über Änderungen des Sanierungswirtschaftspla-
nes, des Maßnahmeplanes "städtebaulicher 
Denkmalschutz" und der Maßnahmepläne 
Stadtumbau Ost "Altstadt" dahingehend, dass 
die geplanten Einzelmaßnahmen lediglich inner-
halb der Wirtschaftspläne verschoben bzw. aus-
getauscht werden und die jeweiligen Haushalts-
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sätze der Wirtschaftspläne der Einzelpläne laut 
Haushaltsplan nicht überschritten werden, 


ansätze der Wirtschaftspläne der Einzelpläne 
laut Haushaltsplan nicht überschritten werden 


18. Abweichungen von Vorgaben der gültigen Ges-
taltungssatzungen, wenn diese begründete Aus-
nahmefälle darstellen und soweit sie in den ein-
zelnen Paragraphen und deren Begründungen in 
den Satzungen vorgesehen sind, 


 17. über Abweichungen von Vorgaben der gültigen 
Gestaltungssatzungen, wenn diese begründete 
Ausnahmefälle darstellen und soweit sie in den 
einzelnen §§ und deren Begründungen in den 
Satzungen vorgesehen sind. 


19. über geringfügige Ausnahmen und Befreiungen 
von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, 
Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht gemäß 
BauGB und BauO LSA, 


Keine Bemerkungen. 18. über geringfügige Ausnahmen und Befreiungen 
von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, 
Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Ab-
weichungen von sonstigem Ortsrecht gem. 
BauGB und BauO LSA 


20. die Annahme oder Vermittlung von geringfügi-
gen Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zu-
wendungen gemäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA 
bis zu einem Betrag in Höhe von 10.000 Euro, 


Die Kommune darf zur Erfüllung einzelner Aufgaben 
Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen 
einwerben und annehmen oder an Dritte vermitteln, die 
sich an der Erfüllung von Aufgaben beteiligen. Die Ein-
werbung und die Entgegennahme des Angebotes einer 
Zuwendung obliegen ausschließlich dem OB. Über die 
Annahme oder Vermittlung entscheidet die Vertretung. 
Abweichend hiervon kann der Stadtrat die Entscheidung 
über die Annahme oder Vermittlung bei geringfügigen 
Zuwendungen auf den OB oder einen beschließenden 
Ausschuss übertragen. Die Wertgrenzen sind in der 
Hauptsatzung zu bestimmen. Die Kommune erstellt jähr-
lich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendun-
gen und die Zuwendungszwecke anzugeben sind, und 
übersendet ihn der Kommunalaufsichtsbehörde. 


 


21. die Beantragung und Weitergabe von Fördermit-
teln aus dem Programm „Stadtumbau Ost Rück-
bau“. 


Die Zuständigkeit für die Wirtschaftspläne der Städte-
baufördermittel, bei denen Eigenmittel eingesetzt werden 
müssen, ist in der Hauptsatzung geregelt. Bisher nicht 
geregelt ist die Vergabe von Mitteln aus dem Programm 
„Stadtumbau Ost Rückbau“. Da hier keine Eigenmittel 
der Stadt erforderlich sind und nur die Anträge der Woh-
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nungsgesellschaft und der Wohnungsgenossenschaft 
weitergereicht werden, wird vorgeschlagen, die Zustän-
digkeit dem OB zu übertragen. 


   
(3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäfts-
verteilung innerhalb der Verwaltung. 


Keine Bemerkungen. (3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäfts-
verteilung innerhalb d. Verwaltung. 


   
   


§ 10 
Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 13 
Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


   
Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt einen Be-
schäftigten der Stadtverwaltung als Vertreter des Ober-
bürgermeisters für den Verhinderungsfall. Das Vor-
schlagsrecht dafür hat der Oberbürgermeister. 


Der Wortlaut wurde dem § 67 I KVG LSA angepasst. 
Eine inhaltliche Änderung ist damit nicht verbunden. Die 
Absätze wurden miteinander verbunden. 


(1) Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt 
einen Bediensteten der Stadtverwaltung zum Vertreter 
des Oberbürgermeisters im Verhinderungsfall. 


   
  (2) Das Vorschlagsrecht dafür hat der Oberbürger-


meister. 
   
   


§ 11 
Gleichstellungsbeauftragte 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. Die Überschrift 
wurde in Anlehnung an § 78 KVG LSA an den Inhalt 
angepasst. 


§ 14 
Gleichstellung von Mann und Frau 


   
(1) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleich-
berechtigung von Frauen und Männern bestellt der 
Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister 
eine hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte. 


Die Regelung wurde dem Wortlaut des § 78 I KVG LSA 
angepasst. Dass es sich um eine hauptamtliche Tätigkeit 
handelt, ergibt sich aus § 78 II 1 KVG LSA (ab 25.000 
Einwohnern). Wie auch andere Stellen in der Verwaltung 
(z. B. Amtsleiter) soll auch die Stelle der Gleichstel-
lungsbeauftragten im Einvernehmen der Organe besetzt 
werden. 


§ 14 S. 1: Der Stadtrat beruft bei Neubesetzung eine 
hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte. 


   
(2) Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten Nach § 78 I KVG LSA regelt die Hauptsatzung das Nä-  
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ist widerruflich. Über die Abberufung entscheidet der 
Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. 
Einer Abberufung bedarf es nicht bei Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses. 


here. Hierzu gehört auch die Abberufung der Gleichstel-
lungsbeauftragten. Der Wortlaut wurde aus der Muster-
satzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-
Anhalt übernommen. 


   
(3) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den 
Sitzungen des Stadtrates und der Ausschüsse teilneh-
men, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. Ihr ist in 
Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches auf Verlan-
gen das Wort zu erteilen. 


Diese Regelung ist aufgrund des § 78 IV KVG LSA er-
forderlich und wurde dem Gesetzeswortlaut angepasst. 


§ 14 S. 2: Der Gleichstellungsbeauftragten ist im Rah-
men der ihr gesetzlich übertragenen Aufgaben Gelegen-
heit zur Stellungnahme in den beratenden und beschlie-
ßenden Ausschüssen sowie im Stadtrat zu geben. 


   
 Diese Regelung kann entfallen, da sich bereits unmittel-


bar aus § 78 III 2 KVG LSA ergibt, dass die Gleichstel-
lungsbeauftragte nicht weisungsgebunden ist. 


§ 14 S. 3: Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Aus-
übung ihrer Tätigkeit unabhängig. 


   
   


IV. ABSCHNITT 
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EIN-


WOHNER 


  


   
   


§ 12 
Einwohnerversammlung 


  


   
(1) Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten 
der Stadt Köthen (Anhalt)  können die Einwohner auch 
durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden. 
Der Oberbürgermeister beruft die Einwohnerversamm-
lungen ein. Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 
Ort und Zeit der Veranstaltung fest. Die Einladung ist 
gemäß § 16 Abs. 2 bekanntzumachen und soll in der 
Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. 
Die Einladungsfrist kann bei besonderer Dringlichkeit auf 


Gemäß § 28 I KVG LSA soll der Hauptverwaltungsbeam-
te ( OB) über allgemein bedeutsame Angelegenheiten 
der Kommune die betroffenen Einwohner in geeigneter 
Form unterrichten. In Gemeinden kann der Hauptverwal-
tungsbeamte zu diesem Zweck eine Einwohnerver-
sammlung einberufen; diese kann auf Teile des Ge-
meindegebietes oder Verbandsgemeindegebietes be-
schränkt werden. Die Regelungen orientieren sich an der 
Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Sach-


§ 16 II: (2) Die Einwohnerversammlungen finden jährlich 
statt. Auf Verlangen des Stadtrates können Einwohner-
versammlungen zur Erörterung gemeindlicher Angele-
genheiten öfter einberufen werden, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 
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drei Tage verkürzt werden. sen-Anhalt. 
   
(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile 
des Stadtgebietes beschränkt werden. 


Keine Bemerkungen.  


   
(3) Der Oberbürgermeister unterrichtet den Stadtrat 
in seiner nächsten Sitzung über den Ablauf der Einwoh-
nerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 


Keine Bemerkungen.  


   
   


§ 13 
Einwohnerfragestunde 


  


   
(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Aus-
schüsse führen im Rahmen ordentlicher öffentlicher Sit-
zungen eine Einwohnerfragestunde durch. 


Gemäß § 28 II 1 KVG LSA findet künftig nicht nur im 
Stadtrat sondern auch in den beschließenden Ausschüs-
sen eine Einwohnerfragestunde statt. Die Einzelheiten 
hierzu sind in der Hauptsatzung zu regeln (§ 28 II 2 KVG 
LSA) dies geschieht in den Absätzen 2 bis 5 n. F. Die 
Regelungen orientieren sich an der Mustersatzung des 
Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt. 


§ 16 I: (1) Der Stadtrat führt, sofern dies erforderlich ist, 
zu Beginn einer öffentlichen Sitzung eine Fragestunde 
zu Angelegenheiten von allgemeinem gemeindlichen 
Interesse für die Einwohner der Stadt Köthen (Anhalt) 
durch. Diese Fragestunde soll den Rahmen von 30 Mi-
nuten nicht übersteigen. Die Entscheidung darüber trifft 
der Vorstand. 


   
(2) Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel 
zum Beginn der Sitzung. Abweichungen hiervon kann 
der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sit-
zung festlegen. 


Keine Bemerkungen.  


   
(3) Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn 
und das Ende der Fragestunde fest. Findet sich zu Be-
ginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie ge-
schlossen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 
30 Minuten begrenzt sein. 


Keine Bemerkungen.  


   
Variante 1:   
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(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine 
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-
tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen 
werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die 
Zuständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. Angele-
genheiten der Tagesordnung können nicht Gegenstand 
der Einwohnerfragestunde sein; über Ausnahmen ent-
scheidet der Vorsitzende des Stadtrates. 


Keine Bemerkungen.  


   
Variante 2:   
(4) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Na-
mens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine 
Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegens-
tand der ersten Frage beziehen, zu stellen. Zugelassen 
sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betreffen 
und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zu-
ständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. Die Redezeit 
beträgt in der Regel drei Minuten. Persönliche Angele-
genheiten einzelner Personen können nicht Gegenstand 
der Einwohnerfragestunde sein. 


Keine Bemerkungen.  


   
(5) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Re-
gel mündlich durch den Oberbürgermeister oder den 
Vorsitzenden des Stadtrates. Eine Aussprache findet 
nicht statt. Ist die Beantwortung der Frage in der Sitzung 
nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Ant-
wort, die innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll. 
Schriftliche Antworten sind dem Protokoll der auf die 
Beantwortung folgenden nächsten ordentlichen Stadt-
ratssitzung beizufügen. 


Keine Bemerkungen.  


   
(6) Auf die Einwohnerfragestunden in den beschlie- Da Einwohnerfragestunden künftig auch in den be-  
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ßenden Ausschüssen finden die Regelungen der Absät-
ze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. An die Stelle des 
Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Vorsitzende des 
beschließenden Ausschusses. 


schließenden Ausschüssen stattfinden, ist der Anwen-
dungsbereich der Absätze 2 bis 5 n. F. entsprechend zu 
erweitern. 


   
(7) Auf die Einwohnerfragestunden in den Ort-
schaftsräten und ihren beschließenden Ausschüssen 
finden die Regelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend 
Anwendung. An die Stelle des Vorsitzenden des Stadtra-
tes tritt der Ortsbürgermeister. 


Einwohnerfragestunden finden künftig auch in den öf-
fentlichen Sitzungen der Ortschaftsräte und deren Aus-
schüsse statt, soweit der Ortschaftsrat dies beschließt 
(§ 84 V KVG LSA). 


 


   
§ 14 


Bürgerbefragung 
  


   
Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt 
ausschließlich in wichtigen Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungskreises der Stadt Köthen (Anhalt). Sie kann nur 
auf der Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchge-
führt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu beantwor-
tende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt 
wird, ob die Befragung als elektronische Abstimmung im 
Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in wel-
chem Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in 
welcher Form das Abstimmungsergebnis bekanntzuge-
ben ist. 


Gemäß § 28 III KVG LSA kann die Vertretung ( Stadt-
rat) beschließen, zu Angelegenheiten des eigenen Wir-
kungskreises der Kommune eine Befragung der Bürger 
durchzuführen. Die Befragung hat in anonymisierter 
Form zu erfolgen. Die Abstimmung kann auch als Onli-
neabstimmung erfolgen, soweit hinreichend sichere Vor-
kehrungen gegen Missbrauch und zur Sicherung der 
Integrität der Ergebnisermittlung getroffen werden. Die 
Teilnahme ist freiwillig. Einzelheiten sind in der Hauptsat-
zung zu regeln. Die Regelungen orientieren sich an der 
Mustersatzung des Städte- und Gemeindebundes Sach-
sen-Anhalt. 


 


   
   
 § 16 III a. F. kann entfallen, da er zum einen inhaltlich 


keine Regelung trifft und zum anderen kein Regelungs-
bedarf in der Hauptsatzung besteht. 


§ 16 III: (3) Für Einwohneranträge, Bürgerinitiativen, 
Bürgerbegehren und Bürgerentscheid gelten die gesetz-
lichen Regelungen der §§ 24, 24a, 25 und 26 der GO 
LSA. 
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V. ABSCHNITT 
EHRENBÜRGER UND EHRENBEZEICHNUNG 


  


   
   


§ 15 
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


Der Paragraph wurde neu nummeriert. § 15 
Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


   
Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürger-
rechts oder der Ehrenbezeichnung bedarf einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des 
Stadtrates. 


Die Regelung wurde entsprechend dem Wortlaut des 
§ 22 IV KVG LSA neu gefasst. Eine inhaltliche Änderung 
ist damit nicht verbunden. 


(1) Zur Verleihung des Ehrenbürgerrechts der Stadt 
Köthen (Anhalt) oder einer Ehrenbezeichnung bedarf es 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Mitglie-
der des Stadtrates. 


   
  (2) Für die Aberkennung des Ehrenbürgerrechts 


oder einer Ehrenbezeichnung bedarf es einer Zweidrit-
telmehrheit der gesetzlichen Mitglieder des Stadtrates. 


   
   


VI. ABSCHNITT 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 


  


   
   


§ 16 
Öffentliche Bekanntmachungen 


Paragraph wurde neu nummeriert. § 4 
Öffentliche Bekanntmachungen 


   
(1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und Beschlüsse werden im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der 
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlüsse, 
für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntmachung im 
nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der 
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Köthen veröffentlicht. Auf diese Bekanntmachung 


Keine Bemerkungen. (1) Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen 
und Beschlüsse werden im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. Es erscheint in der 
Regel monatlich. Bekanntmachungen und Beschlüsse, 
für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntmachung im 
nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der 
Mitteldeutschen Zeitung im Anzeigeteil der Lokalausga-
be Köthen veröffentlicht. Auf diese Bekanntmachung 
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wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. Die 
Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages 
bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der 
Stadt Köthen (Anhalt) bzw. im Falle der Sätze 3 und 4 
die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden 
Text enthält. 


wird im darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. 


   
(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Stadtrates und seiner Ausschüsse werden spätestens 
sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der 
Stadt Köthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de öf-
fentlich bekannt gemacht. Ergänzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens drei Tage vor der Sitzung zu veröf-
fentlichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 
wegen technischer Probleme nicht möglich ist, hat sie 
drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, 
Lokalausgabe Köthen, zu erfolgen. In den Fällen der 
Ladung des Stadtrates nach § 53 Abs. 4 Satz 5 KVG 
LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit möglich unver-
züglich nach der Ladung entsprechend den Sätzen 1 
und 2. 


Keine Bemerkungen (2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadt-
rates und seiner Ausschüsse werden spätestens sechs 
Tage vor der Sitzung auf der offiziellen Internetseite der 
Stadt Köthen (Anhalt) unter www.koethen-anhalt.de öf-
fentlich bekannt gemacht. Ergänzend ist der Bekannt-
machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rat-
hauses mindestens 3 Tage vor der Sitzung zu veröffent-
lichen. Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen 
technischer Probleme nicht möglich ist, hat sie 3 Tage 
vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, Lokal-
ausgabe Köthen, zu erfolgen. In den Fällen der Ladung 
des Stadtrates nach § 51 (4) Satz 5 GO LSA erfolgt die 
Bekanntmachung soweit möglich unverzüglich nach der 
Ladung entsprechend Satz 1 und 2. 
 


   
(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschafts-
rates Merzien werden drei Tage vor der Sitzung in den 
Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates 
Merzien werden 3 Tage vor der Sitzung in den Schau-
kästen 


1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle ge-
genüber der Straße der DSF 33, 


Keine Bemerkungen. - Merzien 
An der Bushaltestelle gegenüber der Straße der 
DSF 33 


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße des 7. Oktober 16, Keine Bemerkungen. - Hohsdorf 
Str. des 7. Oktober 16 


3. im Ortsteil Zehringen, Straße der Freundschaft 
11, 


Keine Bemerkungen. - Zehringen 
Straße der Freundschaft 11 
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öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden drei Tage vor der Sitzung 
in den Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzung Arensdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
den Schaukästen 


1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11, Keine Bemerkungen. - Arensdorf 
Gahrendorfer Weg 11 


 Entfällt. - Arensdorf 
Feuerwehrgerätehaus, Pappelplatz 2 


2. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6 am 
Pumpenhaus, 


Keine Bemerkungen. - Gahrendorf 
Arensdorfer Weg 6, Am Pumpenhaus 


öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden drei Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten Köthener Str. 23, Verkaufsstelle, öf-
fentlich bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Baasdorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten 


  - Baasdorf 
Köthener Str. 23, Verkaufsstelle 


  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden drei Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten Dorfstraße 9, vor dem Gemeindebüro, 
öffentlich bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsrats-
sitzungen Dohndorf werden 3 Tage vor der Sitzung in 
dem Schaukasten 


  - Dohndorf 
Dorfstr. 9, vor dem Gemeindebüro 


  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Löbnitz an der Linde werden drei Tage vor 
der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 öffentlich 
bekannt gemacht. 


Keine Bemerkungen. (7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
ratssitzungen Löbnitz an der Linde werden 3 Tage vor 
der Sitzung in dem Schaukasten 
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  - Löbnitz an der Linde 


Dorfplatz 2 
  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wülknitz werden drei Tage vor der Sitzung in 
den Schaukästen 


Keine Bemerkungen. (8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschafts-
sitzungen Wülknitz werden 3 Tage vor der Sitzung in den 
Schaukästen 


1. im Ortsteil Großwülknitz, am Grundstück Kasta-
nienplatz 1, 


Keine Bemerkungen. - Großwülknitz 
Am Grundstück Kastanienplatz 1 


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, Hauptstraße, gegen-
über dem Grundstück Nr. 19, 


Keine Bemerkungen. - Kleinwülknitz 
Hauptstraße, gegenüber dem Grundstück Nr. 19 


öffentlich bekannt gemacht.  öffentlich bekannt gemacht. 
   
(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Ver-
waltungszustellungsgesetzes (öffentliche Zustellung) und 
Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden 
durch Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel 
im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses 
der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich 
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 


Keine Bemerkungen. (9) Bekanntmachungen nach § 15 Abs. 2 Verwal-
tungszustellungsgesetz (öffentliche Zustellung) und Be-
kanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch 
Aushang an der amtlichen Bekanntmachungstafel im 
Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathauses 
der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich 
bekannt gemacht, sofern gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist. 


   
(10) Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird 
den Haushalten der Stadt Köthen (Anhalt) kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Hierüber hinaus hat jede Person das 
Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen und Pläne 
innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der 
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu 
lassen. 


Keine Änderungen. (10) Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird 
den Haushalten der Stadt Köthen (Anhalt) kostenlos zur 
Verfügung gestellt. Hierüber hinaus hat jede Person das 
Recht, Satzungen einschließlich aller Anlagen und Pläne 
innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwal-
tung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der 
dadurch entstehenden Kosten Abschriften fertigen zu 
lassen. 


   
(11) Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von 
Plänen, Karten oder Zeichnungen sowie Begründungen 


Die Vorschrift wurde dem Wortlaut des § 9 II 1 KVG LSA 
angepasst. Satz 1 n. F. betrifft ausschließlich Satzungen 


(11) Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von 
Plänen, Karten oder Zeichnungen, die selbst eine be-
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oder Erläuterungsberichte, die Bestandteile von Satzun-
gen sind, nicht geeignet, so erfolgt die öffentliche Be-
kanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie während 
der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung öffent-
lich ausgelegt werden und in der Bekanntmachung des 
textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort 
der Auslegung hingewiesen wird. Satz 1 findet sinnge-
mäß Anwendung auf entsprechende Bestandteile sons-
tiger Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. 


während Satz 2 n. F. sonstige Bekanntmachungen zum 
Gegenstand hat. 


kannt zu machende Angelegenheit oder Bestandteil ei-
ner Satzung sind, nicht geeignet, so erfolgt die Be-
kanntmachung durch Auslegung soweit nicht Rechtsvor-
schriften besondere Regelungen treffen. Auf die Ausle-
gung wird unter Angabe des Ortes, der Zeit und der 
Dauer der Auslegung im Amtsblatt der Stadt Köthen 
(Anhalt) hingewiesen. 


   
   


VII. ABSCHNITT 
SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


  


   
   


§ 17 
Sprachliche Gleichstellung 


 § 17 


   
Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Sat-
zung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form. 
Dies gilt nicht für die Funktionsbezeichnung Gleichstel-
lungsbeauftragte. 
 


Vorschrift wurde an den Wortlaut des § 159 KVG LSA 
angepasst. Siehe auch Art. 100 Verf LSA. Eine Ausnah-
me gilt für die Funktion der Gleichstellungsbeauftragten. 
Diese Funktion muss nach dem Willen des Gesetzge-
bers mit einer Frau besetzt werden. 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in der Haupt
satzung gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form. 


   
   


§ 18 
Inkrafttreten 


  


   
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung im Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) in Kraft. 
Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Köthen (An-
halt) vom 10.12.2001, zuletzt geändert durch die 


Keine Bemerkungen.  
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6. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 
vom 20.01.2014, sowie die Zuständigkeitsordnung des 
Stadtrates der Stadt Köthen (Anhalt) außer Kraft. 
 





Anlage zur Sitzungsvorlage
2. Erläuterungen zur Hauptsatzung.pdf




Anlage 1 
Entwurf 


 


uf. 


                                                


Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) 


 


Aufgrund der §§ 8, 10 und 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetz des Landes 


Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) hat der Stadtrat der Stadt 


Köthen (Anhalt) in seiner Sitzung am 16.10.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen: 


 


 


I. ABSCHNITT 


BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 


 


 


§ 1 


Bezeichnung, Name, Flagge und Wappen 


 


(1) Die Stadt1 führt den Namen2 "Köthen (Anhalt)". 


 


(2) Die Farben der Stadt Köthen (Anhalt) sind blau und weiß. 


 


(3) Das Wappen3 der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt in Silber eine gezinnte rote Stadtmau-


er, schwarz gefugt, mit geöffnetem roten Tor, hochgezogenem blauen Fallgatter und drei 


aufgesetzten gezinnten roten, schwarz gefugten Türmen mit je einem Fenster, der größere 


und stärkere mittlere Turm mit blauem Kegeldach und goldenem Kna


 


(4) Die Flagge4 der Stadt Köthen (Anhalt) zeigt die Farben blau und weiß und im Mittel-


feld das Stadtwappen. 


 


(5) Jede Verwendung des Stadtwappens oder der Stadtflagge durch andere ist nur mit 


schriftlicher Genehmigung der Stadt Köthen (Anhalt) zulässig. 


 


 
1 Vgl. § 14 I 1 KVG LSA. Der Begriff „Stadt“ ist eine Bezeichnung im Sinne des § 14 I 1 KVG LSA und 
kein Name oder Bestandteil des Namens. Er ist die Abgrenzung zur Bezeichnung „Gemeinde“. 
2 Vgl. § 13 KVG LSA. Der Name lautet vorliegend „Köthen (Anhalt)“. 
3 Vgl. § 15 KVG LSA. 
4 Vgl. § 15 KVG LSA. 
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§ 2 


Dienstsiegel 


 
1Die Stadt Köthen (Anhalt) führt ein Dienstsiegel. 2Es zeigt das Stadtwappen mit der Um-


schrift "Stadt Köthen (Anhalt)". 3Es wird entweder als Prägesiegel oder als Drucksiegel ge-


braucht. 


 


 


II. ABSCHNITT 


ORTSCHAFTSVERFASSUNG 


 


 


§ 3 


Ortschaftsverfassung 


 


(1) Die Stadt Köthen (Anhalt) gliedert sich in die Ortsteile Köthen (Anhalt), Arensdorf, 


Baasdorf, Dohndorf, Elsdorf, Gahrendorf, Großwülknitz, Hohsdorf, Kleinwülknitz, Löbnitz an 


der Linde, Merzien, Porst und Zehringen. 


 


(2) Es werden folgende Ortschaften5 unter Einführung der Ortschaftsverfassung6 gemäß 


den §§ 81 ff. KVG LSA gebildet:7 


1. Arensdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Arensdorf, bestehend aus den Ortsteilen Arensdorf und Gahrendorf, 


2. Baasdorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Baasdorf, 


3. Dohndorf, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemein-


de Dohndorf, 


4. Löbnitz an der Linde, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeinde-


ten Gemeinde Löbnitz an der Linde, 


5. Merzien, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Merzien, bestehend aus den Ortsteilen Hohsdorf, Merzien und Zehringen, 


6. Wülknitz, mit dem Gebiet der in die Stadt Köthen (Anhalt) eingemeindeten Gemeinde 


Wülknitz, bestehend aus den Ortsteilen Großwülknitz und Kleinwülknitz. 


 


                                                 
5 Vgl. § 81 I 1 KVG LSA. 
6 Vgl. § 81 I 1 KVG LSA. 
7 Die Hauptsatzung legt die Grenzen der Ortschaften fest (§ 81 I 2 KVG LSA). Mehrere benachbarte 
Ortsteile können zu einer Ortschaft zusammengefasst werden (§ 81 I 3 KVG LSA). 
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(3) In den Ortschaften wird ein Ortschaftsrat gewählt. 


 


(4) Ab Beginn der Wahlperiode 2019 wird in den Ortschaften Dohndorf8 und Löbnitz an 


der Linde9 ein Ortsvorsteher10 gewählt, in den Ortschaften Arensdorf, Baasdorf, Merzien und 


Wülknitz wird ein Ortschaftsrat11 gewählt.12 


 


(5) Soweit13 ein Ortschaftsrat gewählt wird, besteht er in den Ortschaften 


1. Dohndorf, Merzien14 und Wülknitz aus neun Mitgliedern, 


2. Arensdorf, Baasdorf und Löbnitz an der Linde aus sieben Mitgliedern. 


 


 


§ 4 


Zuständigkeiten des Ortschaftsrates 


 


(1) 1Der Ortschaftsrat Merzien ist bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft 


betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Errichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Unterhaltung von Wirtschaftswegen, 


8. Pflege und Benutzung der Einrichtungen der Kultur und Gemeinschaftspflege, Sport-


anlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, 


                                                 
8 Dohndorf hat per 31.12.2013 273 Einwohner. 
9 Löbnitz an der Linde hat per 31.12.2013 247 Einwohner. 
10 Gemäß § 82 I KVG LSA besteht ab Beginn der Wahlperiode 2019 die Verpflichtung, in Ortschaften 
mit bis zu 300 Einwohnern einen gewählten Ortsvorsteher zu haben. Eine Ortschaft mit mehr als 300 
Einwohnern kann einen gewählten Ortschaftsrat oder einen gewählten Ortsvorsteher haben. Soweit 
die Einwohnerzahl von Dohndorf und Löbnitz an der Linde nicht wieder über 300 steigt, können diese 
Ortschaften ab der Wahlperiode 2019 nur noch einen Ortsvorsteher und keinen Ortschaftsrat mehr 
haben. Insoweit besteht nicht die Wahlmöglichkeit des § 82 I 2 KVG LSA. 
11 Die übrigen Ortschaften haben mehr als 300 Einwohner. Deshalb besteht dort die Wahlmöglichkeit 
zwischen einem Ortsvorsteher und einem Ortschaftsrat zu wählen (§ 82 I 2 KVG LSA). Insoweit soll 
der status quo erhalten bleiben. 
12 Diese Regelung tritt analog Art. 23 II Kommunalrechtsreformgesetz zum 01.07.2018 in Kraft. 
13 Da ab der Wahlperiode 2019 in Dohndorf und Löbnitz an der Linde kein Ortschaftsrat mehr gewählt 
werden kann, verliert diese Regelung teilweise ihren Gegenstand. Bis zu diesem Zeitpunkt bedarf es 
aber noch einer Regelung auch für diese Ortschaften. Deshalb die Verwendung des Wortes „Soweit“. 
14 Gemäß § 5 IV des Gebietsänderungsvertrages vom 01.08.1994 besteht der Ortschaftsrat Merzien 
aus zehn Mitgliedern. Die Hauptsatzung weicht insoweit vom Vertrag ab. 
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9. alle anderen Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der Ortschaft. 
2Der Ortschaftsrat Merzien verfügt jährlich eigenständig über 25,56 Euro je Einwohner. 3Ba-


sis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangegangenen Jahres. 4Die 


Mittel sind für Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


für Zuwendungen an Vereine, Verbände und Organisationen, für Aufwendungen der sozialen 


Betreuung von Jugendgruppen sowie für die Altenbetreuung insbesondere Rentenweih-


nachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfest usw. zu verwenden sowie für repräsen-


tative Leistungen und Öffentlichkeitsarbeit. 5Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und der 


anderen Nutzung von Grundstücken, die durch die Eingliederung in das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht wurden, sind die Einwohner der Ortschaft Merzien bevorzugt, 


einschließlich Zehringen und Hohsdorf, zu berücksichtigen. 6Mit dem Ortschaftsrat ist dies-


bezüglich Einvernehmen herzustellen. 


 


(2) Die Ortschaftsräte Arensdorf, Baasdorf, Dohndorf, Löbnitz an der Linde und Wülknitz 


sind bei folgenden Angelegenheiten, die die Ortschaft betreffen, anzuhören: 


1. Benennung von Straßen, Wegen und Plätzen, 


2. Änderung des Flächennutzungsplanes, Aufstellung von Bebauungsplänen sowie 


Baugestaltungssatzungen, 


3. Erlass, Aufhebung und Änderungen von Satzungen und Verordnungen, 


4. Bestellung des Ortswehrleiters, 


5. Planung, Errichtung, und Schließung von öffentlichen Einrichtungen, 


6. Pflege des Ortsbildes, 


7. Um- und Ausbau sowie Unterhaltung und Instandsetzung kulturellen und sozialer Ein-


richtungen, Sportanlagen, Kinderspielplätze und Grünanlagen, Straßen, Wege und 


Plätze. 


 


(3) 1Der Ortschaftsrat Arensdorf verfügt jährlich eigenständig über 9,00 Euro je Einwoh-


ner für freiwillige Leistungen, die die Ortschaft betreffen. 2Basis ist die Einwohnerzahl zum 


30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag wird 


bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haus-


haltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro 


je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze 


des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-
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staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(4) 1Dem Ortschaftsrat Baasdorf werden jährlich 15,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl zum 30.06. des dem Haus-


haltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag wird bis zum 31.12.2009 


festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haushaltslage der Stadt 


Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Einwohner nicht 


unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des Haushaltspla-


nes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(5) 1Dem Ortschaftsrat Dohndorf werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl 


zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag 


wird bis zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der 


Haushaltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 


5,00 Euro je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe 


der Ansätze des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) insbesondere für folgende Maß-


nahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(6) 1Dem Ortschaftsrat Löbnitz an der Linde werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für 


freiwillige Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Ein-


wohnerzahl des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Der in Satz 1 genannte Betrag 


wird zum 31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haus-


haltslage der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro 
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je Einwohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze 


des Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen verwandt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste und gemeindliche Veran-


staltungen, 


4. repräsentative Leistungen, Jubiläen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit. 


 


(7) 1Dem Ortschaftsrat Wülknitz werden jährlich 9,00 Euro je Einwohner für freiwillige 


Leistungen, die die Ortschaft betreffen, zur Verfügung gestellt. 2Basis ist die Einwohnerzahl 


zum 30.06. des dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahres. 3Die Höhe wird bis zum 


31.12.2009 festgeschrieben. 4Ab 2010 wird dieser Betrag entsprechend der Haushaltslage 


der Stadt Köthen (Anhalt) jährlich neu festgesetzt, wobei ein Betrag von 5,00 Euro je Ein-


wohner nicht unterschritten werden darf. 5Die Mittel sollen nach Maßgabe der Ansätze des 


Haushaltsplanes der Stadt Köthen (Anhalt) für folgende Maßnahmen eingesetzt werden: 


1. Veranstaltungen der Heimatpflege und Förderung des örtlichen Brauchtums, 


2. Zuwendungen für Vereine, Verbände und Organisationen, 


3. Aufwendungen der sozialen Betreuung von Jugendgruppen sowie Altenbetreuung 


insbesondere für Rentnerweihnachtsfeier, Faschingsfeier, Kinderfeste, Drachenfeste 


usw. 


 


(8) 1Die Ortschaftsräte entscheiden über 


1. Verträge bis 20.000 Euro über die Nutzung von Grundstücken und beweglichem 


Vermögen der jeweiligen Ortschaft (bewegliches Vermögen, welches durch die jewei-


lige Gemeinde eingebracht wurde), 


2. die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis 20.000 Euro (bewegliches Vermö-


gen, welches durch die jeweilige Gemeinde eingebracht wurde). 
2Bei Verkauf, Vermietung, Verpachtung und einer anderen Nutzung von beweglichem und 


nicht beweglichem Vermögen, das durch die Eingliederung in das Vermögen der Stadt 


Köthen (Anhalt) eingebracht wurde, ist, soweit die abschließende Entscheidungskompetenz 


nicht beim Ortschaftsrat liegt, dieser vorher zu diesen Angelegenheiten zu hören. 
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III. ABSCHNITT 


Organe 


 


 


§ 5 


Stadtrat 


 


(1) Der Gemeinderat der Stadt Köthen (Anhalt) führt die Bezeichnung „Stadtrat“.15 


 


(2) 1Der Stadtrat wählt16 aus dem Kreis der ehrenamtlichen Mitglieder für die Dauer der 


Wahlperiode einen Vorsitzenden und mindestens zwei Stellvertreter (Vorstand). 2Die Anzahl 


der Stellvertreter richtet sich nach der Anzahl der Fraktionen zum Zeitpunkt der konstituie-


renden Sitzung; werden mehr als zwei Fraktionen gebildet und stellt eine Fraktion bereits 


den Vorsitzenden des Stadtrates, so bleibt diese Fraktion bei Anzahl und Wahl der Stellver-


treter unberücksichtigt. 3Werden keine Fraktionen gebildet, sind zwei Stellvertreter zu wäh-


len. 4Die Reihenfolge der Stellvertreter richtet sich nach der Stimmenzahl; bei Stimmen-


gleichheit entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Stadtrates zieht. 


 


(3) Bei Nichtanwesenheit des Vorsitzenden des Stadtrates nehmen die Stellvertreter in 


der gewählten Reihenfolge entsprechend ihrer Anwesenheit die Aufgabe des Vorsitzenden 


wahr. 


 


(4) 1Der Vorsitzende und die Stellvertreter können jeweils mit der Mehrheit der Mitglieder 


des Stadtrates abgewählt werden. 2Eine Neuwahl hat unverzüglich zu erfolgen. 


 


(5) Die Frist gemäß § 43 Abs. 3 Satz 3 KVG LSA, innerhalb der einem Mitglied des 


Stadtrates Auskunft zu erteilen ist, beträgt vier Wochen. 


                                                 
15 Diese Regelung entstammt dem Musterentwurf des SGSA. Das KVG LSA kennt als Vertretung in 
Gemeinden lediglich den „Gemeinderat“ (§ 7 II Nr. 1 KVG LSA). Der Begriff „Stadtrat“ wird lediglich 
einmal verwendet und zwar in § 36 I 3 KVG LSA. Danach tragen in Städten Gemeinderäte die Be-
zeichnung Stadträte. Gemeint sind damit allerdings die Mitglieder der Vertretung und nicht das Organ 
selbst. In Analogie zu dieser Regelung wird man aber wohl auch das Organ als „Stadtrat“ bezeichnen 
dürfen. 
16 Vgl. § 56 IV KVG LSA. 
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§ 6 


Ausschüsse des Stadtrates 


 


(1) Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen Ausschüs-


se: 


1. als beschließende Ausschüsse17 


a) den Hauptausschuss, 


b) den Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss, 


c) den Heimausschuss, 


2. als beratende Ausschüsse18 


a) den Sozial- und Kulturausschuss, 


b) den Rechnungsprüfungsausschuss. 


 


(2) 1Der Hauptausschuss besteht aus zehn Stadträten und dem Oberbürgermeister als 


Vorsitzenden19. 2Die Vertretung des Oberbürgermeisters bestimmt sich nach § 50 KVG 


LSA20. 


 


(3) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss besteht aus elf Stadträten21. 
2Vorsitzender des Bau-, Sanierungs- und Umweltausschusses ist ein Stadtrat22. 3Ist der Vor-


sitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimm-


berechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(4) Die Zusammensetzung des Heimausschusses und der Vorsitz richten sich nach den 


                                                 
17 Vgl. § 48 KVG LSA. 
18 Vgl. § 49 KVG LSA. 
19 Vgl. § 48 II 1 KVG LSA. Dass der OB Ausschussvorsitzender ist, entspricht dem gesetzlichen Re-
gelfall. Dies gilt gleichermaßen für beschließende (§ 48 II 1 KVG LSA) wie für beratende (§ 49 II 1 
KVG LSA) Ausschüsse. 
20 Bislang wurde der OB im HA durch ein Stadtratsmitglied im Verhinderungsfall vertreten. Recht-
grundlage hierfür war § 49 II GO LSA. Danach kann in den Ausschüssen der Bürgermeister einen 
Beigeordneten mit seiner Vertretung beauftragen. Gibt es keinen Beigeordneten oder ist der Beige-
ordnete verhindert, so bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die 
Person, die den Bürgermeister im Vorsitz vertritt. Da es in der Stadt Köthen (Anhalt) keinen Beigeord-
neten gibt, war der OB zwingend von einem Stadtrat zu vertreten (§ 49 II 2 GO LSA). In Zukunft stellt 
sich die Rechtslage gemäß § 50 KVG LSA anders dar. Danach kann in den Ausschüssen der Haupt-
verwaltungsbeamte seinen allgemeinen Vertreter oder einen Beigeordneten mit seiner Vertretung 
beauftragen. Ist der allgemeine Vertreter oder der Beigeordnete verhindert, so bestimmt der Aus-
schuss aus dem Kreis seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Hauptverwaltungsbe-
amten im Vorsitz vertritt. Folglich hat zunächst der allgemeine Vertreter (§ 67 I KVG LSA) die Sit-
zungsleitung zu übernehmen. Nur, wenn auch er verhindert ist, geht die Sitzungsleitung an ein stimm-
berechtigtes Ausschussmitglied über. Im Übrigen kann sich der Bürgermeister, auch ohne verhindert 
zu sein, nach § 50 KVG LSA vertreten lassen. 
21 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
22 Vgl. § 48 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beschließenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, 
vorsitzt. 
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Bestimmungen der Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt Köthen (Anhalt) vom 


05.03.2014 (AmtsBl. 03/2014) in der jeweils geltenden Fassung.23 


 


(5) 1Der Sozial- und Kulturausschuss besteht aus elf Stadträten24 und zehn sachkundi-


gen Einwohnern25. 2Vorsitzender des Sozial- und Kulturausschusses ist ein Stadtrat26. 3Ist 


der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis seiner 


stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(6) 1Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus elf Stadträten27 und sechs sachkun-


digen Einwohnern28. 2Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschusses ist ein Stadtrat29. 
3Ist der Vorsitzende des Ausschusses verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreis 


seiner stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Vorsitzenden vertritt. 


 


(7) 1Soweit Ausschüsse durch Stadträte geleitet werden, richtet sich die Verteilung dieser 


Ausschussvorsitze auf die im Stadtrat vertretenen Fraktionen nach dem Höchstzahlverfah-


ren. 2Die Benennung des Vorsitzenden erfolgt durch die zugriffsberechtigte Fraktion gegen-


über dem Stadtratsvorsitzenden. 3Der Stadtratsvorsitzende informiert den Stadtrat. 


 


(8) 1Der Hauptausschuss berät in der Regel alle Angelegenheiten, die der Stadtrat ab-


schließend entscheidet oder die dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht werden sollen. 2Der 


Hauptausschuss beschließt abschließend über: 


1. die Koordinierung der Arbeit aller Ausschüsse in Streitfällen über Ausschusszustän-


digkeiten, 


2. Personalangelegenheiten gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 


3. die Durchführung von repräsentativen Veranstaltungen, Messen, Ausstellungen und 


Kongressen, 


4. die Genehmigung von Dienstreisen mit einem zu erwartenden Kostenaufwand von 


über 1.000 Euro pro Person, 


                                                 
23 Vgl. § 51 KVG LSA. Es handelt sich um einen Ausschuss nach besonderen Rechtsvorschriften. 
24 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
25 Vgl. § 49 III KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschüsse sachkundige 
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. Ihre Zahl darf die der Mitglieder 
der Vertretung in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
26 Vgl. § 49 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt. 
27 Einschließlich dem vorsitzenden Stadtrat. 
28 Vgl. § 49 III KVG LSA. Danach kann die Vertretung in die beratenden Ausschüsse sachkundige 
Einwohner widerruflich als Mitglieder mit beratender Stimme berufen. Ihre Zahl darf die der Mitglieder 
der Vertretung in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
29 Vgl. § 49 II 2 KVG LSA. Danach kann in der Hauptsatzung festgelegt werden, dass ein ehrenamtli-
ches Mitglied der Vertretung einem beratenden Ausschuss, der ausdrücklich zu bezeichnen ist, vor-
sitzt. 
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5. Angelegenheiten des abwehrenden Brandschutzes30, 


6. Vergaben, soweit nicht im Rahmen dieser Satzung anderen übertragen, 


7. Zuwendungen an Vereine, Verbände und wirtschaftliche Bereiche, 


8. über den Jahresplan städtepartnerschaftliche Angelegenheiten und deren Änderun-


gen, 


9. die Ansiedlung von wirtschaftlichen Unternehmen, 


10. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro außerhalb des Sanierungsgebietes. 


 


(9) 1Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss berät in der Regel über 


1. alle Angelegenheiten, die auf der Grundlage des Baugesetzbuches und anderer bau-


rechtlicher Vorschriften durch den Stadtrat entschieden werden, 


2. alle Umweltangelegenheiten, die in die Zuständigkeit des Stadtrates fallen, 


3. Verkehrsentwicklungsplanungen. 
2Der Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss entscheidet über folgende Vorgänge und Vor-


haben: 


1. Vergaben von Bau- und Planungsaufträgen in einer Höhe bis 500.000 Euro, 


2. Planungsentwürfe städtischer Tief- und Hochbaumaßnahmen, 


3. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden mit mehr als drei Wohnungen oder einem an-


rechenbaren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung über 300.000 Euro, 


b) Nutzungsänderungen von gesamten Grundstücken bzw. Gebäuden, die die Ge-


bietscharakteristik gemäß BauNVO beeinflussen, 


c) Vergnügungsstätten gemäß BauNVO, 


d) die Errichtung von Stellplatzanlagen für mehr als 20 Stellplätze, 


e) Vorhaben im Außenbereich, 


4. Ausnahmen von der Veränderungssperre gemäß § 14 Abs. 2 BauGB, 


5. Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts der Gemeinde (§§ 24, 25 


BauGB), 


6. Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungspläne, Vorhaben- 


und Erschließungspläne sowie Abweichungen zu sonstigem Ortsrecht gemäß BauGB 


und BauO LSA soweit die Maßnahmen nicht unter Zuständigkeit des Oberbürger-


meisters gemäß § 9 Abs. 2 Nrn. 17 und 18 fallen, 


7. Anlegung, Erweiterung, Unterhaltung und Pflege städtischer Grün- und Waldflächen 


sowie Spielplätzen, 


                                                 
30 Eigener Wirkungskreis gemäß § 2 I BrSchG. 
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8. Ablösung von mehr als drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


9. städtebauliche Gebote gemäß den §§ 176 bis 179 BauGB, 


10. Genehmigung von Anträgen auf Baumfällungen gemäß Baumschutzsatzung für 


Baumgruppen, die einen Park bildenden und/oder das Stadtbild prägen, 


11. Bezuschussung der Sanierung von Denkmälern, 


12. den Sanierungswirtschaftsplan, den Wirtschaftsplan „Städtebaulicher Denkmal-


schutz“ und die Wirtschaftspläne der Stadtumbaugebiete „Altstadt“, „Rüsternbreite“ 


und „Wasserturm“ soweit der im Haushaltsplan jeweils enthaltene Ansatz nicht über-


schritten wird, 


13. geringfügige Abweichungen vom Sanierungsrahmenplan, 


14. geringfügige Abweichungen von Verkehrsplanungen (insbesondere Verkehrsentwick-


lungsplan, Parkraumkonzepte), 


15. Empfehlungen zur Ausgestaltung und Umsetzung der Verkehrsplanung, 


16. Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA bis zu einer 


Wertgrenze von 100.000 Euro innerhalb des Sanierungsgebietes, 


17. Förderung von Einzelmaßnahmen in den Fördergebieten des Stadtumbaus, im Sa-


nierungsgebiet und im Erhaltungssatzungsgebiet „Innenstadt“ (Darlehen und Zu-


schüsse), 


18. Übertragung von Ordnungsmaßnahmen nach § 147 BauGB und deren Finanzierung, 


19. Grundsatzentscheidungen und allgemeine Richtlinien im Zusammenhang mit Sanie-


rungsverfahren, 


20. einzelne Abweichungen von den im Rahmenplan genannten Zielen der Sanierung. 


 


(10) Der Sozial- und Kulturausschuss berät in Angelegenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) 


in der Regel über 


1. kulturelle Veranstaltungen, 


2. die Zuwendungen an Kultur- und Sportvereine, 


3. die Auswahl und Anschaffung von Kunstwerken, 


4. die Pflege der Zusammenarbeit mit Kultur- und Sportvereinen, 


5. den Neubau und die Unterhaltung von städtischen Freizeit-, Kultur- und Sportstätten, 


6. die Belegung städtischer Freizeit- und Sporteinrichtungen, 


7. den Erhalt und die Förderung kultureller Einrichtungen sowie der Sportstätten, 


8. Vorschläge für den Abschluss von Partnerschaftsbeziehungen zur Förderung der eu-


ropäischen Integration, zu den Jahresaktivitäten in partnerschaftlichen Beziehungen 


und Vorbereitung von einzelnen Veranstaltungen in diesem Zusammenhang, 


9. die Verteilung von Zuwendungen an Verbände und Vereine im Sozial- und Jugendbe-


reich, 
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10. soziale Probleme von Hilfsbedürftigen, 


11. Obdachlosenangelegenheiten, 


12. Angelegenheiten der Altenhilfe und -pflege, 


13. Angelegenheiten der städtischen Kindertageseinrichtungen, 


14. Angelegenheiten der städtischen Schulen und Schulhorte, 


15. den An-, Um- und Neubau von städtischen Schulen und Kindertageseinrichtungen, 


16. städtische Spielplatzkonzeption und Neugestaltung von Spielplätzen sowie Auswahl 


der Standorte, 


17. die Umgestaltung von Außenanlagen in städtischen Sozial- und Jugendeinrichtungen, 


18. die örtliche Jugendfreizeitangebote und deren Förderung. 


 


(11) Der Rechnungsprüfungsausschuss berät in der Regel über 


1. die Entgegennahme der Jahresrechnung und die Entlastung des Oberbürgermeisters 


für die Haushaltsdurchführung, 


2. die Stellungnahme zum Prüfergebnis der überörtlichen Prüfung sowie eine Stellung-


nahme zum Prüfbericht über die Jahresabschlussprüfung der Eigenbetriebe, 


3. die Gegenstände der Rechnungsprüfungsordnung der Stadt Köthen (Anhalt) in der 


jeweils geltenden Fassung. 


 


(12) Die Information über die Beschlüsse der beschließenden Ausschüsse erfolgt über die 


Verteilung der Protokolle an alle Stadträte. 


 


 


§ 7 


Geschäftsordnung 


 


(1) Das Verfahren im Stadtrat und in den Ausschüssen wird durch eine vom Stadtrat zu 


beschließende Geschäftsordnung geregelt.31 


 


(2) Das Verfahren in den Ortschaftsräten wird durch eine vom jeweiligen Ortschaftsrat zu 


beschließende Geschäftsordnung geregelt.32 


                                                 
31 Siehe §§ 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA. 
32 Siehe §§ 81 IV 1, 45 II Nr. 2, 59 KVG LSA. 
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§ 8 


Zuständigkeiten für dienstrechtliche Entscheidungen 


 


(1) Beamte: 1Über alle Fälle der Ernennung und Entlassung von Beamten, sofern sie 


nicht kraft Gesetzes vorgegeben sind, entscheidet im Einvernehmen mit dem Oberbürger-


meister 


1. der Stadtrat über die Beamten mit der Befähigung für die Laufbahngruppe 2, 


2. Einstiegsamt, die Amtsleiter, die Rechnungsprüfer und Ratsbüroleiter, 


2. der Hauptausschuss über die übrigen Beamten mit der Befähigung für die Laufbahn-


gruppe 2, 1. Einstiegsamt. 
2Es gilt § 139 Abs. 5 KVG LSA. 3Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig bei allen 


anderen Beamten der Stadtverwaltung. 4Außerdem entscheidet der Oberbürgermeister selb-


ständig über Umsetzungen, Versetzungen und Abordnungen sowie über die Versetzung in 


den Ruhestand für alle Beamten der Stadtverwaltung Köthen, außer bei Umsetzungen von 


unter Satz 1 Nummer 1 genannten Beamten. 5Des Weiteren ist der Oberbürgermeister zu-


ständig für die Ernennung und Entlassung des Stadtwehrleiters, der Ortswehrleiter und de-


ren Stellvertreter sowie aller anderen Ehrenbeamten, soweit gesetzliche Regelungen dem 


nicht entgegenstehen. 


 


(2) Beschäftigte: 1Über Einstellung, Entlassung und die nicht nur vorübergehende Über-


tragung einer anders bewerteten Tätigkeit entscheidet im Einvernehmen mit dem Oberbür-


germeister der Stadtrat über die Dezernenten, Amtsleiter, Rechnungsprüfer und Ratsbürolei-


ter. 2Der Oberbürgermeister entscheidet selbständig über alle weiteren Beschäftigten der 


Verwaltung. 


 


 


§ 9 


Zuständigkeiten des Oberbürgermeisters 


 


(1) Geschäfte der laufenden Verwaltung im Sinne des § 66 Abs. 1 Satz 3 KVG LSA sind 


diejenigen, die nicht von grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung 


sind und deshalb keine besondere Beurteilung erfordern, sondern die mit einer gewissen 


Regelmäßigkeit wiederkehren, nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und 


für die Stadt Köthen (Anhalt) sachlich und finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 


 


(2) Im eigenen Wirkungskreis der Stadt Köthen (Anhalt) entscheidet der Oberbürger-
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meister insbesondere33 über 


1. die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen und Satzungen abzuschlie-


ßenden Geschäfte des täglichen Verkehrs, 


2. die Vergabe von Lieferungen und Leistungen bis 25.000 Euro, 


3. Geschäfte oder andere Maßnahmen, bei denen im Einzelfall folgende Wertgrenzen 


(ohne Steuer) nicht überschritten werden: 


a) Stundungen bis zu drei Monaten unbegrenzt, im Übrigen bis zu 15.000 Euro je 


Forderung und Abrechnungszeitraum, 


b) Niederschlagung, bis zu 5.000 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


c) Erlass bis zu 2.500 Euro je Forderung und Abrechnungszeitraum, 


d) kurzfristige Vereinbarungen über die Nutzung städtischer Liegenschaften (Lauf-


zeit unter fünf Jahren), 


e) Abschluss von gerichtlichen und außergerichtlichen Vergleichen bis zu einem 


Nachgebensbetrag in Personalangelegenheiten von 15.000 Euro in allen übrigen 


Rechtsstreitigkeiten bis 50.000 Euro, 


4. den Abschluss von Versicherungsverträgen, 


5. die Heranziehung zu kommunalen Abgaben34, 


6. Löschungsbewilligungen, Abtretungserklärungen und Vorrangseinräumungen bis 


25.000 Euro, 


7. die Erteilung von Prozessvollmachten und die Einlegung von Rechtsbehelfen35 bzw. 


Erhebung von Klagen für Rechtsstreitigkeiten, die für die Stadt von nicht erheblicher 


Bedeutung sind36, 


8. Auszahlungen, soweit die Summe und der Zuschussempfänger im Haushaltsplan 


genau definiert sind, 


9. die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben gemäß den §§ 31 bis 35 BauGB 


für 


a) die Errichtung von Wohngebäuden bis zu drei Wohnungen oder einem anrechen-


baren Bauwert gemäß Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


b) die Errichtung von Anlagen für gewerbliche, kulturelle, kirchliche, soziale, ge-


                                                 
33 Die nachfolgende Aufzählung differenziert nicht nach Geschäften der laufenden Verwaltung, die 
bereits gesetzlich in die Zuständigkeit des OB fallen, und solchen Geschäften, für die der OB nur auf-
grund der Übertragung nach § 66 III 1 KVG LSA zuständig ist. Aus diesem Grunde kann die Aufzäh-
lung nicht abschließend sein („insbesondere“). 
34 Kommunale Abgaben sind gemäß § 1 I KAG LSA Steuern, Gebühren und Beiträge. Die Heranzie-
hung hierzu dürfte ein Geschäft der laufenden Verwaltung darstellen, für das der OB zuständig ist. 
35 Rechtsbehelf ist jedes von der Rechtsordnung in einem Verfahren zugelassene Gesuch, mit dem 
eine behördliche, insbesondere gerichtliche Entscheidung angefochten werden kann. Dabei ist 
Rechtsbehelf gegenüber dem Rechtsmittel der Oberbegriff, da unter Rechtsbehelf auch förmliche und 
formlose Gesuche fallen, über die im gleichen Rechtszug entschieden wird (z. B. Einspruch, Wider-
spruch, Erinnerung, Gegenvorstellung). 
36 Vgl. § 45 II Nr. 19 KVG LSA. 
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sundheitliche und sportliche Zwecke mit einem anrechenbaren Bauwert gemäß 


Bauvorlagenverordnung bis zu 300.000 Euro, 


c) Nutzungsänderungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, die die Gebiets-


charakteristik gemäß der BauNVO nicht beeinflussen, 


d) die Errichtung von Einrichtungen des Einzelhandels, die nicht als großflächig ge-


mäß § 11 Abs. 3 BauNVO einzustufen sind, 


e) die Errichtung von Stellplatzanlagen bis zu 20 Stellplätzen, 


10. Genehmigungen nach den §§ 172, 173 BauGB, 


11. die Ablösung von bis zu drei Stellplätzen gemäß der Stellplatzablösesatzung, 


12. die sanierungsrechtliche Genehmigung gemäß § 144 BauGB, 


13. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 7 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wertgren-


ze von 30.000 Euro nicht überschreiten, 


14. Rechtsgeschäfte gemäß § 45 Abs. 2 Nr. 10 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-


grenze von 10.000 Euro nicht überschreiten, 


15. Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 2 Nr. 13 KVG LSA, die im Einzelfall eine Wert-


grenze von 2.500 Euro nicht übersteigen, 


16. nicht erhebliche über- oder außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 


(§ 105 Abs. 1 Satz 2 KVG LSA) sowie über- oder außerplanmäßige Verpflichtungen 


gemäß § 107 Abs. 5 KVG LSA bis 30.000 Euro im Einzelfall; ferner über- und außer-


planmäßige Mehrbedarfe im Rahmen der Jahresabschlussbuchungen (innerbetriebli-


che Leistungsverrechnungen und weitere zahlungsunwirksame Buchungen), 


17. Änderungen des Sanierungswirtschaftsplanes, des Maßnahmeplanes "städtebauli-


cher Denkmalschutz" und der Maßnahmepläne Stadtumbau Ost "Altstadt" dahinge-


hend, dass die geplanten Einzelmaßnahmen lediglich innerhalb der Wirtschaftspläne 


verschoben bzw. ausgetauscht werden und die jeweiligen Haushaltsansätze der 


Wirtschaftspläne der Einzelpläne laut Haushaltsplan nicht überschritten werden, 


18. Abweichungen von Vorgaben der gültigen Gestaltungssatzungen, wenn diese be-


gründete Ausnahmefälle darstellen und soweit sie in den einzelnen Paragraphen und 


deren Begründungen in den Satzungen vorgesehen sind, 


19. geringfügige Ausnahmen und Befreiungen von Festlegungen gültiger Bebauungsplä-


ne, Vorhaben- und Erschließungsplänen sowie Abweichungen von sonstigem Orts-


recht gemäß BauGB und BauO LSA, 


20. die Annahme oder Vermittlung von geringfügigen Spenden, Schenkungen und ähnli-


chen Zuwendungen gemäß § 99 Abs. 6 Satz 4 KVG LSA bis zu einem Betrag in Hö-


he von 10.000 Euro37, 


21. die Beantragung und Weitergabe von Fördermitteln aus dem Programm „Stadtumbau 


                                                 
37 Vgl. § 99 VI 4 und 5 KVG LSA. 
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Ost Rückbau“. 


 


(3) Dem Oberbürgermeister obliegt die Geschäftsverteilung innerhalb der Verwaltung.38 


 


 


§ 10 


Allgemeine Vertretung des Oberbürgermeisters 


 
1Der Stadtrat der Stadt Köthen (Anhalt) wählt einen Beschäftigten der Stadtverwaltung als 


Vertreter des Oberbürgermeisters für den Verhinderungsfall39. 2Das Vorschlagsrecht dafür 


hat der Oberbürgermeister. 


 


 


§ 11 


Gleichstellungsbeauftragte 


 


(1) Zur Verwirklichung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und Män-


nern bestellt der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister eine hauptamtliche40 


Gleichstellungsbeauftragte41. 


 


(2) 1Die Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten ist widerruflich. 2Über die Abberufung 


entscheidet der Stadtrat im Einvernehmen mit dem Oberbürgermeister. 3Einer Abberufung 


bedarf es nicht bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses. 


 


(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den Sitzungen des Stadtrates und der Aus-


schüsse teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen ist. 2Ihr ist in Angelegenheiten 


ihres Aufgabenbereiches auf Verlangen das Wort zu erteilen.42 


                                                 
38 Vgl. § 66 I KVG LSA. 
39 Vgl. § 67 I KVG LSA. 
40 Vgl. § 78 II 1 KVG LSA. Danach ist in Kommunen mit mindestens 25.000 Einwohnern die Gleich-
stellungsbeauftragte hauptamtlich tätig. 
41 § 78 I KVG LSA verwendet abweichend vom sonst üblichen generischen Maskulinum ausdrücklich 
die weibliche Form „Gleichstellungsbeauftragte“. Trotz der sprachlichen Gleichstellungsklausel in 
§ 159 KVG LSA ist deshalb davon auszugehen, dass diese Funktion nur von einer Frau wahrgenom-
men werden kann. Entsprechendes gilt auch für die Hauptsatzung. 
42 Siehe § 78 IV KVG LSA. 
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IV. ABSCHNITT 


UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER 


 


 


§ 12 


Einwohnerversammlung43 


 


(1) 1Über allgemein bedeutsame Angelegenheiten der Stadt Köthen (Anhalt) können die 


Einwohner auch durch Einwohnerversammlungen unterrichtet werden. 2Der Oberbürger-


meister beruft die Einwohnerversammlungen ein. 3Er setzt die Gesprächsgegenstände sowie 


Ort und Zeit der Veranstaltung fest. 4Die Einladung ist gemäß § 16 Abs. 2 bekanntzumachen 


und soll in der Regel 14 Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. 5Die Einladungsfrist 


kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden. 


 


(2) Die Einwohnerversammlungen können auf Teile des Stadtgebietes beschränkt wer-


den. 


 


(3) Der Oberbürgermeister unterrichtet den Stadtrat in seiner nächsten Sitzung über den 


Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen Ergebnisse. 


 


 


§ 13 


Einwohnerfragestunde44 


 


(1) Der Stadtrat sowie seine beschließenden Ausschüsse45 führen im Rahmen ordentli-


cher öffentlicher Sitzungen eine Einwohnerfragestunde durch. 


 


(2) 1Die Einwohnerfragestunde erfolgt in der Regel zum Beginn der Sitzung. 
2Abweichungen hiervon kann der Vorsitzende des Stadtrates in der Einladung zur Sitzung 


festlegen. 


 


(3) 1Der Vorsitzende des Stadtrates stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde 


fest. 2Findet sich zu Beginn der Fragestunde kein Einwohner ein, kann sie geschlossen wer-


den. 3Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt sein. 


                                                 
43 Vgl. § 28 I KVG LSA. 
44 Vgl. § 28 II KVG LSA. 
45 Vgl. § 28 II 1 KVG LSA. Danach sind auch in den beschließenden Ausschüssen Fragestunden vor-
zusehen. 
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Variante 146: 


(4) 1Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 


Frage beziehen, zu stellen. 2Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die 


in die Zuständigkeit der Stadt Köthen (Anhalt) fallen. 3Angelegenheiten der Tagesordnung 


können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein; über Ausnahmen entscheidet der 


Vorsitzende des Stadtrates. 


 


Variante 247: 


(4) 1Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, 


grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen, die sich auf den Gegenstand der ersten 


Frage beziehen, zu stellen. 2Zugelassen sind vorrangig Fragen, die die Tagesordnung betref-


fen und Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit der Stadt Köthen (An-


halt) fallen. 3Die Redezeit beträgt in der Regel drei Minuten. 4Persönliche Angelegenheiten 


einzelner Personen können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein. 


 


(5) 1Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den Oberbürger-


meister oder den Vorsitzenden des Stadtrates. 2Eine Aussprache findet nicht statt. 3Ist die 


Beantwortung der Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche 


Antwort, die innerhalb von vier Wochen erteilt werden soll. 4Schriftliche Antworten sind dem 


Protokoll der auf die Beantwortung folgenden nächsten ordentlichen Stadtratssitzung beizu-


fügen. 


 


(6) 1Auf die Einwohnerfragestunden in den beschließenden Ausschüssen finden die Re-


gelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend Anwendung. 2An die Stelle des Vorsitzenden 


des Stadtrates tritt der Vorsitzende des beschließenden Ausschusses. 


 


(7) 1Auf die Einwohnerfragestunden in den Ortschaftsräten und ihren beschließenden 


Ausschüssen finden die Regelungen der Absätze 2 bis 5 entsprechend Anwendung48. 2An 


die Stelle des Vorsitzenden des Stadtrates tritt der Ortsbürgermeister. 


                                                 
46 Die Variante 1 orientiert sich an der bisherigen Rechtslage in der Stadt Köthen (Anhalt) und den 
Empfehlungen des SGSA. 
47 Die Variante 2 orientiert sich an der Regelung in der Stadt Halle (Saale). 
48 Vgl. § 84 V KVG LSA. 


Seite 18 von 22 







Entwurf - Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) - Entwurf 
 


§ 14 


Bürgerbefragung49 


 
1Eine Bürgerbefragung nach § 28 Abs. 3 KVG LSA erfolgt ausschließlich in wichtigen Ange-


legenheiten des eigenen Wirkungskreises der Stadt Köthen (Anhalt). 2Sie kann nur auf der 


Grundlage eines Stadtratsbeschlusses durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ 


zu beantwortende Frage formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die Befragung 


als elektronische Abstimmung im Internet oder im schriftlichen Verfahren erfolgt, in welchem 


Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstimmungsergebnis 


bekanntzugeben ist. 


 


 


V. ABSCHNITT 


EHRENBÜRGER UND EHRENBEZEICHNUNG 


 


 


§ 15 


Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnung 


 


Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung be-


darf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Stadtrates.50 


 


 


VI. ABSCHNITT 


ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 


 


 


§ 16 


Öffentliche Bekanntmachungen 


 


(1) 1Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen und Beschlüsse werden im Amts-


blatt der Stadt Köthen (Anhalt) öffentlich bekannt gemacht. 2Es erscheint in der Regel monat-


lich. 3Bekanntmachungen und Beschlüsse, für die aus zeitlichen Gründen eine Bekanntma-


chung im nächsten Amtsblatt nicht ausreichend ist, werden in der Mitteldeutschen Zeitung im 


Anzeigeteil der Lokalausgabe Köthen veröffentlicht. 4Auf diese Bekanntmachung wird im 


darauf folgenden Amtsblatt hingewiesen. 5Die Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erschei-
                                                 
49 Vgl. § 28 III KVG LSA. 
50 Vgl. § 22 IV KVG LSA. 
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nungstages bewirkt, an dem im Falle des Satz 1 das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) 


bzw. im Falle der Sätze 3 und 4 die Mitteldeutsche Zeitung den bekanntzumachenden Text 


enthält.51 


 


(2) 1Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse 


werden spätestens sechs Tage vor der Sitzung auf der Internetseite der Stadt Köthen (An-


halt) unter www.koethen-anhalt.de öffentlich bekannt gemacht. 2Ergänzend ist der Bekannt-


machungstext durch Aushang im Schaukasten des Rathauses mindestens drei Tage vor der 


Sitzung zu veröffentlichen. 3Soweit die Bekanntmachung nach Satz 1 wegen technischer 


Probleme nicht möglich ist, hat sie drei Tage vor der Sitzung in der Mitteldeutschen Zeitung, 


Lokalausgabe Köthen, zu erfolgen. 4In den Fällen der Ladung des Stadtrates nach 


§ 53 Abs. 4 Satz 5 KVG LSA erfolgt die Bekanntmachung soweit möglich unverzüglich nach 


der Ladung entsprechend den Sätzen 1 und 2. 52 


 


(3) Zeit, Ort und die Tagesordnung des Ortschaftsrates Merzien werden drei Tage vor 


der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Merzien, An der Bushaltestelle gegenüber der Straße der DSF 33, 


2. im Ortsteil Hohsdorf, Straße des 7. Oktober 16, 


3. im Ortsteil Zehringen, Straße der Freundschaft 11, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(4) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzung Arensdorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Arensdorf, Gahrendorfer Weg 11, 


2. im Ortsteil Gahrendorf, Arensdorfer Weg 6 am Pumpenhaus, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(5) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Baasdorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in dem Schaukasten Köthener Str. 23, Verkaufsstelle, öffentlich bekannt ge-


macht. 


 


(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Dohndorf werden drei Tage 


vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfstraße 9, vor dem Gemeindebüro, öffentlich be-


kannt gemacht. 


 


(7) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftsratssitzungen Löbnitz an der Linde 
                                                 
51 Vgl. § 9 KVG LSA. 
52 Vgl. § 52 IV KVG LSA. 
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werden drei Tage vor der Sitzung in dem Schaukasten Dorfplatz 2 öffentlich bekannt ge-


macht. 


 


(8) Zeit, Ort und die Tagesordnung der Ortschaftssitzungen Wülknitz werden drei Tage 


vor der Sitzung in den Schaukästen 


1. im Ortsteil Großwülknitz, am Grundstück Kastanienplatz 1, 


2. im Ortsteil Kleinwülknitz, Hauptstraße, gegenüber dem Grundstück Nr. 19, 


öffentlich bekannt gemacht. 


 


(9) Bekanntmachungen nach § 10 Abs. 2 des Verwaltungszustellungsgesetzes (öffentli-


che Zustellung) und Bekanntmachungen im Wege der Amtshilfe werden durch Aushang an 


der amtlichen Bekanntmachungstafel im Eingangsbereich des Haupteinganges des Rathau-


ses der Stadt Köthen (Anhalt), Marktstraße 1-3, öffentlich bekannt gemacht, sofern gesetz-


lich nichts anderes bestimmt ist. 


 


(10) 1Das Amtsblatt der Stadt Köthen (Anhalt) wird den Haushalten der Stadt Köthen (An-


halt) kostenlos zur Verfügung gestellt. 2Hierüber hinaus hat jede Person das Recht, Satzun-


gen einschließlich aller Anlagen und Pläne innerhalb der öffentlichen Sprechzeiten der Stadt-


verwaltung Köthen einzusehen und sich gegen Erstattung der dadurch entstehenden Kosten 


Abschriften fertigen zu lassen53. 


 


(11) 1Ist das Amtsblatt für die Veröffentlichung von Plänen, Karten oder Zeichnungen so-


wie Begründungen oder Erläuterungsberichte, die Bestandteile von Satzungen sind, nicht 


geeignet, so erfolgt die öffentliche Bekanntmachung dieser Teile dadurch, dass sie während 


der öffentlichen Sprechzeiten der Stadtverwaltung öffentlich ausgelegt werden und in der 


Bekanntmachung des textlichen Teils der Satzung auf die Dauer und den Ort der Auslegung 


hingewiesen wird. 2Satz 1 findet sinngemäß Anwendung auf entsprechende Bestandteile 


sonstiger54 Bekanntmachungen, sofern gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.55 


                                                 
53 Vgl. § 9 I 4 KVG LSA. 
54 Also nicht die Bekanntmachung von Satzungen. 
55 Vgl. § 9 II KVG LSA. 
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VII. ABSCHNITT 


SCHLUSSVORSCHRIFTEN 


 


 


§ 17 


Sprachliche Gleichstellung 


 


Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und 


weiblicher Form.56 Dies gilt nicht für die Funktionsbezeichnung Gleichstellungsbeauftragte. 


 


 


§ 18 


Inkrafttreten 


 
1Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt 


Köthen (Anhalt) in Kraft. 2Zugleich treten die Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt) vom 


10.12.2001, zuletzt geändert durch die 6. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Köthen (An-


halt) vom 20.01.2014, sowie die Zuständigkeitsordnung des Stadtrates der Stadt Köthen 


(Anhalt) außer Kraft. 


 


 


Köthen (Anhalt),  


 


 


Kurt-Jürgen Zander 


Oberbürgermeister    (Siegel) 


 
56 Vgl. Art. 100 Verf LSA, § 159 KVG LSA. 
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